
Surfkurs im Bundestag
DIGITALE AGENDA Parlament streitet über Regierungspläne zum flächendeckenden schnellen Internet

A
lexander Dobrindt (CSU) hat
zwei Lieblingsthemen. Das ist
zum einen die Pkw-Maut, für
die er sich als Verkehrsminister
stark macht, und das ist zum
anderen die Digitalisierung, die

ihn in seiner Rolle als Minister für digitale
Infrastruktur fordert. Während der Gesetz-
entwurf zur heftig kritisierten Maut noch auf
sich warten lässt, liegt bei der Digitalisierung
nun die „Digitale Agenda der Bundesregie-
rung 2014 bis 2017“ (18/2930) vor. Darin
versprechen Dobrindt und seine ebenfalls
für die Digitalisierung zuständigen Mitstrei-
ter, Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel
(SPD) und Innenminister Thomas de Mai-
zière (CDU), unter anderem, bis 2018 eine
flächendeckende Breitbandinfrastruktur mit
einer Downloadgeschwindigkeit von min-
destens 50 Megabit pro Sekunde zu schaffen.
Doch trotz dieser verlockenden Aussicht
trifft das 40-seitige Gemeinschaftswerk nicht
den Geschmack der Opposition, wie sich im
Verlauf der Bundestagsdebatte am vergange-
nen Donnerstag zeigte.
Von einer „folgenlosen Ankündigungspolitik“
der Bundesregierung sprach Halina Wawzyni-
ak (Die Linke). Benötigt werde ein Fahrplan,
„welches Vorhaben wann umgesetzt wird“.
Stattdessen fülle die Regierung 40 Seiten auf,
„mit Dingen, die zu tun sind“. Und das, ob-
wohl es doch mehr als 100 konkrete Hand-
lungsempfehlungen der Internet-Enquete
aus der vergangenen Legislaturperiode gebe.
Die Vorlage komme einem Offenbarungseid
gleich, sagte Konstantin von Notz (Grüne).
Es fehle unter anderem jede Aussage zur Fi-
nanzierung des geplanten Netzausbaus.
Auch Bürgerrechte und Datenschutz kämen
zu kurz.

Frequenz-Versteigerung zeigte sich auch
Sören Bartol (SPD) – und zwar von der Op-
position. Linke und Grüne würden die Debat-
te „miesepetrig“ führen, beklagte er. Anders
die Koalition: „Wir handeln und sie lamentie-
ren immer nur.“ Der Abgeordnete Thomas
Jarzombek (CDU) wies den Vorwurf zurück,
die Koalition lege zu wenig Gewicht in die
Digitalpolitik. Es gebe nicht nur inzwischen
einen eigenen Ausschuss für das Thema, son-
dern mit Günther Oettinger (CDU) bald auch
einen deutschen Digitalkommissar in der EU-
Kommission.
Infrastrukturminister Dobrindt machte
schließlich deutlich, dass man mit dem Ver-
kauf von Mobilfunkfrequenzen zumindest ei-
nen Teil der finanziellen Mittel erwirtschaften
wolle, mit denen der Breitbandausbau unter-
stützt werden soll. Fernsehzuschauer, die ihr
Programm über DVB-T empfangen, wird dies
weniger freuen. Statt 2020 soll nun schon

2017 relativ übergangslos das Programm ab-
geschaltet werden, um die Frequenz für mög-
lichst viel Geld zu verkaufen. Und dann ist da
ja noch die Netzallianz Digitales Deutsch-
land, in der sich investitionsfreudige Unter-
nehmen der Telekommunikationsbranche zu-
sammengefunden haben. Acht Milliarden
Euro seien diese allein im
kommenden Jahr bereit, in
den Netzausbau zu investie-
ren, freute sich der Minister.
Bei der Linken-Abgeordneten
Wawzyniak schrillen da je-
doch die Alarmglocken.
Schließlich hätten die in der
Allianz zusammengeschlosse-
nen Unternehmen relativ un-
verblümt deutlich gemacht,
was sie sich als Gegenleistung
für ihre Investitionen erwar-
ten. Nämlich die Möglichkeit,
zusätzliche „Service-Dienste“
anzubieten, also Leistungen, die für ein Extra-
entgelt in besonderer Qualität angeboten
werden. Ein Unding, findet Wawzyniak. „Sie
wollen die Netzneutralität opfern, um den
Breitbandausbau zu finanzieren“, sagte sie an
die Regierung gewandt. „Das ist mit uns nicht
zu machen“, fügte sie hinzu.

Mit der SPD eigentlich auch nicht, haben sich
die Sozialdemokraten doch immer für die
Wahrung der Netzneutralität, also der Gleich-
behandlung aller Daten im Netz, ausgespro-
chen. Laut Lars Klingbeil bleibt das auch so.
„Wir werden die Netzneutralität gesetzlich
verankern“, sagte der SPD-Abgeordnete. Den-

noch sei Dobrindts Weg, al-
le Akteure an einen Tisch
zu holen, richtig. „Am Ende
entscheidet aber das Parla-
ment“, machte er deutlich.
Die entscheidende Rolle
des Bundestags betonte
auch sein Fraktionskollege
Sören Bartol. Die vorgelegte
Agenda sei ein Maßnah-
menplan, „der vom Parla-
ment Schritt für Schritt ab-
gearbeitet wird“, so Bartol.
„Es liegt nun in unseren
Händen, ob wir dabei

ängstlich nur die Risiken der Digitalisierung
betonen oder ob wir die Digitalisierung als
Chance begreifen“, sagte er mit Blick auf die
Kritik aus den Reihen der Opposition.
Davon angesprochen fühlte sich Konstantin
von Notz und stellte klar: „Wir führen keine
Angstdebatte.“ Der Fall Snowden sei aber die

Realität. Umso verwunderlicher, dass sich
über den größten Datenschutzskandal kein
Wort in der Vorlage finde. Was die Koalition
hier als Agenda abzufeiern versuche, so der
Grünen-Abgeordnete, sei hochnotpeinlich.
Tatsächlich sei die Digitalpolitik der Regie-
rung von Kompetenzstreitigkeiten zwischen
den zuständigen Ministerien gezeichnet, die
allesamt versagt hätten. „Wirtschaftsminister
Gabriel schafft es noch nicht einmal, Rechts-
sicherheit bei WLAN-Betreibern sicherzustel-
len“, so Notz. Innenminister de Maizière wol-
le IT-Sicherheit schaffen, halte aber an der
Vorratsdatenspeicherung fest. Dobrindt wie-
derum wolle den Breitbandausbau voranbrin-
gen, ihn aber nicht finanzieren.

Gegen die Skepsis Dem CDU-Abgeordne-
ten Peter Tauber war das alles zu viel der
Skepsis. „Die Debatte braucht einen positiven
Impuls“, befand er und erinnerte an das
schon gemeinsam Erreichte. Noch in der ver-
gangenen Legislaturperiode sei es undenkbar
gewesen, sich am Donnerstag zur Kernzeit zu
einer Debatte über die Digitalisierung zusam-
menzufinden. Dass dies jetzt möglich sei, zei-
ge doch, „dass die Politik in Deutschland ver-
standen hat, welche Weichen wir zu stellen
haben“, sagte Tauber. Götz Hausding T
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Mensch und
Werkzeug

VON JÖRG BIALLAS

Wenn ein politisches Projekt so komplex ist,
dass es einen Vorgang gleichzeitig befördern
und begrenzen soll, ist die Umsetzung zwar
nicht zwingend unmöglich, aber doch eine
besondere Herausforderung. So verhält es
sich bei der Digitalen Agenda, die der Bun-
destag in der vergangenen Sitzungswoche
behandelt hat. Denn einerseits sollen die
technischen Möglichkeiten des Datenaustau-
sches in Deutschland flächendeckend ausge-
baut werden. Andererseits sollen Daten-
schutz wie Datensicherheit darunter nicht
leiden und sich sogar deutlich verbessern.
Kein Kinderspiel also. Und doch gibt es einen
weitgehenden politischen Konsens, dass die-
se Ziele erreicht werden müssen, um der Zu-
kunft mit dem notwendigen technischen
Rüstzeug begegnen zu können.
Längst begleitet uns das Internet buchstäb-
lich von der Wiege bis zur Bahre: Glückliche
Eltern posten die Fotos ihrer Neugeborenen;
traurige Hinterbliebene schalten Todesanzei-
gen – selbstverständlich auch im Netz. In der
Zeit zwischen diesen beiden Ereignissen
sammelt jeder von uns eine Datenakte uner-
messlichen Ausmaßes. Kontrollierbar sind die
so zusammengetragenen, teils sehr intimen
Fakten längst nicht mehr. Schon gar nicht
von dem Betroffenen.
Gerade die nachwachsende Generation be-
gegnet den Gefahren, die im Netz lauern,
mit einer unglaublichen Sorglosigkeit. Die
„sozialen“ Netzwerke sind vielleicht kom-
munikativ, vielleicht gesellig, vielleicht spa-
ßig. Angesichts der Möglichkeit, damit ande-
re Menschen an den Pranger zu stellen oder
über sich selbst unbemerkt Persönliches
preiszugeben, sind sie aber eines gewiss
nicht: sozial.
Und doch wird auch hier der technische Fort-
schritt immer wieder neue Akzente setzen.
Deshalb sind klare Regeln nötig, wer, wann,
wie auf welche Daten zugreifen darf.
Solche Regeln müssen auch für den Staat
und die Wirtschaft, die in großem Ausmaß
von den Daten profitiert, gelten. Sie sollten
kontinuierlich von wissenschaftlicher Abwä-
gung begleitet, ethisch eingeordnet und bei
Bedarf politisch nachjustiert werden.
Ein Leben ohne Internet ist längst nicht mehr
vorstellbar. Das weltweite Netz ist nahezu
überall präsent und notwendig. Umso wich-
tiger ist es, dass das Internet ein Werkzeug
des Menschen bleibt. Und nicht umgekehrt.

»Die Koalition
wird die

Netz-
neutralität
gesetzlich

verankern.«
Lars Klingbeil, SPD

Die weltweiteVernetzung durch digitale Datenströme nimmt rasant zu.Vor allem junge Menschen nutzen immer mehr das Internet. © picture-alliance/dieKLEINERT.de / Rita Kohel/Westend61/Collage: Stephan Roters
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KOPF DER WOCHE

Ministerrede
zur Netzpolitik
Alexander Dobrindt Es war keine Selbstverständlich-
keit, dass der Minister für Verkehr und digitale Infra-
struktur die Positionen der Bundesregierung bei der

Bundestagsdebatte zur
Digitalen Agenda ver-
treten durfte. Denn um
die Kompetenzen im In-
ternetbereich rangeln
außer Alexander Dob-
rindt (CSU) in dieser Le-
gislaturperiode noch
die Minister Sigmar Ga-
briel (Wirtschaft, SPD)
und Thomas de Maiziè-
re (Inneres, CDU). Aber
die Koalition hatte ent-

schieden, dass der Minister, dessen Ressort dasThema
auch im Namen führt und dazu dennoch den kleinsten
Etat hat, bei der ersten großen Internet-Debatte reden
durfte. Schon im September bei der Etateinbringung
2015 hatte Dobrindt das ehrgeizige Koalitions-Vorha-
ben, bis 2018 jeden Haushalt mit einem schnellen
50-Megabit-Anschluss zu versorgen, angerissen. Am
vergangenen Donnerstag erläuterte er den dornigen
Weg dahin und sprach von einem „Gemeinschaftspro-
jekt zwischen Politik undWirtschaft“. kru T
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ZAHL DER WOCHE

79
Milliarden Euro Umsatz machte die Inter-
netwirtschaft im vergangenen Jahr in
Deutschland. Das entspricht einem Anteil
am Bruttoinlandsprodukt von rund drei Pro-
zent. Insgesamt sind in der Internet- und Di-
gitalwirtschaft hierzulande rund 900.000
Menschen beschäftigt.

ZITAT DER WOCHE

»Sie wollen
die Neutralität
im Netz
opfern.«
Halina Wawzyniak von der Linksfraktion im Bundes-
tag zu Regierungsplänen, für den Internetausbau Fir-
men als Gegenleistung für Investitionen zusätzliche
Servicedienste zu erlauben.
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Der Weg zum superschnellen Netz
STRATEGIE Der Ausschuss Digitale Agenda übernimmt die Federführung für die Ausbaupläne der Regierung

Mit Kritik musste der im Februar
neu eingesetzte Ausschuss Digi-
tale Agenda von Anfang an le-
ben. Ein zahnloser Tiger sei er,

da der Ausschuss nicht federführend agiere,
hieß es. Und in der Tat – bei Kernfragen wie
Netzneutralität, Netzausbau oder Datensi-
cherheit haben weiterhin Wirtschafts-, Infra-
struktur- sowie Innenministerium das Sagen.
Bei der Digitalen Agenda der Bundesregie-
rung für 2014 bis 2017 (18/2390) über-
nimmt der neue Internet-Ausschuss nun erst-
mals die Federführung.
Kernaussage der Agenda ist: Bis 2018 wird es
eine flächendeckende Breitbandinfrastruktur
mit einer Downloadgeschwindigkeit von
mindestens 50 Megabit pro Sekunde (Mbit/
s) in ganz Deutschland geben. 2013 nutzten
nach Auskunft der europäischen Statistikbe-
hörde Eurostat 85 Prozent der Deutschen
Breitband-Anschlüsse. Eine verlässliche Aus-
sage über die dabei erzielten Downloadge-
schwindigkeit gibt es jedoch nicht. Die ge-
planten 50 Mbit/s will die Bundesregierung
„mittels eines effizienten Technologiemixes“
erreichen. Neben dem Glasfaserkabel wird
auf das mobile Breitband gesetzt. Mit der
LTE-Mobilfunktechnologie beispielsweise

sind Übertragungsgeschwindigkeiten bis zu
100 Mbit/s möglich.
Für den Aufbau der Hochgeschwindigkeits-
netze werden aus Sicht der Regierung staatli-
che Impulse benötigt. „Durch Rahmenbedin-
gungen schaffen wir optimale Anreize für
den Ausbau durch den Markt“, heißt es in
der Agenda. Neben dem Ausbau der Infra-
struktur spielt auch der Bereich der digitalen

Wirtschaft eine große Rolle in der Strategie der
Bundesregierung. Sie unterstützt die Zukunfts-
projekte 4.0 und „Smart Services“ der
Hightech-Strategie, „die zu einer ressortüber-
greifenden Innovationsstrategie weiterentwi-
ckelt werden sollen“. Hinter Smart Services ver-
birgt sich der Gedanke, dass Produkte perma-
nent vom Hersteller optimiert werden und Up-
dates erhalten. Dies, so die Regierung, solle zur

Sicherung und zum Ausbau Deutschlands als
leistungsfähigem Innovations- und Produkti-
onsstandort und zur Rückholung von Produk-
tion nach Deutschland dienen.
In der Agenda kündigt die Regierung auch ei-
ne Modernisierung des europäischen Daten-
schutzrechts an. Wichtigster Schritt dabei sei
die Verabschiedung der Datenschutz-Grund-
verordnung spätestens im Jahr 2015. Ein wei-
teres Schlagwort ist „Big Data“. Dabei geht es
um IT-Lösungen, die dabei helfen sollen, die
immer schneller wachsenden Datenmengen
zu strukturieren und sie nutzbar zu machen.
Die Bundesregierung will hier ihre Innovati-
onsförderung ausbauen, um die „großen Po-
tenziale für Wirtschaft, Wissenschaft sowie
das Gesundheitswesen“ zu erschließen. Auch
die staatliche Verwaltung soll modernisiert
werden. So plant die Regierung unter ande-
rem, die De-Mail flächendeckend einzufüh-
ren. hau T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Herr Koeppen, Ihr Wahlkreis umfasst die
Uckermark und den Barnim – ländliche Re-
gionen im Norden Brandenburgs. Wie sieht
es dort mit der Versorgung mit schnellen In-
ternetanschlüssen aus?
Der Ausbau geht zwar voran, dennoch haben
wir in meinem Wahlkreis noch zu viele weiße
Flecken, die mittlerweile ein echter Nachteil
für die Unternehmen und die Einwohner
sind. Brandenburg ist leider auch bei der Ver-
sorgung mit schnellen Internetanschlüssen
insgesamt kein Vorreiter.

Haben wir in Deutschland die Entwicklung
der Digitalisierung zu lange ignoriert?
Die Entwicklung der Digitalisierung wurde
nicht ignoriert, aber die rasante Dynamik wur-
de schlicht unterschätzt.

Nun gibt die Bundesregierung in ihrer Digi-
talen Agenda das Ziel vor, bis 2018 eine flä-
chendeckende Breitbandinfrastruktur mit ei-
ner Downloadgeschwindigkeit von mindes-
tens 50 Megabit pro Sekunde zu erreichen.
Ist das realistisch?
Für mich ist dieses Ziel realistisch. Aber ganz
klar ist, diese Infrastruktur gibt es nicht zum
Nulltarif. Und ganz klar ist auch, dass die Län-
der sich ebenfalls engagieren müssen. Im Üb-
rigen machen alternative Verlegetechniken,
wie etwa das Verlegen von Leerrohren, Micro-
oder Minitrenching, oder die Mitnutzung of-
fener Gräben, den Ausbau auch schneller und
kostengünstiger.

Für die Zielerreichung wurde ein Zeitraum
bis 2018 benannt. Dann ist die derzeitige
Regierung aber gar nicht mehr im Amt. Will
man sich so vor der Verantwortung im Falle
eines Scheiterns drücken?
Nein! 2017 ist doch klar erkennbar, ob das
Ziel erreicht wird oder nicht. 2017 wird das
Ziel aber noch nicht erreicht sein. Eine Fest-
schreibung von 45,8 oder 46,3 Mbit/s für das
Jahr 2017 im Koalitionsvertrag wäre eine selt-
same Festlegung.

Was die Finanzierung des Ausbaus des Inter-
nets angeht, so findet sich in der Digitalen
Agenda der Bundesregierung nicht allzu
viel Konkretes. Sie haben unlängst dafür
plädiert, den Providern zusätzliche „Service-
dienste“ zu erlauben, wenn sie ländliche Re-
gionen an die Datenautobahn anschließen.
Irgendwo muss das Geld verdient werden, was
anschließend von den Providern in die Infra-
struktur investiert wird. Die Serviceleistungen
müssen für mich ganz klar diskriminierungs-
frei angeboten werden und das Ganze darf
nicht zu Lasten der Leistung für die übrigen
Nutzer gehen. Davon profitieren aus meiner
Sicht letztendlich alle Nutzer.

Dennoch gab es Kritik an ihrem Vorschlag.
Auch aus den Reihen der SPD hieß es, die
Netzneutralität im Gegenzug für Investiti-
onsversprechen in den Breitbandausbau auf-
zuweichen komme nicht in Frage. Was hal-
ten Sie dagegen?
Ich halte es für verfehlt, wenn wir Regionen
von den Entwicklungschancen abkoppeln und
die digitale Spaltung der Gesellschaft riskie-
ren, nur weil wir die Netzneutralität zu dog-
matisch formulieren wollen. Ich finde, wir
brauchen hier eine Lösung, die für die Nutzer
gut ist. Neue Erkenntnisse müssen auch zu
neuen Entscheidungen führen.

Entscheidungen zum Thema Netzneutralität
fallen den Bereich des SPD-geführten Wirt-
schaftsministeriums. Was auf das Problem
hinweist, dass sich mit dem Wirtschafts-,
dem Infrastruktur- und dem Innenministeri-
um gleich drei Häuser um das Thema Digi-
tale Agenda kümmern. Oder ist das gar
kein Problem?
Ich sehe das gegenwärtig durchaus positiv. In
drei ganz zentralen Ressorts der Regierung
wird die Digitale Agenda engagiert vorange-
bracht. Die Teamarbeit, die hier zwischen den
Ressorts jetzt notwendig ist, kann beispielhaft

für das Arbeiten der Verwaltung werden. Zu-
dem: Ich bin ein Fan von Wettbewerb und
letztendlich nützt ein gesunder Wettbewerb
zwischen den Ressorts, damit die besten Ideen
und gute Lösungen schnell vorankommen.

Der von ihnen geleitete Ausschuss Digitale
Agenda wurde von Kritikern anfangs als
zahnloser Tiger belächelt, weil er keine The-
men federführend beraten sollte. Nun haben
Sie die Federführung bei der Digitalen
Agenda der Bundesregierung. Sehen Sie das

als ein Zeichen der Wertschätzung des Aus-
schusses?
Der Bundestag will die Digitalisierung nicht
als Randthema in den einzelnen Fachaus-
schüssen abarbeiten. Oft ist das Zusammen-
führen sehr vieler Fachbereiche notwendig,
um innovative Lösungen anzubieten. Wir sind
damit die Klammer und die Treiber für digita-
le Themen. Wir haben viel zu tun.

Die konkreten Maßnahmen, die zur Errei-
chung der Ziele in der Agenda nötig sind,

werden aber nach wie vor von den genann-
ten Ministerien und den ihnen zugeordne-
ten Ausschusses beraten und entschieden.
Wäre eine Bündelung in einem „Internet-
Ministerium“ und dem federführenden
Ausschuss Digitale Agenda nicht sinnvol-
ler?
Dann würden wir über Nacht alle großen The-
men in unseren Ausschuss ziehen. Von der
Energiewende, über Industrie 4.0, über den
Datenschutz, den Netzausbau, e-health bis zu
sämtlichen Fragen des Verbraucherschutzes im
Netz. Für mich als Ausschussvorsitzender ist
das natürlich eine verlockende Idee. Aber man
muss einfach nüchtern konstatieren, dass die
bisherige Verantwortungs- und Zuständig-
keitsaufteilung im Parlament eine gute Lösung
ist. Das gleiche gilt für die Regierungsseite.
Wir brauchen jetzt eine konstruktive Zusam-
menarbeit zwischen meinem Ausschuss und
den Fachpolitikern. Und nicht Reibungsver-
luste durch langwieriges Umstrukturieren und
Neusortieren.

Der Netzausbau ist ein großes Thema bei Ih-
nen im Ausschuss. Doch es geht auch um die
Datensicherheit, die digitale Wirtschaft, ein
neues Urheberrecht, Medienkompetenz oder
auch die Digitale Verwaltung. Wie gewich-
ten Sie angesichts dieser Themenflut?
Das erfolgt selbstverständlich gemeinsam mit
den Fraktionen. Für mich ist ganz wichtig,
dass unser Ausschuss die Chancen der Digita-
lisierung für die Menschen greifbar macht.
E-health ist nicht nur ein nettes Schlagwort,
sondern kann die medizinische Unterversor-
gung in ländlichen Gebieten verhindern. Die
Digitalisierung insgesamt kann die peripheren
Regionen als Lebens- und Arbeitsort insgesamt
wieder attraktiver machen. Durch neue Ar-
beitsmodelle müssen Arbeits- und Lebensort
schließlich nicht mehr aufs engste mit dem
Sitz der Firma verbunden sein.

Welche Bedeutung hat denn eigentlich die
Digitalisierung für uns? Ist sie in ihrer Di-
mension mit der industriellen Revolution
Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhun-
derts vergleichbar?
Ganz sicher. Es ist der Wachstums- und Wohl-
standsmotor der kommenden Jahrzehnte. Das
müssen wir für Deutschland nutzen.

Braucht das Internet eine stärkere Regulie-
rung, um beispielsweise gesetzwidrige Inhal-
te von Kindern fernzuhalten?
Wir brauchen vor allem mehr Medienkompe-
tenz bei den Kindern, den Eltern und den
Lehrern.

Wie ist eigentlich ihr persönliches Internet-
Nutzungsverhalten zu beschreiben? Sind Sie
ein Nerd? Werden Sie nervös, wenn Sie mal
länger als geplant offline sein müssen?
So schnell werde ich nicht nervös. Ich bin oft
bewusst am Wochenende offline, bin weder
ein Nerd noch ein ,digital nativ‘. Ich nutze das
Netz und auch die sozialen Medien oft und
gern. Den Wert von einem persönlichen Aus-
tausch und dem Treffen von Freunden bei mir
zu Hause,können Chats für mich aber nicht
ersetzen.

Das Gespräch führte Götz Hausding.

Jens Koeppen (CDU) sitzt seit 2005 im
Bundestag. Der Brandenburger war

2009 bis 2013 Unions-Obmann der
Enquete-Kommission „Internet und

digitale Gesellschaft“ und ist seit Februar
Vorsitzender des neuen Ausschusses

Digitale Agenda.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Chancen
greifbar
machen«
Jens Koeppen Der Ausschuss-
vorsitzende erwartet durch die
fortschreitende Digitalisierung
mehr Attraktivität für ländliche
und periphere Regionen
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Populärer Blödsinn
CONTRA Zerschlagt Google! Setzt Amazon Grenzen!

Legt die Telekom an die Kette! Solche Pa-
rolen sind populär, aber auch Blödsinn.
Wer die Suchmaschine mit ihren vielen

Diensten oder das allumfassende Einkaufsportal
kleinfahren möchte, der sollte zweierlei bedenken.
Es sind die Nutzer, die den Dienst überhaupt erst
groß gemacht haben. Keiner wird gezwungen,
beim stündlichen Gang durchs Internet ausgerech-
net auf einen US-Dienst zu setzen. Dass das er-
staunlich viele machen, liegt nur daran, dass Goo-
gle besser ist – auch, da die heimische Alternative
fehlt. Intelligente Wirtschaftsförderung tut not.
Außerdem waren Monopole im Netz noch nie von
Dauer. Auch Google und Amazon werden schon
bald harten Wettbewerb erfahren. In Asien stößt
die Konkurrenz bereits auf Grenzen. Sie wird ex-
pandieren – bestenfalls mit Angeboten, die Nutzer
zum Wechsel animieren. Der chinesische Riese Ali-
baba hat Amazon bereits den Kampf angesagt.
Und dann die Telekommunikationsunternehmen.
Sie ächzen unter der Last, die Flatrates für hoch-
auflösende und damit datenhungrige Videos ver-
ursachen. Bequem ist das nur für die Anbieter, die
ein gigantisches Volumen einspeisen, den Trans-
port aber nicht bezahlen müssen. Wer Telekom
und Co. verbieten möchte, für solch extreme Be-
lastungen etwas zu verlangen, muss damit rech-
nen, dass die Netzqualität insgesamt leidet.
Natürlich müssen Unternehmen verpflichtet wer-
den, ein erschwingliches Grundangebot für alle
vorzuhalten. Doch der Ausbau hoch frequentierter
Trassen kostet – auch fürs Digitale unter der Erde.
Da ist es nur fair, wenn sich Intensivtäter beteili-
gen. Sonst droht Stau für alle.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Daniel Bouhs
Freier Journalist
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GASTKOMMENTARE
BRAUCHT DAS INTERNET MEHR REGULIERUNG?

Sinnvoll steuern
PRO Regulierung ist ein Unwort in der Netzgemein-

de. Die Gründerväter des Internets glaubten
an „groben Konsens und laufenden Code“,
formulierten die „Unabhängigkeitserklärung

des Cyberspace“. Tatsächlich funktioniert die „Selbstor-
ganisation“ in grundlegenden Bereichen der Netzver-
waltung wie der Domainvergabe recht gut. Aber das ist
nicht die ganze Geschichte. Mit dem Satz „Code is law“
machte der Harvard-Jurist Lawrence Lessig 1999 klar,
dass Programme, Software und technische Architektu-
ren rechtliche und soziale Normen setzen. Meist sind
beim Entwickeln dieser Standards im Silicon Valley sit-
zende Netzkonzerne federführend, die ihre eigene Poli-
tik der Datennutzung und Kommerzialisierung pflegen.
Das Internet ist aber für den Alltag eines großen Teils
der Weltbevölkerung zu wichtig geworden, um seine
Gestaltung – so Frank Schirrmacher – allein Ingenieu-
ren, Industriegiganten oder Geheimdiensten zu überlas-
sen.
Wird das Netz durch den Code eh „programmiert“, ist
es wichtig, das Internet durch eine kluge und demokra-
tische Netzpolitik sinnvoll zu steuern und weiterzuent-
wickeln. Volksvertreter sollten festlegen, dass der „Cy-
berraum“ ein Ort der Freiheit, der Offenheit und Trans-
parenz bleibt. Sie sind dazu allemal legitimierter als
Apple, Google, Facebook oder Microsoft. Es macht auch
Sinn, wenn Parlamente die Netzneutralität gesetzlich
verankern und verhindern, dassTelekommunikations-Fir-
men das offene Internet in eine Ansammlung teurer
„Spezialdienste“ zerfasern. Sie müssen dafür sorgen,
dass der Zugang zum Netz offen bleibt, eine angemes-
sene Breitbandgrundversorgung besteht, Wissen online
geteilt und vermehrt werden kann. Es ist ihre Aufgabe,
Verwaltungen mit Open Data gläsern zu machen, die
Daten der Nutzer aber zu schützen und kritische Infra-
strukturen abzusichern.

Stefan Krempl
Freier Journalist
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Der Netzpolitiker: Konstantin von Notz

Erst war die Politik, dann das Netz.“ Konstantin von Notz,
Jahrgang 1971, ist gewiss kein lichtscheuer „Nerd“, der
pausenlos am Computer sitzt und Mate-Limonade
schlürft. Schon als Schüler im „sponti-politisierten“

Frankfurt am Main habe er sich für Politik interessiert, erzählt
Notz. Vor allem das Thema Bürgerrechte habe ihn beschäftigt.
Durch die digitalen Technologien habe sich auch die Bürger-
rechtspolitik stark verändert. „So bin ich im Grunde über die Bür-
gerrechte zur Netzpolitik gekommen.“
Dass er bei den Grünen landete, ist für Notz folgerichtig. Sie hät-
ten schon immer einen Schwerpunkt bei den Bürgerrechten ge-
habt. In den vergangenen Jahren hätten Partei und Fraktion zur
Frage, „was bedeuten Bürgerrechte in der digitalen Welt“, sehr
gute Antworten entwickelt. Notz, seit 2009 im Bundestag, ist
heute netzpolitischer Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und Obmann im Ausschuss Digitale Agenda, zudem Obmann
im NSA-Untersuchungsausschuss und Vize-Fraktionschef.
Dass die Bundesregierung jetzt eine Digitale Agenda vorgelegt
hat, findet Notz nur im Grundsatz gut, nicht aber dem Inhalt
nach. So sei es richtig und auch nicht neu, dass die digitale Spal-
tung zwischen Stadt und Land überwunden werden soll. Doch sei
die Forderung nach schnellem Internet für alle „mit keinerlei Fi-
nanzierung hinterlegt“. Vor allem wurmt Notz, dass die Bundes-
regierung „so gut wie nicht aufgegriffen“ habe, was die Enquete-
Kommission „Internet und digitale Gesellschaft“ des Bundesta-
ges in der vergangenen Legislaturperiode an Vorschlägen erarbei-

tet hat. Dort, berichtet Notz, hätten Mitglieder aller Fraktionen
„sehr konstruktiv fraktionsübergreifend zusammengearbeitet“.
„Wir hatten über 100 fraktionsübergreifende Handlungsempfeh-
lungen. Leider nimmt jetzt die Digitale Agenda auf keinerlei die-
ser Handlungsempfehlungen Bezug.“ Das sei schade, da „wir mit
den Ergebnissen der Enquete-Kommission eigentlich eine sehr
tolle Agenda schon da liegen haben. An deren Abarbeitung hätte
man sich mal machen sollen, statt jetzt nochmal neue Dinge auf-

zuschreiben.“ Was da alles drin stand – Konstantin von Notz ist
bei der Aufzählung kaum zu stoppen. „Wir brauchen vor allem ei-
nen Update im Datenschutz für die digitale Welt, für soziale Netz-
werke. Wir brauchen die Verankerung der Netzneutralität als ei-
nen ganz wichtigen Grundsatz, wie das Internet funktionieren
muss. Wir brauchen aber auch in Deutschland Hilfe für Start-Ups,
für Crowd-Funding für junge Unternehmen. Wir brauchen ein Ver-

suchsfeld für partizipative Momente, für Open Data und ähnliche
Dinge. Dann die Verankerung von Medien- und Netzkompetenz
im Bildungssystem.“ Im Grunde sei jeder Politikbereich betroffen.
Schon zu Beginn der Großen Koalition sei die Forderung der En-
quete-Kommission, ein Ministerium zentral mit der Netzpolitik zu
betrauen, nicht umgesetzt worden, bedauert Notz. „Jeder kocht
sein eigenes Süppchen, die Zuständigkeiten zwischen den einzel-
nen Häusern sind weiterhin sehr unklar, und dementsprechend
zäh ist die ganze Geschichte.“ Zumindest der Bundestag selbst
hat, wenn auch erst im Februar diesen Jahres, einen Ausschuss
Digitale Agenda eingesetzt. Allerdings, schränkt Notz ein, auch
„nicht so, wie wir ihn in der Enquete vorgedacht haben“. Er hat
keinerlei Federführung, entscheidet also nicht über einzelne The-
men, sondern er ist nur mitberatend tätig. „Insofern bringt er ein-
fach zu wenig Gewicht auf die Waage, um in der Netzpolitik ent-
scheidend Einfluss zu nehmen.“ Er habe den Eindruck, betont der
Grüne, dass es auch „eine große Unzufriedenheit bei Abgeordne-
ten aus der Großen Koalition mit dem Zustand gibt.“
Unzufrieden ist Notz auch in seiner Eigenschaft als Obmann der
Grünen im NSA-Untersuchungsausschuss. Es hätten sich erheb-
liche Zweifel ergeben, ob der Bundesnachrichtendienst immer
im Rahmen des Rechts handelt. Wenn aber „unsere Geheim-
dienste verfassungswidrig agieren, muss das sofort abgestellt
werden“. Eine Bereitschaft seitens der Koalition, hier umge-
hend gesetzgeberisch tätig zu werden, sehe er aber „bisher lei-
der nicht“. Peter Stützle T

.....................................................................................................................................................

»Die Forderung nach
schnellem Internet

ist mit keinerlei
Finanzierung
hinterlegt.«
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Die Daten-Revolution
INTERNET Dem digitalen Wandel kann sich niemand mehr entziehen. Er verändert Alltag und Arbeitswelt fundamental

E
r krempelt in rasantem Tem-
po ganze Wirtschaftszweige
um und auch die Art und
Weise, wie Menschen mitei-
nander kommunizieren: der
digitale Wandel. Der Präsi-

dent des Europäischen Parlaments, Martin
Schulz (SPD), urteilte am 12. Oktober in
seiner Laudatio auf den Friedenspreisträger
des Deutschen Buchhandels, Jaron Lanier:
„Wir befinden uns inmitten eines Prozes-
ses, der die Gesellschaften auf der ganzen
Welt in einer Totalität herausfordert, wie
dies zuletzt geschah, als die industrielle Re-
volution mit Macht das Gesicht der Welt
rasant verändert hat.“
Das Digitale verändert althergebrachte Ge-
wohnheiten und Geschäftsmodelle, ganze
Branchen und Berufe. Wer heute etwas
nachschlagen will, braucht keinen Brock-
haus mehr. Er googelt oder sucht in der
Online- und Mitmach-Enzyklopädie Wiki-
pedia. Kosten: null. Immer mehr Inhalte
werden auf dem Notebook, dem Tablet
oder E-Book-Reader gelesen. Zwölf Prozent
ihrer Umsätze machen die deutschen Ver-
lage in diesem Jahr voraussichtlich mit
elektronischen Büchern. In den USA haben
sie bereits Anteile von mehr als 20 Prozent.
Tageszeitungen verlieren massenhaft Leser,
weil diese sich ihre Informationen lieber
kostenlos im Netz beschaffen.

Denkende Algorithmen In anderen Bran-
chen ist der Wandel bereits weitgehend ab-
geschlossen, etwa auf dem Musikmarkt.
Physische Tonträger? Gibt es fast nur noch
bei kleinen Spezialisten und im Online-
Handel, viele Kaufhäuser haben ihre CD-
Abteilungen dicht gemacht. Musik kauft
man heute als MP3-Download, oder man
zieht sie direkt aus dem Netz.
Die Medienbranche ist nur ein Schauplatz
einer Entwicklung, die oft auch als „digita-
le Revolution“ bezeichnet wird – in Anleh-
nung an die industrielle Revolution Ende
des 18., Anfang des 19. Jahrhunderts. Er-
setzten vor 200 Jahren Maschinen die Mus-
kelkraft, übernehmen in der digitalen Re-
volution Maschinen zunehmend intellek-
tuelle Aufgaben. Computerprogramme ba-
sierend auf Algorithmen „denken“ heute
mit, sie sortieren Informationen, wandeln
unsere Fragen in Antworten um oder schla-
gen uns, auf Basis bisheriger Käufe, Pro-
dukte vor, die wir als nächstes kaufen
könnten. Die digitale Technik könnte die
menschliche Arbeitskraft in vielen Berei-
chen bald ganz ersetzen, in der Logistik et-
wa. Google arbeitet bereits am selbst fah-
renden Auto, die Post hat schon eine erste
Paketdrohne im Einsatz. Japan setzt Robo-
ter zur Pflege alter Menschen ein.
Im Privaten sieht man mitunter gar nicht,
wie viel Digitaltechnik auch jenseits von
PC, Smartphone und Tablet in den Alltag
eingezogen ist. Im Auto zum Beispiel funk-
tionieren Sicherheitssysteme wie ABS, oder
ESP, nicht mehr ohne Computer. Fernseher
nennen sich heute „Smart TV“, holen Pro-
gramm- und Hintergrundinformationen
aus dem Internet und rufen Filme aus On-
line-Videotheken ab. Dabei ist Smart TV
nur ein Vorreiter für die vollständige digi-

tale Heimvernetzung, das „Smart Home“.
Darin wärmt etwa die per Smartphone-
App konfigurierbare Heizungssteuerung
das Haus vor, während man noch auf dem
Weg von der Arbeit ist. Smarte Lampen
passen Lichtfarbe und -stärke an das Tages-
licht und die Stimmung der Bewohner an.
Die neue Technik verändert den Menschen
und seine Gewohnheiten. Im Schauspiel
Hannover macht der Autor und Kabarettist
Rainald Grebe gerade mit seinem Stück
„Das Anadigiding“ den Me-
dienwandel erlebbar. In
kurzen Szenen lässt er die
analoge Zeit wiederaufle-
ben: Das nervige Warten in
der Schlange vor der Tele-
fonzelle etwa. Den Versuch,
das ohnehin schon schreck-
lich verrauschte Konzert im
Fernseher mit einem Kas-
settenrekorder aufzuneh-
men. Aus heutiger Sicht
kann man über solche Si-
tuationen nur noch
schmunzeln.
Keine Frage: Viele technische Neuerungen
haben das Leben einfacher, schneller, bes-
ser gemacht. Das Sonderangebot im Super-
markt – ist das wirklich ein Schnäppchen
oder gibt es das Produkt woanders günsti-
ger? Preisvergleichs-Apps klären schnell
auf. Wer seine Dateien konsequent bei ei-
nem Internet-Speicherdienst lagert, dem
kann es nicht passieren, dass er ein wichti-
ges Dokument bei der Arbeit „liegen lässt“.
Der Zugriff auf die eigenen Daten, auf Mu-
sik oder Filme ist über das Internet von je-

dem Ort der Welt aus möglich. Besonders
unverkrampft gehen die so genannten Di-
gital Natives an die neue Technik heran.
Diese Generation der 14- bis 29-Jährigen
ist mit dem Internet quasi geboren. Das
Netz ist für sie das mit Abstand wichtigste
Medium, weit vor dem Fernsehen. Durch-
schnittlich sind die Jugendlichen knapp
vier Stunden täglich online – fast doppelt
so viel wie die über 30-Jährigen. Ihre Stars
heißen Gronkh oder Sarazar und senden

nicht auf ARD oder ZDF,
sondern auf eigenen You-
Tube-Kanälen.
Kabarettist Grebe meint,
durch die Digitalisierung
haben wir nicht nur ge-
wonnen, sondern auch viel
verloren. Geduld zum Bei-
spiel. Heute ist das
Smartphone immer dabei.
Ständig werden Nachrich-
ten, E-Mails oder die neu-
esten Facebook-Einträge
gecheckt – man könnte ja
etwas Wichtiges verpassen.

Das hat auch Auswirkungen auf die Ar-
beitswelt und auf unser Freizeitverhalten:
Mitarbeiter sollen heute ständig erreichbar
sein, am Abend, im Urlaub, am Wochen-
ende.
Dabei ist das Internet das demokratische
Medium schlechthin: Es macht in techni-
scher Hinsicht keinen Unterschied, wer
dort etwas veröffentlicht. Soziale Netzwer-
ke und Internet-Plattformen tragen zum
politischen Diskurs bei, informieren, brin-
gen Menschen mit gleichen Interessen und

Forderungen zusammen und decken Miss-
stände auf. Die Plagiatsaffäre zum Beispiel,
die zum Rücktritt des damaligen Verteidi-
gungsministers Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) geführt hat, wurde von der On-
line-Plattform GuttenPlag losgetreten.
Diese neue Form der Transparenz und Bür-
gerbeteiligung, die in Demokratien inzwi-
schen selbstverständlich ist, bereitet Dikta-
turen naturgemäß Probleme. Wenn Men-
schen per Smartphone heimlich Demons-
trationen oder brutale Polizeieinsätze fil-
men und diese Videos unmittelbar im Netz
verbreiten, dokumentieren sie die Realitä-
ten jenseits der Staatspropaganda. Face-
book und Twitter waren in den letzten Jah-
ren zudem ein wichtiges Mittel für Opposi-
tionsgruppen, um Proteste gegen Regierun-
gen zu organisieren – beim arabischen
Frühling etwa oder bei den Protesten in
der Türkei gegen die Regierung Erdogan.

Angst der Diktaturen Aus diesem Grund
versuchen einige Länder, den Zugang zu
sozialen Netzwerken zu steuern, unliebsa-
me Inhalte herauszufiltern oder ganz zu
verbieten. Die Türkei hatte vor den Kom-
munalwahlen im Frühling eine Twitter-
Sperre verhängt, die das türkische Verfas-
sungsgericht jedoch kurz darauf wieder
aufhob. Das größte Zensur-Projekt unter-
hält zweifellos China mit seiner „großen
Firewall“. Sie blockiert nicht nur unliebsa-
me Inhalte im Internet, sondern dient
auch als Überwachungsnetzwerk zur Kon-
trolle der Bevölkerung – für die chinesische
Führung ein extrem wichtiges Mittel zum
Erhalt ihrer Macht.
Regierungen können das Internet also
auch dafür benutzen, ihre Bürger auszu-
spähen. Davor warnt zum Beispiel der
weißrussische Publizist Jewgeni Moro-
zov. Er sagt: Die positiven Wirkungen so-
zialer Netzwerke in autoritären Gesell-
schaften solle man nicht überschätzen.
So könne eine Regierung genau identifi-
zieren, wer an Protesten teilgenommen
habe, indem sie die Handy-Positionsda-
ten und Social-Media-Profile auswertet.
Dass dies gravierende Folgen für die De-
monstranten haben kann, ist klar.
Die Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS)
nutzt das Internet derzeit wie kaum eine
andere extremistische Gruppe, um ihre
Propaganda zu verbreiten und neue An-
hänger zu rekrutieren. Frei im Netz kur-
sieren Videos von brutalen Hinrichtun-
gen des IS, die über Google leicht auch
von Kindern gefunden werden können.
Die Betreiber der betroffenen Video-
Plattformen kommen mit dem Löschen
der Videos kaum hinterher, zumal sie oft
schnell weiter im Netz verbreitet werden.
Doch nicht nur autoritäre Staaten und ex-
treme Gruppierungen nutzen das Internet
für ihre Interessen: Die Enthüllungen von
Edward Snowden haben deutlich gemacht,

dass auch westliche Demokratien wie die
USA den weltweiten Internet-Verkehr pro-
tokollieren und auswerten. Ausmaß und
Hintergründe untersucht derzeit ein Unter-
suchungsausschuss im Bundestag.
Und so wirft der digitale Wandel immer
neue Fragen und Probleme auf, gerade
auch im Hinblick auf den Datenschutz. In-
ternetgiganten wie Amazon oder Google
machen mit den Daten ihrer Nutzer Milli-
ardengeschäfte. Wie kann man da gegen-
steuern? „Wissen ist bekanntlich Macht
und wer weiß, was wir kaufen, wo wir uns

befinden, mit wem wir befreundet sind
und was unsere geheimsten Wünsche und
Träume sind, der weiß zu viel über uns“,
urteilte Martin Schulz in der Frankfurter
Paulskirche.
Die Debatte über Chancen und Risiken der
digitalen Zukunft hat gerade erst richtig be-
gonnen. Entziehen kann sich ihr keiner
mehr. Jo Bager T

Der Autor ist Redakteur beim c’t Magazin
für Computertechnik und bei
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> STICHWORT
Der Siegeszug des Internets

> Entstehung Angesichts der Bedrohungen des Kalten Krieges förderte das US-Militär in den
1960er-Jahren die Entwicklung weitreichender und ausfallsicherer Netzwerke. Am 1. Sep-
tember 1969 wurde an der Kalifornischen Universität in Los Angeles das ARPAnet in Be-
trieb genommen. Das Netz verband aber nur wenige Computer und wuchs sehr langsam.

> Weltweites Netz Erst 1989 erfand der Informatiker Tim Berners-Lee das World Wide Web.
Jeder sollte von jedem Computer der Welt aus Internetseiten aufrufen können. Kurz darauf
entstanden die ersten, dafür notwendigen Browser-Programme. Berners-Lee musste lange
für seine Idee werben. Viele Kollegen und Experten verstanden die Tragweite seiner Erfin-
dung zunächst nicht.

> Nutzer Heute nutzen weltweit fast drei Milliarden Menschen das Internet. 78 Prozent der
deutschen Internetnutzer sind in mindestens einem sozialen Online-Netzwerk angemeldet.
Mehr als 90 Prozent aller Daten und Informationen werden inzwischen digital gespeichert
– im Jahr 1993 waren es lediglich drei Prozent.

»Wer weiß,
was wir

kaufen und
wünschen, der
weiß zu viel
über uns.«
Martin Schulz (SPD)
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Reform des Staatshaftungsrechts
PETITIONEN Der Petitionsausschuss unter-
stützt die Forderung nach einer Reform des
Staatshaftungsrechts. In der Sitzung vergange-
ne Woche beschlossen die Abgeordneten ein-
stimmig, eine dahingehende Petition dem
Bundesministerium für Justiz und Verbraucher-
schutz zu überweisen und den Fraktionen zur
Kenntnis zu geben.
In der Petition wird darauf verwiesen, dass das
deutsche Staatshaftungsrecht zum Großteil
auf Richterrecht beruhe, so dass es weder de-
mokratisch legitimiert, noch in übersichtlicher
Form zugänglich sei. „In einer Zeit zunehmen-
der Inanspruchnahme Privater ist das Haf-
tungsrecht nicht mehr zeitgemäß“, urteilen die
Petenten. Da die Gesetzgebungskompetenz
beim Bund liege, sei es schwer verständlich,
warum dieser sich nicht dazu entschließe, ein
modernes Staatshaftungsrecht zu erlassen.
Wie aus der Begründung zur Beschlussemp-
fehlung des Petitionsausschusses hervorgeht,

räumt die Bundesregierung ein, dass einige
wichtige Haftungsregelungen – wie etwa bei
Entschädigungsansprüchen – „nur auf Ge-
wohnheits- und Richterrecht beruhen“. Auch
wenn es richtig sei, dass bisher weder der
Bund noch die Länder von ihrer Gesetzge-
bungskompetenz Gebrauch gemacht hätten,
gehöre die Haftung von Bund, Ländern und
Kommunen für rechtswidriges hoheitliches
Handeln jedoch zum „gesicherten Bestand der
deutschen Rechtsordnung“, wird angemerkt.
In den vergangenen Jahrzehnten habe sich ei-
ne umfangreiche, Rechtsprechung entwickelt,
die in den meisten Fällen zu angemessenen Er-
gebnissen führe.
Dennoch hätten die Koalitionsfraktionen ver-
einbart, das Staatshaftungsrecht zusammen-
zufassen, um das Verfahren für jene Bürger zu
vereinfachen, die Schäden durch fehlerhaftes
Verhalten staatlicher Stellen erlitten hätten,
heißt es weiter. hau T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Oft umsonst versichert
ARBEITSLOSENGELD Kurzzeitig Beschäftig-
te sollen schneller das Arbeitslosengeld I er-
halten. Das verlangt Die Linke in einem Antrag
(18/2786), der am vergangenen Donnerstag in
erster Lesung vom Bundestag beraten wurde.
Um die Situation dieser Arbeitnehmer zu ver-
bessern, schlägt die Fraktion unter anderem
eine verlängerte Rahmenfrist vor, innerhalb
derer Anwartschaften für das Arbeitslosen-
geld I erworben werden können.
Matthias Birkwald (Die Linke) rechnete vor,
dass 700.000 Leiharbeiter, Kellner oder Schau-
spieler nur Verträge von weniger als zehn Wo-
chen am Stück hätten.Obwohl sie in die Ar-
beitslosenversicherung einzahlten, würden die
meisten direkt in Hartz IV fallen. „Das ist un-
gerecht“, sagte Birkwald.
Albert Weiler (CDU) betonte, eine Privilegie-
rung einzelner Personengruppen sei schwer

vermittelbar. Dennoch arbeite die Koalition da-
ran, die Rahmenfristen so zu regeln, „dass sie
für alle Beschäftigten gerecht sind“. Bis dahin
werde eine Sonderregelung im Dritten Buch
Sozialgesetzbuch bis Ende 2015 verlängert,
kündigte Weiler an.
Markus Paschke (SPD) bezeichnet den Antrag
als „im Kern richtig“. Der Zugang zur Arbeits-
losenversicherung müsse für die Kurzzeitbe-
schäftigten dringend verbessert werden. Es
gehe jedoch nicht um schnelle, sondern um
nachhaltige Lösungen.
Brigitte Pothmer (Bündnis 90/Die Grünen) ver-
wies darauf, dass 83 Prozent der Beschäftigten
in der Wissenschaft Kurzzeitbeschäftigte sind.
Es könne nicht sein, dass man in die Arbeitslo-
senversicherung einzahlt, am Ende aber kei-
nen Cent aus der Versicherung bekomme, kriti-
sierte Pothmer. che T
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Kritik an ungenauen Vorschriften
JUSTIZ Sachverständige plädieren für Nachbesserungen bei der geplanten Reform des Sexualstrafrechts

Die geplanten Änderungen im Sexualstraf-
recht stoßen bei Experten auf ein unter-
schiedliches Echo. Dies wurde in einer öf-
fentlichen Anhörung des Ausschusses für
Recht und Verbraucherschutz am 13. Okto-
ber deutlich. Grundlage war der Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD zur Umsetzung europäischer Vor-
gaben zum Sexualstrafrecht (18/2601). Die
Koalition will mit dem Gesetz die Kriterien
dafür verschärfen, nach denen Bild- und
Filmmaterial von Kindern als kinderporno-
grafisch einzustufen sind.
Die Dortmunder Oberstaatsanwältin Birgit
Cirullies begrüßte zwar die neuen Vor-
schriften, an manchen Stellen aber habe sie
Bedenken, sagte sie. Besonders fragwürdig
sei die Neufassung des Paragrafen 184
b des Strafgesetzbuches, wonach zukünftig
die Herstellung und Verbreitung von Bil-
dern von „ganz oder teilweise unbekleide-
ten Personen unter 14 Jahren in unnatür-
lich geschlechtsbetonter Körperhaltung“
strafbar sein soll. „Diese Formulierung ist
zu unbestimmt “, sagte Cirullies dazu. Bes-
ser sei es, direkt die Formulierung des
Übereinkommens des Europarats zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu-
tung und sexuellem Missbrauch („Lanzaro-
te-Konvention“) zu übernehmen, das mit
dem Gesetzentwurf unter anderem umge-
setzt werden soll. So enthalte die Europa-
rats-Konvention den Hinweis auf die ent-
blößten Geschlechtsteile der Kinder, was ei-
ne größere Bestimmtheit zur Folge habe,
argumentierte Cirullies. Andere Sachver-

ständige sahen das genauso und schlugen
vor, die Formulierung „in aufreizender
Pose“ hinzuzufügen oder explizit zu nen-
nen, was auf den Bildern nicht zu sehen
sein darf. Weiter betonte Cirullies, dass
nicht, wie geplant, bestraft werden solle,
wer unbefugt Bilder nackter Personen im
öffentlichen Raum herstellt, sondern nur,
wer sie unbefugt weitergibt. Würden je-
doch unerlaubt Aufnahmen von einem
besonders geschützten Raum gemacht,
beispielsweise vom Schlafzimmer, solle
auch die Herstellung schon strafbar sein,
ergänzte sie.
Jörg Eisele von der Universität Tübingen
teilte die Auffassung von Cirullies und
kritisierte, dass künftig die Herstellung
und Verbreitung von Bildern strafbar sein
soll, die „dem Ansehen der Person scha-
den“, so die Formulierung des Gesetzes-
textes. Diese Formulierung sei zu unge-

nau und führe nur zu einer zusätzlichen
Belastung der Gerichte. Dadurch würden
zum Beispiel auch Fotos betrunkener
Menschen auf einer Party strafbar wer-
den, sagte Eisele.

Keine Posingbilder am Strand Die Folgen
der Neuregelungen für die Praxis waren auch
Thema der Ausführungen von Rainer Fra-
nosch von der Generalstaatsanwaltschaft
Frankfurt am Main. Er begrüßte es, dass zu-
künftig von kinderpornografischen „Daten“
im Gesetz die Rede sein soll anstatt von kin-
derpornografischen „Schriften“. Das erleich-
tere die Strafverfolgung. Außerdem riet Fra-
nosch dazu, schon den Versuch des Cyberg-
roomings unter Strafe zu stellen. Beim Cy-
bergrooming nähern sich erwachsene Perso-
nen über das Internet Kindern und fordern
diese zu sexuellen Handlungen auf. Bisher
sei die Strafverfolgung hier sehr schwer .

Robert Grain, Richter am Amtsgericht Mün-
chen, kritisierte die Gleichstellung von Kin-
derpornografie und Jugendpornografie.
Hier werde bisher unterschiedlich bewertet,
da die sexuelle Entwicklung von Jugendli-
chen doch erlaubt ist. Vielmehr solle Ju-
gendpornografie wie Erwachsenenporno-
grafie behandelt werden. Die neue Rege-
lung würde „sämtliche Posingbilder vom
Strand beinhalten“. Jugendliche machten
aber nun einmal Fotos vom ersten Freund
oder der ersten Freundin und da könne
auch das ein oder andere „Oben-ohne-Foto
dabei“ sein, führte Grain aus.
Überwiegend abgelehnt wurde von den
Sachverständigen die Verlängerung der Ver-
jährungsfrist von Kindesmissbrauch bis
zum 30. Lebensjahr des Opfers. Rüdiger
Deckers, Strafverteidiger aus Berlin, sagte,
nach einer so langen Zeit seien solche Ver-
fahren „im Prinzip injustiziabel“. Die Zeu-
gen oder Opfer könnten sich schwer erin-
nern, was sowohl den Angeklagten als auch
den Opfern schade. Durch die geringere
Qualität der Aussagen werde gegen das
Rechtsschutzgebot der Angeklagten versto-
ßen. Zudem liefen die Opfer Gefahr, durch
andere Quellen beeinflusst zu werden. So
hätten Studien nachgewiesen, dass externe
Personen, Autosuggestion und selbst „gut-
gemeinte Therapien“ Einfluss auf die Re-
zeption der Wirklichkeit haben können,
sagte Deckers. Hier widersprach Tatjana
Hörnle von der Humboldt-Universität Ber-
lin. Es seien zwar nur wenige Fälle, die
nach so langer Zeit noch bestraft würden,
aber es gebe sie. Außerdem sei es immer
noch Entscheidung der Opfer, ob diese
Misshandlungen anzeigten. Allerdings for-
derte Hörnle eine kostenfreie Rechtsbera-
tung vor der Anzeige, damit die Opfer über
die Erfolgsaussichten des Verfahrens Be-
scheid wüssten. Julian Burgert T

Ein Fahnder wertet brisante Fotos im Internet aus. © picture-alliance/dpa
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E
rst standen die Züge still,
dann blieben viele Flugzeuge
am Boden. Dann standen
wieder die Züge still – pünkt-
lich zum Ferienbeginn in ei-
nigen Bundesländern. Viele

Reisende bekamen in der vergangenen Wo-
che und am Wochenende die Streiks von
Lokführern und Piloten massiv zu spüren.
Das sei zwar „ärgerlich“, bedeute aber
nicht gleich den Untergang der deutschen
Wirtschaft, stellte Karl Schiewerling, der Ar-
beitsmarktexperte der Unionsfraktion, am
vergangenen Donnerstag vor dem Bundes-
tagsplenum fest. Auf der Tagesordnung
stand die seit Jahren diskutierte Tarifein-
heit, die die Bundesregierung per Gesetz
festschreiben will. Das wollen wiederum
die Grünen verhindern und legten einen
entsprechenden Antrag (18/2875) vor, der
genau das verlangt: Ein Ende der Diskussi-
on um eine gesetzlich fixierte Tarifeinheit.
Doch die Diskussion geht gerade erst in
die heiße Phase.
Sie begann im Jahr 2010, als das Bundesar-
beitsgericht (BAG) in einem Urteil den
Grundsatz der Tarifeinheit zugunsten der
Tarifpluralität aufgab und damit die Rolle
kleiner Spartengewerkschaften stärkte. In
ungewohnter Koalition hatten der Deut-
sche Gewerkschaftsbund (DGB) und die
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) im selben Jahr eine
gemeinsame Initiative für eine gesetzlich
geregelte Tarifeinheit gestartet. Ziel des
Vorschlags war es, die größten Gewerk-
schaften in Unternehmen zu stärken und
eine weitere Zersplitterung der Tarifland-
schaft zu vermeiden. Ein Jahr später verließ
der DGB jedoch dieses Bündnis – der Wi-
derstand in den eigenen Reihen gegen eine
mögliche Einschränkung des Streikrechts
für kleine Gewerkschaften war zu groß ge-
worden. Dennoch verschwand das Projekt
Tarifeinheit, für das vor allem die Arbeitge-
ber werben, nicht von der politischen Büh-
ne. Erst im September hatte Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles (SPD) in der
Haushaltsdebatte erklärt: „Ein Betrieb, ein
Tarifvertrag, das muss wieder gelten.“ Noch
arbeitet das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales an einem Gesetzentwurf.
Doch verfassungsrechtlich ist das eine
knifflige Angelegenheit, will man nicht mit
dem im Grundgesetz garantierten Streik-
recht in Konflikt kommen.

Schutz der Verfassung Kein Wunder, dass
die Redner aller Fraktionen betonten: Das
Streikrecht, garantiert in Artikel 9 des
Grundgesetzes, darf nicht angetastet wer-
den. Bei der Diskussion über ein Gesetz
zur Tarifeinheit gehe es doch nicht um die
Gewerkschaft der Lokführer (GDL) oder
die Vereinigung Cockpit (VC), sondern um
die grundgesetzlich garantierte Koalitions-
freiheit, verteidigte Beate Müller-Gemme-
ke, Sprecherin für Arbeitnehmerrechte bei
Bündnis 90/Die Grünen, den Antrag ihrer
Fraktion. „Die Tarifpolitik der Gewerk-
schaften lebt von Solidarität, aber die kann
man nicht gesetzlich verordnen“, sagte sie.
Es sei auch schlicht nicht nötig, denn vier
Jahre nach dem Urteil des BAG zeige sich,
dass die damals prognostizierte Flut von
Arbeitskämpfen ausgeblieben sei, so die
Grünen-Politikerin.
Karl Schiewerling verwies darauf, dass das
Prinzip der Tarifeinheit vor dem BAG-Ur-

teil 56 Jahre lang gegolten hat. Es gehe nun
darum, zwischen den beiden Polen des
verfassungsrechtlich geschützten Streik-
rechts und des nicht gesetzlich geregelten
Prinzips des Betriebsfriedens einen Aus-
gleich zu finden. „Dem Betriebsfrieden ha-
ben wir unseren Wohlstand zu verdanken
und den Umstand, dass in Deutschland
statistisch gesehen wenig gestreikt wird“,
betonte Schiewerling. Ein Gesetz zur Tarif-
einheit solle keiner Gewerkschaft den
Streik verbieten, könne aber versuchen, die
Verhältnismäßigkeit von Streiks zu definie-
ren. „Auch kleine Gewerkschaften müssen
sich überlegen, ob ihr Streik verhältnismä-
ßig ist“, sagte er.
Auch Klaus Ernst (Die Linke) betonte:
„Hier wird nicht zu viel gestreikt.“ Wenn

die Regierung tatsächlich festschreiben
wolle, dass nur der Tarifvertrag der größten
Gewerkschaft innerhalb eines Betriebes
gelten dürfe, „hebelt sie dadurch das
Streikrecht aus“, warnte der Arbeitsmarkt-
experte. Im Übrigen liege die derzeit oft
beklagte Zersplitterung der Tarifbindung
nicht an den Spartengewerkschaften, son-
dern an Arbeitgebern, die ihre Firmen in
immer kleinere Teilbereich zersplittere.
„Wir brauchen eine faire Betrachtung des-
sen, was Streik eigentlich ist“, appellierte
der Linken-Politiker.

Viele Zahnräder wirken zusammen „Als
Gewerkschafter will man das Beste für sei-
ne Interessengruppe herausholen, das ist
überhaupt nicht verwerflich“, stellte Bernd

Rützel für die SPD-Fraktion klar. Deshalb
bewege man sich bei dem angestrebten Ge-
setz zur Tarifeinheit auf dem „schmalen
Grat“ zwischen der Festschreibung des
Mehrheitsprinzips und der Unantastbar-
keit des Streikrechts. Rützel versicherte
aber: „Wir gehen an das Grundgesetz nicht
ran, wir werden das Streikrecht nicht antas-
ten.“ Dennoch müsse jede Gewerkschaft
die Verhältnismäßigkeit ihrer Aktionen
im Auge behalten und bedenken, dass
„große Unternehmen nur funktionieren,
wenn viele Zahnräder zusammenwirken“.
Das müsse sich auch in der Tarifpolitik, al-
so im Prinzip der Tarifeinheit, widerspie-
geln, denn „darauf haben wir uns in den
Betrieben jahrzehntelang verlassen“, sagte
Rützel. Claudia Heine T

Die Lokführer streikten vergangene Woche unter anderem für fünf Prozent mehr Lohn. © picture-alliance/dpa

Eine für alle
ARBEIT Die Grünen wollen ein Gesetz zur Tarifeinheit

verhindern. Die Koalition verteidigt den Plan

Vorstoß gegen Antiziganismus
MENSCHENRECHTE Die Fraktion Die Grünen
dringt auf eine entschlossene Bekämpfung des
Antiziganismus in Deutschland. Dazu hatte die
Fraktion einen Antrag (18/1967) vorgelegt, der
am vergangenen Freitag im Plenum debattiert
wurde. Darin schreibt die Fraktion, Vorurteile
gegenüber Mitgliedern der Bevölkerungsgrup-
pe der Sinti und Roma seien in allen Bereichen
von Politik und Gesellschaft verbreitet.
Volker Beck (Grüne) begründete für seine Frak-
tion den Antrag mit einer Studie der Universi-
tät Leipzig. Diese habe ergeben, dass mehr als
die Hälfte der deutschen Bevölkerung gegen-
über Sinti und Roma negativ eingestellt sei.
Zudem verglich Beck Antiziganismus mit Anti-
semitismus und sagte, beides sei „tief in unse-
rer Gesellschaft und Geschichte verankert“. Er
forderte deshalb eine Expertenkommission, die
sich mit dem Thema beschäftigen soll.
Bernd Fabritius (CSU) warf den Grünen vor, in
ihrem Antrag überzogene Forderungen zu stel-

len und die Ergebnisse der Leipziger Studie
überzeichnet und unsauber dargestellt zu ha-
ben. Notwendig sei vielmehr ein ganzheitli-
cher Ansatz zur Bekämpfung von Rassismus
und Fremdenfeindlichkeit. „Rassismus gegen
Sinti und Roma gibt es“, bedauerte Gabriela
Heinrich (SPD). Er sei aber nicht allein für die
problematische soziale Situation dieser Bevöl-
kerungsgruppe verantwortlich. Ebenso spielten
Armut und mangelnde Bildung eine Rolle, des-
halb greife der Antrag der Grünen zu kurz. Pe-
tra Pau (Die Linke) sagte, es sei nicht hinnehm-
bar, dass Sinti und Roma auch heute noch wie
Aussätzige behandelt würden. Gleichzeitig
warnte sie davor, zu viel von der geforderten
Expertenkommission zu erwarten. Eine ähnli-
che Kommission zum Antisemitismus sei bis-
her leider „weitgehend folgenlos geblieben“.
Der Antrag wurde an die zuständigen Aus-
schüsse, unter anderem den Menschenrechts-
ausschuss (siehe Seite 11), verwiesen. jbb T

Suche nach dem Leck
EDATHY-AUSSCHUSS Zeugen sind im Dezember geladen

Für den 2. Untersuchungsausschuss des
Bundestages wird es schwer zu klären, ob
der frühere SPD-Abgeordnete Sebastian
Edathy von Kinderporno-Ermittlungen ge-
gen ihn erfahren hatte. Das zeichnete sich
nach der zweiten öffentlichen Zeugenver-
nehmung am 15. Oktober ab. Edathy hatte
im Februar 2014 sein Mandat niedergelegt,
kurz bevor die Staatsanwaltschaft Hanno-
ver sein Haus durchsuchen ließ.
Viele Ermittlungsbehörden in ganz
Deutschland hatten Unterlagen erhalten,
in denen sich der Name Edathy befand. So
stand er auf einer Liste mit 136 Namen,
die das Bundeskriminalamt (BKA) am
15. Oktober 2013 zur Identitätsprüfung an
alle Landeskriminalämter gesandt hatte.
Dies bestätigte Kriminalkommissarin Julia
Greiner vor dem Ausschuss. Sie bearbeitete
zusammen mit einer Kollegin die „Opera-
tion Selm“, in deren Rahmen der Verdacht
gegen Edathy aufgekommen war.

Gut zwei Stunden nach dem Versand der
Listen habe sie der Leiter des zuständigen
Fachkommissariats im niedersächsischen
Nienburg angerufen und darauf hingewie-
sen, dass es sich bei dem Verdächtigen Eda-
thy um einen Bundestagsabgeordneten
handele, berichtete Greiner. Bis dahin war
das nach allen bisherigen Zeugenaussagen
keinem der Beteiligten aufgefallen. Nun
aber wurden Greiners Vorgesetzte bis in die
BKA-Spitze sowie der damalige Staatssekre-
tär im Bundesinnenministerium Klaus-
Dieter Fritsche über den Fall informiert.
Verschiedene Dienststellen in der nieder-
sächsischen Polizei und Justiz wurden mit
dem Verfahren befasst.

Viele Möglichkeiten Bereits im Januar
2013 war die Liste mit allen über 800 deut-
schen Kundennamen aus dem kanadi-
schen Großverfahren, auf das die „Operati-
on Selm zurückgeht, an die Staatsanwalt-
schaft Mainz gegangen. Diese ermittelte
damals gegen einen BKA-Beamten, dessen
Name schon bei einer ersten flüchtigen
Durchsicht der Liste aufgefallen war.
In jeder Dienststelle, in der Edathys Name
auftauchte, hätte jemand erkennen kön-
nen, um wen es sich handelt. Und überall
dort hätte es daraufhin ein Leck geben
können. Möglicherweise hat Edathy aber
auch durch eine Pressemeldung der kana-
dischen Polizei vom November 2013 von
dem Verfahren gegen den Kinderporno-
Vertrieb erfahren.
Zu diesen Spekulationen könnte sich Eda-
thy selbst am 18. Dezember äußern. Denn
unmittelbar vor der öffentlichen Zeugen-
vernehmung hatte der Ausschuss beschlos-
sen, ihn zu diesem Termin vorzuladen.
Möglich ist aber auch, dass Edathy als Be-
schuldigter in einem Strafverfahren jede
Aussage verweigert. pst TSebastian Edathy ist als Zeuge geladen.
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Unabhängig für den Datenschutz
BUNDESBEAUFTRAGTE Das Amt von Andrea Voßhoff soll oberste Bundesbehörde werden

Das Amt der Bundesbeauftragten für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit,
Andrea Voßhoff, soll den rechtlichen Sta-
tus einer obersten Bundesbehörde erhal-
ten, die eigenständig und unabhängig aus-
gestaltet ist. Das sieht ein Gesetzentwurf
der Bundesregierung (18/2848) vor, den
der Bundestag vergangene Woche in erster
Lesung behandelte.

Aus für Dienstaufsicht Gegenwärtig un-
tersteht die Bundesbeauftrage der Dienst-
aufsicht des Bundesinnenministeriums
(BMI), während die Rechtsaufsicht durch
die Bundesregierung ausgeübt wird. Wie
die Regierung in der Vorlage ausführt, fin-
det indes in der Praxis keine Dienst- oder
Rechtsaufsicht statt. Die Unabhängigkeit
werde nicht eingeschränkt. Der Wortlaut
des Bundesdatenschutzgesetzes entspreche
jedoch im Wesentlichen den bisherigen
Vorschriften für die Kontrollstellen der
Länder, die nach Einschätzung des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) mit europa-
rechtlichen Vorschriften nicht vereinbar
sind. Mit dem Gesetzentwurf solle den An-
forderungen des EuGH Genüge getan und
die Datenschutzaufsicht auf Bundesebene
insgesamt gestärkt werden.
Danach soll die Bundesbeauftragte mit
Dienstsitz in Bonn künftig ausschließlich

parlamentarischer und gerichtlicher Kon-
trolle unterstehen. Auf eine Rechtsaufsicht
der Bundesregierung und Dienstaufsicht
des BMI soll verzichtet und die organisato-
rische Anbindung an das Ministerium auf-
gehoben werden. Gewählt werden soll die
Bundesbeauftrage laut Vorlage vom Bun-
destag; ihren Amtseid soll sie vor dem
Bundespräsidenten leisten.
Für den CSU-Abgeordneten Stephan Mayer
genießt die Bundesbeauftrage mit der Neu-

regelung „auch formell volle Unabhängig-
keit“. Die Bedeutung der Datenschutzbe-
auftragten werde durch den Gesetzentwurf
„sowohl rechtlich als auch politisch klar
unterstrichen“, gab Mayer zu Protokoll.
Aus Sicht des SPD-Parlamentariers Gerold
Reichenbach zeigt die Vorlage, dass die Re-
gierung die „herausragende Bedeutung von
Datenschutz und Informationsfreiheit er-
kennt“. Er verwies darauf, dass mit der
Überführung in eine oberste Bundesbehör-
de auch der personelle und finanzielle Be-
darf steige. Linksfraktionsvize Jan Korte be-
mängelte, dass die Regierung die neue Be-
hörde mit nur vier neuen Stellen ausstatten
wolle. Grünen-Fraktionsvize Konstantin
von Notz forderte eine „massive Aufsto-
ckung der Mittel der Bundesbeauftragten“.
Wie Korte wertete er den Gesetzentwurf als
lange überfällig. Beide Oppositionsabge-
ordneten kritisierten zudem scharf die
„vorgesehene Beschränkbarkeit der Aussa-
gebefugnisse der Datenschutzbeauftrag-
ten“, wie es Notz formulierte. sto T

Datenschutzbeauftrage Andrea Voßhoff
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Eklat im Untersuchungsausschuss
NSA-AFFÄRE Gremium hat Unterlagen nicht erhalten – Sitzung abgebrochen

Jetzt sollte es hart zur Sache gehen. Zu Be-
ginn seiner Vernehmung vor dem Untersu-
chungsausschuss zur Durchleuchtung des
NSA-Spähskandals hatte der Zeuge T. B.,
zwischen 2003 und 2007 bei der vom BND
betriebenen Satelliten-Abhörstation in Bad
Aibling für die Kooperation mit dem US-
Geheimdienst NSA zuständig, vergangene
Woche einen Pflock eingerammt: In kei-
nem Fall seien im Rahmen der Auswertung
ausländischer Datenströme Informationen
über deutsche Bürger an die NSA geflossen,
„wir haben immer deutsches Recht beach-
tet“. Nun wollten die Fraktionsobleute
nachhaken: Stimmt das? Haben etwa Fil-
tersysteme Erkenntnisse über hiesige
„Grundrechtsträger“ aus dem gigantischen
Datenfluss umfassend aussortiert?

Verstimmte Parlamentarier Zunächst
aber kam auf Fragen von Martina Renner
(Linke) heraus, dass sich T. B. auf seine An-
hörung auch mit Hilfe von Unterlagen vor-
bereiten konnte, die der Ausschuss entwe-
der gar nicht oder erst am Vorabend erhal-
ten hatte. In interner Runde kamen die Ab-
geordneten einhellig überein, die Sitzung
demonstrativ abzubrechen: So könne man
nicht arbeiten, kommentierte der Vorsit-
zende Patrick Sensburg (CDU) den Eklat,
Renner sah ein „wichtiges Signal“ Richtung

Regierung, die Arbeit des Gremiums nicht
weiter zu behindern.
Viel Ärger hat sich aufgestaut. Die Zeugen-
vernehmungen werden oft überlagert vom
Streit über die Arbeitsweise. So sind die
Parlamentarier verstimmt über viele
Schwärzungen in Dokumenten durch die
Regierung, auch wenn beide Seiten dieses
Problem jetzt in einem „Clearingverfah-
ren“ lösen wollen. Die Opposition kriti-
siert, dass der Ausschuss manche Akten erst
dann bekommen soll, wenn die USA und
andere in die NSA-Affäre verwickelte Län-
der zustimmen. „Die USA haben doch
kein Vetorecht“, schimpfte Hans-Christian
Ströbele (Grüne). Unions-Obmann Rode-
rich Kiesewetter (CDU) wiederum äußerte
Verständnis für das Vorgehen der Regierung
und warf der Opposition „künstliche Skan-
dalisierungen“ vor. Christian Flisek (SPD)
sagte, auch bei einem Nein aus den USA
müsse letztlich die Regierung in jedem Ein-
zelfall entscheiden, ob sie dem Ausschuss
ein Dokument übermittele oder nicht.

Altmaiers Brief Für Aufregung sorgte auch
ein Brief, in dem Kanzleramtsminister Pe-
ter Altmaier (CDU) Sensburg aufforderte,
dafür zu sorgen, dass die Abgeordneten die
Geheimhaltung beachten. Ausgelöst wurde
dieser Vorstoß von Medienberichten, die

sich auf geheime Dokumente stützten. Im
Wiederholungsfall behalte man sich eine
Strafanzeige vor. Er fühle sich „nicht ange-
sprochen“, meinte Kiesewetter kühl. Flisek
sprach von einer „kleinen Rechtsbeleh-
rung“. Die Opposition hingegen konterte,
Vertrauliches könne auch aus Regierungs-
kreisen durchgestochen werden. Renner
sah eine „neue Stufe der Eskalation“. Strö-
bele wetterte, Altmaiers Brief sei ein „Droh-
schreiben“. Karl Otto Sattler T

Satellitenschüssel in der BND-Außen-
stelle Bad Aibling
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

Menschenrechtsprotokoll
soll ratifiziert werden
Die Bundesregierung will das Protokoll
vom 24. Juni 2013 zur Änderung der
Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten ratifizieren.
Dazu hat sie einen entsprechenden Ge-
setzentwurf (18/2847) vorgelegt, der
vergangene Woche erstmals auf der Ta-
gesordnung des Bundestages stand. Mit
dem Gesetz sollen die innerstaatlichen
Voraussetzungen für die Ratifikation des
Protokolls geschaffen werden. Es sieht
Änderungen der Konvention vor, „die zur
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte beitragen sollen“. Dessen Arbeits-
belastung sei „kritisch hoch“, schreibt
die Regierung in der Vorlage. jbb T

Erste Lesung zu Haager
Übereinkommen
Die Bundesregierung will das Haager
Übereinkommen vom 30. Juni 2005 zu
Gerichtsstandsvereinbarungen in deut-
sches Recht umsetzen. Dazu hat sie ei-
nen entsprechenden Gesetzentwurf
(18/2846) vorgelegt, mit dem sich der
Bundestag vergangene Woche in erster
Lesung befasste. Das Übereinkommen
regelt die internationale Zuständigkeit
für Sachverhalte, bei denen eine aus-
schließliche Gerichtsstandortvereinba-
rung getroffen wurde. Nach dem Über-
einkommen hat das vereinbarte Gericht
die Rechtssache zu verhandeln, während
die Gerichte aller anderen Vertragsstaa-
ten sich für nicht zuständig erklären
müssen. Die Vertragsstaaten haben da-
nach die Entscheidungen des Gerichts
anzuerkennen und zu vollstrecken. Um
die Verpflichtungen aus dem Überein-
kommen zeitgerecht und vollständig
umsetzen zu können, bedürfe es einiger
Durchführungsvorschriften im deutschen
Recht, heißt es in der Vorlage. der Bun-
desregierung. jbb T

Linke: Etats der Geheimdienste
öffentlich darstellen
Die Bundesregierung soll nach dem Wil-
len der Fraktion Die Linke die Haushalte
der Nachrichtendienste ab dem Haushalt
2015 „entsprechend den Haushalten der
anderen Sicherheitsdienste“ öffentlich
darstellen. In einem Antrag (18/2872)
fordert die Fraktion die Bundesregierung
zudem auf, für die Haushalte der Nach-
richtendienste die pauschale Möglichkeit
der Flexibilisierung nicht zu nutzen. In
der Vorlage verweisen die Abgeordneten
darauf, dass im Haushaltsgesetz 2014
„entscheidende Kapitel und Titel“ der
Haushalte der Nachrichtendienste flexi-
bilisiert worden seien. Die geplanten Fle-
xibilisierungsregeln verböten sich für die
„heute schon den kritischen Blicken der
Öffentlichkeit entzogenen Haushalte der
Nachrichtendienste“.

Verbot von Rüstungsexporten
gefordert
Die Bundesregierung soll nach dem Wil-
len der Fraktion Die Linke einen Gesetz-
entwurf für ein Verbot von Rüstungsex-
porten vorlegen. Zudem fordert die Frak-
tion in einem Antrag (18/2883) die Bun-
desregierung unter anderem dazu auf,
„ein nationales Programm zur schritt-
weisen Konversion der Rüstungsindus-
trie in zivile Wirtschaftsbereiche“ zu er-
arbeiten und dem Bundestag in der lau-
fenden Wahlperiode vorzulegen. stoT

Streit ums Speichern
INNERE SICHERHEIT Opposition hält Novelle zu Antiterrordatei nicht für verfassungskonform

F
ür die Linke-Abgeordnete Ulla
Jelpke ist es „nichts weiter als
eine dürftige Flickschusterei“,
für den Parlamentarischen
Staatssekretär im Bundesinnen-
ministerium, Günter Krings

(CDU), dagegen ein „guter und praktika-
bler Gesetzentwurf“. Die Rede ist von der
Regierungsvorlage zur Novellierung des
Antiterrordatei-Gesetzes (18/1565), die der
Bundestag vergangene Woche gegen die
Stimmen der Opposition in modifizierter
Fassung (18/2902) verab-
schiedete. Damit sollen
Vorgaben aus einem Urteil
des Bundesverfassungsge-
richts vom April 2013 (1
BvR 1215/07) umgesetzt
werden.
Danach ist die Antiterror-
datei (ATD) „in ihren
Grundstrukturen mit der
Verfassung vereinbar“, ge-
nügt aber „in Einzelpunk-
ten den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen
nicht“, wie die Regierung
in der Vorlage ausführt. Mit der Neurege-
lung sollen die von den Karlsruher Rich-
tern beanstandeten Vorschriften im Anti-
terrordatei-Gesetz sowie die entsprechende
Passagen im Rechtsextremismusdatei-Ge-
setz geändert werden. Ferner soll die Mög-
lichkeit der „erweiterten Datennutzung im
Rahmen konkreter Projekte“, wie sie be-
reits im Rechtsextremismusdatei-Gesetz
vorgesehen ist, auch für die Antiterrordatei

geschaffen werden. Die beiden Dateien
vernetzen Erkenntnisse von Geheimdiens-
ten und Polizeien von Bund und Ländern
im Bereich des internationalen Terrorismus
beziehungsweise des Rechtsextremismus.

Analysefähigkeit erweitert Für Krings
werden diese Dateien „dringend“ ge-
braucht. Mit ihnen könne ein Behörden-
mitarbeiter bei seinen Ermittlungen
schnell herausfinden, ob zu einer be-
stimmten Person bereits bei anderen Si-

cherheitsbehörden Infor-
mationen vorhanden sind,
argumentierte er in der De-
batte. Krings verwies zu-
gleich darauf, dass zur Um-
setzung der Karlsruher Vor-
gaben mit der Novelle die
Definition der Personen,
die gespeichert werden, en-
ger gefasst werde. Auch
würden Maßnahmen ergrif-
fen, um die Transparenz der
Datei zu erhöhen. So solle
das Bundeskriminalamt
„dem Bundestag einen re-

gelmäßigen Tätigkeitsbericht erstatten“.
Ferner habe man die Analysefähigkeit der
Dateien erweitert. Im Ergebnis habe man
einen Gesetzentwurf, der sowohl den ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen als
auch den „Herausforderungen der Praxis
bei der effektiven Terror- und Extremis-
musbekämpfung“ gerecht werde.
Das sah Jelpke ganz anders. „Nicht einmal
die offensichtlichsten Verfassungsverstöße“

würden mit dem Änderungsgesetz ka-
schiert, kritisierte sie. In seinem Urteil ha-
be das Bundesverfassungsgericht „nicht
zum ersten Mal die allzu weit ausgedehn-
ten Kompetenzen von Polizei und Ge-
heimdiensten wieder einschränken müs-
sen“. Mehrere Sachverständige hätten in ei-
ner Anhörung darauf hingewiesen, dass die
Vorgaben der Karlsruher Richter nicht um-
gesetzt würden. Ein neuer Paragraf sehe zu-
dem vor, dass in sogenannten Projektdatei-
en die Daten miteinander verknüpft und
kombiniert werden sollten.
Dies sei ein klarer Verstoß
gegen den Grundsatz der
Zweckbindung.
Auch sei die Bundesregie-
rung den Nachweis schul-
dig geblieben, dass die An-
titerror- und die Rechtsex-
tremismusdatei „tatsäch-
lich ein effektives Instru-
ment gegen den Terror
sind“, monierte Jelpke. Ihre
Fraktion lehne den Gesetz-
entwurf ab, weil er zur Be-
kämpfung des Terrors
nichts beitrage, aber „den Grundrechten
weiter Ketten anlegt“.

Streit um Trennungsprinzip Auch die
Grünen-Abgeordnete Irene Mihalic hielt
der Regierungskoalition vor, keinen verfas-
sungskonformen Gesetzentwurf vorgelegt
zu haben. „Am informationellen Tren-
nungsprinzip und an der Verfassung“ störe
sich die Koalition „in ihrem Gesetzentwurf

nicht im Geringsten“, sagte sie. Mit dem
Datenschutz sehe es nicht besser aus. Zu-
dem lasse die Koalition „die Sicherheitsbe-
hörden bei der konkreten Umsetzung die-
ses Gesetzes schlicht und ergreifend im Re-
gen stehen“. Das sei „angesichts der Gefah-
ren des Terrorismus heutzutage völlig un-
verantwortlich“. Der Bundesregierung fehle
es an einer Strategie für die Bekämpfung
des Terrorismus.
Vertreter der CDU/CSU- und der SPD-Frak-
tion wiesen die Kritik der Opposition ent-

schieden zurück. Der SPD-
Parlamentarier Uli Grötsch
argumentierte, dass jeder
Tag zähle, wenn es darum
gehe, Anschläge in
Deutschland zu verhin-
dern. Daher halte er eine
Diskussion über die Not-
wendigkeit der Antiterror-
datei für unverantwortlich.
Er sei erleichtert, dass man
fristgerecht den Entwurf
zur Novellierung des Anti-
terrordateigesetzes vorlege,
„damit dieses wertvolle In-

strument zum Informationsaustausch der
Sicherheitsbehörden“ weitergeführt wer-
den könne.
Dabei habe das Bundesverfassungsgericht
eindeutig festgestellt, dass die Antiterrorda-
tei verfassungsgemäß sei, fügte der SPD-
Abgeordnete hinzu. Das sei insbesondere
für diejenigen eine wichtige Nachricht,
„die sich um das Trennungsgebot von
Nachrichtendiensten und Polizeibehörden

Sorgen machen“. Dabei seien das Gemein-
same Extremismus- und Terrorismusab-
wehrzentrum und das Gemeinsame Ab-
wehrzentrum gegen Rechtsextremismus
„gelebte Kooperation zwischen Polizei und
Verfassungsschutz“.

Alternativen vermisst Der CDU-Abge-
ordnete Clemens Binninger hielt der Op-
position vor, keine Alternativen zum Regie-
rungsvorschlag zu präsentieren. Eine sol-
che Verbunddatei sei notwendig, weil es
aufgrund der föderalen Struktur der Bun-
desrepublik 37 verschiedene Behörden ge-
be, die für die Bekämpfung des internatio-
nalen Terrorismus zuständig seien. Wenn
man wolle, dass diese Behörden im Interes-
se der Sicherheit der Bürger erfolgreich
sind, müsse man sicherstellen, dass die In-
formationen dieser 37 verschiedenen Stel-
len zusammengeführt werden.
Dazu könne er sich kein anderes Instru-
ment vorstellen, als diese Informationen in
einer Datei zusammenzuführen, fügte Bin-
ninger hinzu. Wenn in der Vergangenheit
eine Polizei vom Verfassungsschutz eine
Information über eine Person haben woll-
te, habe die Dauer der Beantwortung neun
Monate betragen. Bei der Terrorismusbe-
kämpfung müsse aber „im Zweifel inner-
halb von Minuten feststehen, ob eine Per-
son schon bekannt ist und irgendwo als
militanter Rechtsextremist oder als gewalt-
bereiter Islamist aufgefallen ist“. Deshalb
brauche man das Instrument dieser Datei-
en, das nun verfassungsgemäß ausgestattet
werde. Helmut Stoltenberg T

»Wir beraten
einen guten

und
praktikablen

Gesetz-
entwurf.«

Günter Krings (CDU)

»Das Gesetz
ist nichts

weiter
als eine

dürftige Flick-
schusterei.«

Ulla Jelpke (Linke)

Das Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum (gr. Bild) soll wie die Antiterrordatei dem Zusammenwirken von Polizei und Nachrichtendiensten zum Schutz auch vor „Syrien-Rückkehrern“ (kl. Bild) dienen. © picture-alliance/dpa



Milliarden für Millionen
PFLEGEREFORM Linke und Grüne halten Finanzierung für nicht gesichert. Kritik an Vorsorgefonds

D
ie Experten mahnen, die
Opposition zweifelt und
die Regierung schafft
Fakten. Das erste soge-
nannte Pflegestärkungs-
gesetz (18/1798), das

am Freitag im Bundestag mit den Stimmen
von CDU, CSU und SPD verabschiedet
wurde, soll der Einstieg sein in eine umfas-
sende Pflegereform. Ist es nun ein großer
Wurf oder doch nur ein Anlauf in Trippel-
schritten, wie die Opposition meint? Die
Pflegereform, das ist ein milliardenschwe-
res Unterfangen, keine Kleinigkeit, die mal
so eben nebenbei finanziert wird. Rund
sechs Milliarden Euro zusätzlich sollen in
das System fließen, eine schwer vorstellba-
re Summe und dennoch nicht genug, wie
Experten befürchten. Der Pflegebeauftragte
der Bundesregierung, Karl-Josef Laumann
(CDU), freute sich gleichwohl unlängst, es
habe weder aus dem Arbeitgeberlager noch
aus der Bevölkerung Protest gegen die Bei-
tragssatzerhöhung gegeben. Laumann wer-
tete dies als Beleg für den „großen Konsens
in der Sache“.

Mehr Geld Um die Leistungsverbesserun-
gen für 2,5 Millionen Pflegebedürftige, An-
gehörige und Pflegekräfte zu finanzieren,
wird der Beitrag zur gesetzlichen Pflegever-
sicherung 2015 um 0,3 Prozentpunkte auf
dann 2,35 Prozent (2,6 Prozent für Kinder-
lose) erhöht. Teil der Novelle ist ein Inflati-

onsausgleich in Höhe von vier Prozent. Ab
2015 fließen 2,4 Milliarden Euro jährlich
(0,2 Prozentpunkte) in die Pflegeleistun-
gen, darunter 1,4 Milliarden Euro in die
häusliche und eine Milliarde Euro in die
stationäre Pflege. Vorgesehen sind Verbes-
serungen bei der sogenannten Verhinde-
rungs- und Kurzzeitpflege wie auch bei der
teilstationären Tages- und Nachtpflege. Ein
wichtiges Ziel ist, Leistungen besser mitei-
nander kombinieren zu
können. In der voll- und
teilstationären Pflege soll
die Zahl der zusätzlichen
Betreuer von 25.000 auf
bis zu 45.000 erhöht wer-
den. Die Demenzkranken
sollen künftig auch Leis-
tungen der Tages- und
Nachtpflege, der Kurzzeit-
pflege oder den Zuschlag
für Mitglieder ambulant
betreuter Wohngruppen
(WGs) erhalten. Für die
WGs sind leicht erhöhte
und ausgeweitete Leistungen vorgesehen.
Zudem enthält das Gesetz Anreize, Pflege-
kräfte besser zu bezahlen, indem von An-
bietern gezahlte Tariflöhne nicht mehr als
unwirtschaftlich abgelehnt werden dürfen.
Weitere 1,2 Milliarden Euro (0,1 Prozent-
punkt) sind für einen Vorsorgefonds reser-
viert. 2017 soll mit dem zweiten Pflegestär-
kungsgesetz ein neuer Pflegebedürftigkeits-

begriff eingeführt werden mit fünf Pflege-
graden statt der bisher drei Pflegestufen.
Die Opposition bezweifelt, dass dafür ge-
nügend Geld übrig ist.

Heftiger Streit In der Schlussdebatte
fochten Vertreter von Regierung und Op-
position ihre konträren Positionen noch-
mals aus, wobei nicht die Reform an sich
infrage gestellt wird, sondern der Weg da-

hin. Bundesgesundheitsmi-
nister Hermann Gröhe
(CDU) erinnerte daran,
dass Menschen allen Alters
pflegebedürftig werden
könnten und das Gesetz
daher alle angehe. Der Mi-
nister versprach, es werde
auch die zweite Reformstu-
fe umgesetzt. Gröhe dankte
den Familienangehörigen
für ihr Engagement in der
Pflege. Diese Menschen
hätten Anspruch auf Unter-
stützung, um auch einmal

eine Atempause zu bekommen. Gröhe ver-
teidigte den Ausbau so genannter niedrig-
schwelliger Entlastungsangebote, also ein-
facher Haushaltshilfen, für die bis zu 40
Prozent des Leistungsbetrags der ambulan-
ten Pflege eingesetzt werden können. Dies
sei ein wichtiger Schritt zur individuellen
Betreuung. Die SPD trägt die Reform mit,
auch wenn sie eigentlich lieber gleich eine

Pflegebürgerversicherung einführen würde
und sich darin einig weiß mit Grünen und
Linken. Hilde Mattheis (SPD) betonte, die
Pflegereform sei „ein Köcher an Maßnah-
men“ und spielte auf das unlängst im Ka-
binett verabschiedete Pflegezeitgesetz und
das geplante Pflegeberufegesetz an.
Die Opposition lehnt vor allem den Vor-
sorgefonds ab. Die Linke-Abgeordnete Kat-
ja Kipping monierte, hier werde das Geld
der Beitragszahler „abgezweigt und auf die
Finanzmärkte geworfen“. Nach Ansicht von
Elisabeth Scharfenberg (Grüne) ist die Re-
form „ teuer und luftleer und ohne Vision“.
Der Vorsorgefonds sei sozialpolitisch so
unsinnig wie der Pflege-Bahr. Die Union
hält den Fonds dagegen für weitsichtig.
Georg Nüßlein (CSU) versicherte, das Geld

werde gut angelegt. In einer Anhörung hat-
ten Experten die Befürchtung geäußert, die
Mittel könnten zweckentfremdet werden.
Die Linke-Abgeordnete Pia Zimmermann
befürchtet einen verschärften Trend zur
Minutenpflege und zur prekären Beschäfti-
gung und damit ein „Einfallstor zur Absen-
kung der Qualitätsstandards“. Jens Spahn
(CDU) hielt der Opposition im Gegenzug
„Brachialrhetorik“ vor. Allein die Aufsto-
ckung der Betreuungskräfte führe zu seiner
Entlastung und mehr Zeit für die Men-
schen. Spahn betonte mit Blick auf die
Kraftanstrengungen der Angehörigen, diese
bräuchten „Inseln der Erholung“. Bevor es
zur Erholung kommt, müssen sich die Fa-
milien aber erst einmal durch das neue Re-
gelwerk arbeiten. Claus Peter Kosfeld T

> STICHWORT
Die Reform der gesetzlichen Pflegeversicherung

> Finanzierung Der Beitrag zur gesetzlichen Pflegeversicherung wird 2015 um 0,3 Prozent-
punkte erhöht. Zur Finanzierung der Verbesserungen nach dem neuen Pflegebegriff werden
voraussichtlich ab 2017 weitere 0,2 Beitragssatzpunkte aufgeschlagen.

> Leistungen Ab 2015 fließen zusätzlich 1,4 Milliarden Euro in die ambulante und 1,0 Milli-
arden Euro in die stationäre Versorgung.

> Vorsorge Für den Pflegevorsorgefonds werden über einen Zeitraum von 20 Jahren 1,2 Mil-
liarden Euro pro Jahr angelegt.

»In der
Sache
gibt es
einen

großen
Konsens.«

Karl-Josef Laumann (CDU)

Nachbesserungswünsche am Elterngeld Plus
FAMILIE Arbeitgeber, Gewerkschaften und andere Interessenvertreter befürchten Benachteiligung

Die Arbeitgeber befürchten durch die ge-
plante Einführung des Elterngeld Plus und
die Flexibilisierung der Elternzeit Belastun-
gen für die Wirtschaft. Vor allem kleine
und mittlere Betriebe seien davon betrof-
fen, sagte Christina Raab vom Bundesver-
band Deutscher Arbeitgeber (BDA) in ei-
ner Anhörung des Familienausschusses in
der vergangenen Woche. Der Ausschuss
hatte Wissenschaftler und Vertreter ver-
schiedener Interessengruppen eingeladen,
um zum Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (18/2583) Stellung zu beziehen.
Prinzipiell begrüßten diese das Gesetz ein-
hellig, aber es wurden Nachbesserungen
gefordert.
Der Gesetzentwurf sieht unter anderem
vor, dass sich der Bezug des Elterngeldes
von zwölf auf 24 Monate verlängert, wenn
Eltern in dieser Zeit einer Teilzeitbeschäfti-
gung nachgehen. Gleichzeitig halbiert sich
zum Ausgleich die Höhe des Elterngeldes
um die Hälfte. Der Lohn aus der Teilzeit
soll aber nicht verrechnet werden. Damit

sollen Eltern, vor allem Frauen, ermutigt
werden, früher ins Berufsleben zurückzu-
kehren.
Als problematisch sieht der BDA unter an-
derem an, dass die Elternzeit zukünftig in
drei statt wie bisher zwei Zeitabschnitte
aufgeteilt werden können soll. Die Betrie-
be müssten dann in diesen Zeitabschnitten
jeweils Ersatz für die ausfallende Arbeits-
kraft suchen. Für Betriebe mit bis zu 50 Be-
schäftigten müsse deshalb ein Überforde-
rungsschutz vorgesehen werden, mahnte
Raab.

Widerspruch des DGB Diesem Begehren
widersprach Anja Westheuff vom Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB). Durch
die derzeit geltende Grenze von 15 Be-
schäftigen – unterhalb dieser Grenze kön-
nen Betriebe Einspruch gegen eine Eltern-
zeit erheben – würden schon jetzt viele El-
tern, vor allem Mütter, von der Elternzeit
ausgegrenzt. Frauen seien überdurch-
schnittlich stark im Dienstleistungsgewer-
be beschäftigt. Diese Branche sei aber sehr
stark von kleineren Betrieben geprägt.
Noch engere Grenzen würden deshalb den
Sinn des Gesetzes konterkarieren, argu-
mentierte die DGB-Vertreterin.
Unterstützung bekam sie vom Arbeits-
rechtler Gerrit Forst von der Freien Univer-

sität Berlin. Die flexibleren Möglichkeiten,
Elternzeit und Teilzeitarbeit zu kombinie-
ren, kämen letztlich den Betrieben zu Gu-
te. Dies verbessere das Betriebsklima und
damit die Produktivität der Beschäftigten.
Edith Schwab vom Verband alleinerziehen-
der Mütter und Väter befürchtet ebenfalls
Benachteiligungen. Die durchschnittliche
Wochenarbeitszeit von Alleinerziehenden

mit Kindern unter drei Jahren liege bei 7,8
Wochenstunden. Der Korridor von 25 bis
30 Wochenstunden für eine Teilzeitbe-
schäftigung sei deshalb faktisch eine zu
hohe Hürde, um das Elterngeld Plus bean-
tragen zu können. Diese kritisierten auch
die Sozial- und Familienexpertin Maria
Wersig von der Hochschule Hannover und
Gerrit Forst.

Mehrlingsgeburten Auch der Familien-
bund der Katholiken forderte Nachbesse-
rungen an dem Gesetzentwurf. Dessen Ver-
treter Hans Joachim Helmke monierte,
dass Mehrlingsgeburten bei der Höhe des
Elterngeldes zukünftig nicht mehr berück-
sichtigt würden. Eltern von Mehrlingen sei-
en aber finanziell viel stärker belastet.
Sorgen bereitet die Einführung des Eltern-
geldes Plus trotz prinzipieller Zustimmung
auch den Kommunen. Die Regelungen sei-
en sehr komplex und würden zu einem
größeren Beratungsbedarf in den Eltern-
geldstellen der Kommunen führen, sagte
Regina Offer von der Bundesvereinigung
der kommunalen Spitzenverbände. Dies
würde gegebenenfalls mehr Personal erfor-
dern. Die zusätzlichen Kosten könnten von
den Kommunen aber nicht getragen wer-
den, sie müssten ihnen erstattet werden,
forderte Offer. Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Partnerschaft: Mütter sollen früher in den
Job zurückkehren. © picture-alliance/dpa

Die Altenpflege erfordert viel Kraft, viel Zeit und spezielles Wissen zum Beispiel über die Besonderheiten von Demenzerkrankungen. © picture-alliance/Westend61

Ungerechter
Stichtag
VERTEIDIGUNG Nach dem Willen von
Bündnis 90/Die Grünen soll auch jenen
deutschen Soldaten, die vor dem 30. No-
vember 2002 während eines Auslandsein-
satzes der Bundeswehr eine schwere Verlet-
zung mit einer Erwerbsminderung von 50
Prozent und mehr erlitten haben, eine Ein-
satzentschädigung gezahlt werden. Auch
die Hinterbliebenen gefallener Soldaten
sollen diese Einsatzentschädigung erhal-
ten. Nach Ansicht der Grünen gibt es kei-
nen nachvollziehbaren Grund, warum Sol-
daten beziehungsweise deren Angehörige
keine Entschädigung erhalten sollen, weil
sie vor einem Stichtag verletzt oder gar ge-
tötet wurden. Dies sei ein „Gebot der Ge-
rechtigkeit“, heißt es in dem entsprechen-
den Antrag der Fraktion (18/2874), über
den der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag in erster Lesung beriet. Die Links-
fraktion schloss sich der Forderung der
Grünen an.
Nach der derzeitigen Regelung erhalten
Soldaten, die nach dem Stichtag schwer
verwundet wurden, eine Entschädigung
von 150.000 Euro. Witwen und Witwer
oder Kinder von getöteten Soldatinnen
und Soldaten erhalten 100.000 Euro.
Vertreter der beiden Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD hielten den Grünen in
der Debatte vor, lediglich „auf einen be-
reits fahrenden Zug aufspringen“ zu wol-
len. Verteidigungsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) habe längst angekündigt,
noch in diesem Jahr einen Gesetzentwurf
einzubringen, um den Stichtag auf den 1.
Juli 1992 zu verlegen. Das Gesetz soll im
ersten Quartal des kommenden Jahres ver-
abschiedet werden. aw T

Anzeige

Kritik an
Fallpauschalen
GESUNDHEIT Die Bundesärztekammer
(BÄK) erhofft sich eine Weiterentwicklung
des in Kliniken geltenden umfassenden
Fallpauschalensystems. Ärztekammerpräsi-
dent Frank Ulrich Montgomery sagte ver-
gangene Woche im Gesundheitsausschuss
des Bundestages, er sei zwar ein Verfechter
dieses Systems, aber nicht überzeugt, dass
damit wirklich alle Leistungen abgedeckt
werden könnten. Das Fallpauschalensys-
tem habe „vor allem in seiner lernenden
Variante viel Gutes“ gebracht. Das Problem
sei nur die Ausschließlichkeit, mit der es
gehandhabt werde und die daraus resultie-
rende mangelnde Flexibilität. Denkbar wä-
re, für bestimmte Leistungen ein Mischsys-
tem einzuführen, um einerseits Fehlanreize
zu vermeiden und zum anderen für die
Kliniken eine auskömmliche Finanzierung
zu gewährleisten
Die Ärzte beklagen schon länger, dass mit
den diagnosebezogenen Fallpauschalen
die tatsächlichen Kosten in den Kranken-
häusern nicht mehr zu decken sind und
kritisieren eine Tendenz zur Ökonomisie-
rung der Medizin, die zulasten der Patien-
ten gehe. Heftigen Streit gab es zuletzt über
das Pauschalierende Entgeltsystem Psychia-
trie und Psychosomatik (PEPP), das aus
Sicht der Opposition auch dem Prinzip der
Fallpauschalen folgt. Experten warnen da-
vor, in der Psychiatrie nach Pauschalen ab-
zurechnen. Das DRG-Fallpauschalensystem
(Diagnosis Related Groups) wurde 2003
eingeführt. Bis dahin wurden stationäre
Klinikleistungen über tagesbezogene Pfle-
gesätze vergütet, die aber den tatsächlichen
Behandlungsaufwand nicht widerspiegel-
ten und nicht leistungsgerecht waren. pk T
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Einig gegen EU-Reformpläne
LANDWIRTSCHAFT Koalition und Opposition fürchten Nachteile für deutsche Ökobranche

Die geplante Reform der europäischen
Öko-Basisverordnung (EG) Nr. 834/2007
durch die EU-Kommission stößt auf Kritik
im Bundestag. Über alle Fraktionen hin-
weg waren sich die Redner am vergange-
nen Donnerstag einig, dass der vorgelegte
Kommissionsvorschlag zur Änderung der
Vorschriften für die ökologische und bio-
logische Produktion nicht das Wachstum
der Öko-Branche durch „überzogene“ An-
forderungen ausbremsen darf. „Das ist
nicht selbstverständlich und unterstreicht
den Konsens, den wir in Deutschland hin-
sichtlich des Öko-Landbaus erreicht ha-
ben“, sagte Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Christian Schmidt (CSU).

Stellungnahme Die Bundesregierung
hatte das Maßnahmenpaket dem Bundes-
tag zur Stellungnahme (18/1393) gemäß
Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes vor-
gelegt. Sowohl die Oppositions- als auch
die Regierungsfraktionen forderten ein-
hellig, dass statt einer umfassenden Ände-
rung des EU-Regelwerks nur eine punktu-
elle Fortentwicklung angestrebt werden
soll. „Die Revision schießt über das Ziel hi-
naus und geht weg von der Praktikabili-
tät“, stellte Schmidt fest, denn „im Kern ist
die Öko-Basisverordnung tragfähig“ und
bedürfe keiner Totalüberarbeitung. Ziel der
Revision sei es unter anderem, die kompli-
zierten Kennzeichnungs- und Rechtsvor-
schriften zu vereinfachen sowie den Ver-
waltungsaufwand zu minimieren. Zudem
sollen die Grenzwerte für Verunreinigun-
gen verschärft und die Regeln für die Zulas-
sung von Bio-Produkten strenger werden.
Johann Saathoff (SPD) sah darin eine Be-
nachteiligung der Bio-Landwirte, die im
Vergleich zu konventionellen Betrieben
mehr Geld für Kontrollen auf synthetische
Dünger oder Pflanzenschutzmittel ausge-

ben müssen, die sie ohnehin nicht ver-
wenden dürfen.
Hans-Georg von der Marwitz (CDU) ge-
stand der Kommission zu, dass mit dem
Erfolg der Bio-Branche die Anpassung ge-
setzlicher Bestimmungen erforderlich ge-
worden ist, nachdem in den vergangenen
Jahren vermehrt Betrugsfälle bei der De-
klarierung von Bio-Produkten aufgedeckt
wurden. Doch das Problem würde nicht
wie auf EU-Ebene festgestellt an der der-
zeit gültigen Regelung liegen, sondern an
„Umsetzungsproblemen in einigen Mit-
gliedstaaten, die nicht durch eine neue
Verordnung gelöst werden“.
Die Prinzipien des ökologischen Landbaus
sah der Unionsabgeordnete in der derzeit
gültigen Basisverordnung gut verankert, die
entsprechend der dem Plenum vorgelegten
Entschließung (18/2839) durch die Bundes-
regierung im Rahmen der Verhandlungen

im europäischen Rat weiterentwickelt wer-
den sollen. Den Plan zur Einführung spe-
zieller Grenzwerte für Bio-Lebensmittel wies
von der Marwitz zurück, den auch die Frak-
tionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grü-
nen ablehnten.
„Grenzwerte müssen in jedem Fall sicher-
stellen, dass der Verzehr von Lebensmit-
teln unbedenklich ist“, sagte dazu Kirsten
Tackmann (Die Linke). „Grenzwerte sind
kein Qualitätssiegel und dürfen auch kei-
nes werden.“ Am Ende würden dadurch
konventionelle Betriebe gegen ökologi-
sche ausgespielt. Doch entgegen der zur
Schau gestellten Einmütigkeit kritisierte
sie die Haltung der Koalition, nicht mit
der Opposition gemeinsam eine Stellung-
nahme zu erarbeiten.

Antrag In einem extra zur Abstimmung
vorgelegten gemeinsamen Antrag (18/
2873) forderten Linke und Grüne die
Bundesregierung dazu auf, die Leistungen
des Ökolandbaus angemessen zu entloh-
nen, indem das Bundesprogramm „Öko-
logischer Landbau und andere Formen
der Nachhaltigen Landwirtschaft“ nur für
Projekte des Ökolandbaus zur Verfügung
gestellt werden soll. Harald Ebner (Bünd-
nis 90/Die Grünen) monierte, dass die
Bundesregierung im Hinblick auf den EU-
Entwurf zweigleisig fahre. Auf EU-Ebene
werde mit breiter Brust für die Interessen
der Bio-Landwirte gestritten, aber auf na-
tionaler Ebene habe die Regierung in den
vergangenen Jahren zum Generalangriff
auf die Öko-Branche geblasen. Kürzungen
der Mittel im Bereich der Agrarumwelt-
maßnahmen seien das Gegenteil von
Öko-Landbauförderung. Die Entschlie-
ßung wurde einstimmig angenommen,
der gemeinsame Antrag der Oppositions-
fraktionen abgelehnt. Jan Eisel TEU will andere Kennzeichen für Bio-Ware.
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Weniger Einnahmen bei Lkw-Maut
VERKEHR Bei der Lkw-Maut gibt es neue
Preise. Einem entsprechenden Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur Änderung des Bun-
desfernstraßenmautgesetzes (18/2444) stimm-
te der Bundestag vergangenen Donnerstag auf
Beschlussempfehlung des Verkehrsausschusses
(18/2857) zu. Danach werden die Mautsätze
dem neuen Wegekostengutachten vom
25. März 2014 angepasst und somit billiger.
Außerdem dient das Gesetz auch als Grundla-
ge für eine eigene günstige Mautkategorie für
die besonders schadstoffarmen Euro-VI-Lkw.
Zudem werden die Kosten der Luftverschmut-
zung, die auf den Lkw-Verkehr zurückzuführen
sind, in die Mautsätze eingerechnet. Dadurch
ergeben sich im Zeitraum 2015 bis 2017 Min-
dereinnahmen gegenüber dem Finanzplan von
rund 460 Millionen Euro. Dabei seien die zu er-
wartenden zusätzlichen Einnahmen aus der
teilweisen Anlastung der Luftverschmutzungs-
kosten bereits berücksichtigt.

Abgelehnt hat der Bundestag ebenfalls auf
Empfehlung des Verkehrsausschusses
(18/2875) einen Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (18/1620), nach dem die Lkw-
Maut nachhaltig und ökologisch ausgerichtet
werden sollte. Deshalb sollte die Bundesregie-
rung die Berechnung der Lkw-Mautsätze auf
eine neue Grundlage mit höherer ökologischer
Lenkungswirkung stellen. Das eigentliche Ziel
der Lkw-Maut sei, ausreichend Mittel zum Bau
und Erhalt der Bundesfernstraßen zur Verfü-
gung zu stellen und dabei eine ökologische
und ökonomische Lenkungswirkung zu entfal-
ten. Dieses Ziel werde durch die empfohlenen
Mautsätze nach dem neuen Wegekostengut-
achten nicht erreicht. In Deutschland würden
die externen Kosten für Unfälle, Lärm, Luftver-
schmutzung, Klimawandel und indirekte Aus-
wirkungen geschätzte 88 Milliarden Euro pro
Jahr betragen, die von der Gesamtgesellschaft
getragen werden müssten. mik T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Senkung der Rentenbeiträge möglich
HAUSHALT „Zum jetzigen Zeitpunkt ist der
deutsche Arbeitsmarkt Rückgrat der konjunk-
turellen Entwicklung.“ Dies betonte die Bun-
desministerin für Arbeit und Soziales, Andrea
Nahles (SPD), am Donnerstag bei den Beratun-
gen des Regierungsentwurfs für den Haushalt
2015 im Haushaltsausschuss (18/2000, Einzel-
plan 11). Die allgemeine Entwicklung lasse es
deshalb zu, dass im kommenden Jahr wahr-
scheinlich die Rentenbeiträge abgesenkt wer-
den könnten.
Die Koalition betonte, dass im 125-Milliarden-
Etat des Ministeriums der weitaus größte Teil
gesetzlich gebunden sei. Das gelte vor allem
für die Ausgaben für den Arbeitsmarkt und die
Rente. Auch wegen des Zieles eines ausgegli-
chenen Haushaltes seien deshalb die Spielräu-
me gering. Anträge der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD führten dabei zu Verschie-

bungen vor allem bei der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin – ohne dass
die Gesamtausgaben des Etats erhöht wurden.
Mit insgesamt fünf abgelehnten Änderungsan-
trägen wollte die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen unter anderem die Verwaltungskosten für
die Durchführung der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende um 165 Millionen Euro auf
4,21 Milliarden Euro und den Regelsatz für
das Arbeitslosengeld II auf 420 Euro erhöhen.
Die Mehrkosten dafür wurden mit
1,5 Milliarden Euro beziffert.
Die ebenso abgelehnten Änderungsanträge
der Fraktion Die Linke hätten Mehrkosten von
33 Milliarden Euro beinhaltet. Dabei ging es
unter anderem um die Beteiligung des Bundes
an der Leistung für Unterkunft und Heizung
sowie die Anhebung des Arbeitslosengeldes II
auf 500 Euro. mik T

E
igentlich ist die Idee gut. Um
die Energiewende zu finanzie-
ren, richtete die Bundesregie-
rung 2010 den Energie- und
Klimafonds (EKF) als Sonder-
vermögen des Bundes ein, aus

dem Projekte wie die Förderung der Erneu-
erbaren Energien im Wärmebereich und
die energetische Gebäudesanierung geför-
dert werden. Gespeist wird der Fonds zur-
zeit hauptsächlich aus den Erlösen aus der
Versteigerung von Berechtigungen zum
Ausstoß von Treibhausgasen (so genannte
Kohlendioxid-Zertifikate).
Die Preise für die Zertifikate sind jedoch
seit 2012 deutlich gefallen. Die geringeren
Einnahmen des Energie- und Klimafonds
reichen daher nicht mehr aus, um den not-
wendigen Finanzierungsbedarf des Fonds
zu decken. Deshalb soll der Bund einsprin-
gen und in den kommenden Jahren jeweils
rund 800 Millionen Euro beisteuern.

Planungssicherheit Der entsprechende
Gesetzentwurf der Bundesregierung
(18/2443) war vergangene Woche Thema
einer öffentlichen Anhörung des Haus-
haltsausschusses. Dabei sprachen sich die
meisten Sachverständigen für den Zuschuss
aus, um Planungssicherheit bei den Maß-
nahmen zu erhalten.
Christian Noll von der Deutschen Unter-
nehmensinitiative für Energieeffizienz
(DENEFF) begrüßte den Gesetzentwurf der
Bundesregierung. Mit dem beabsichtigten,
überjährlichen Bundeszuschuss entstehe
eine Mischfinanzierung und mit dieser ei-
ne weitgehende Stabilisierung der Mittel-
ausstattung des EKF. „Diese sollte auch
nach 2018 fortgeschrieben werden“, beton-
te er. Dadurch werde nicht nur das
CO2-Gebäudesanierungsprogramm verste-
tigt, sondern es würden auch weitere wich-
tige Energieeffizienzprogramme im Bereich
privater Haushalte, Unternehmen oder die
Forschungsförderung vorangetrieben.
Auch für Professor Marc Ringel von der
Hochschule für Wirtschaft und Umwelt
Nürtingen-Geislingen ist eine Stabilisie-
rung der Einnahmen seitens des EKF durch
Bundeszuschüsse sinnvoll, um einen rei-
bungslosen Ablauf der Programme zu ge-
währleisten. Jenseits dieser Stabilisierung
sei mittelfristig eine stärkere Fokussierung
des Fonds auf Maßnahmen für Energieeffi-
zienz und erneuerbarer Energien zu erwä-
gen. Diese würden den EKF mit einem kla-
ren Profil ausstatten.

Reform angemahnt Maria Krautzberger,
Präsidentin des Umweltbundesamtes, setz-
te sich für eine rasche und wirksame Re-
form des Emissionshandels ein. Ein Aus-
bleiben dieser Reform könnte eine weitere
Absenkung der Erlöse nach sich ziehen. Sie
sah außerdem die Möglichkeit, dass durch
den Abbau energiebezogener umwelt-
schädlicher Subventionen die Finanzie-
rung des EKF weitgehend ohne zusätzliche
Belastung des Bundeshaushalts erfolgen
könnte. Dies würde darüber hinaus die An-
reize zur Steigerung der Energieeffizienz
und zum Klimaschutz stärken. Dafür kä-
men unter anderem die Reduzierung der
allgemeinen Strom- und Energiesteuerer-
mäßigungen für das produzierende Gewer-
be und die Land- und Forstwirtschaft in
Frage. Damian Ludewig vom Forum Öko-
logisch-Soziale Marktwirtschaft forderte ei-

ne höhere Transparenz bei der bestehen-
den geplanten Finanzierung einzelner Pro-
gramme aus Sondervermögen einerseits
und Bundeshaushalt andererseits. Weiter
sollten nicht zielführende Positionen wie
beispielsweise die Ausgleichszahlungen für
stromintensive Industrien aus dem Fonds
gestrichen werden. Um die Maßnahmen
und Programme zur Unterstützung und
Beschleunigung der Energiewende
schnellstmöglich auf eine solidere Finanz-
grundlage zu stellen, empfahl er unter an-
derem eine ambitioniertere Form des
Emissionshandels auf europäischer Ebene
und eine leichte Anhebung von ökologi-
schen Lenkungssteuern wie Kernbrenn-
stoffsteuer und Heizstoffsteuer.

Auch Felix Matthes vom Öko-Institut geht
davon aus, dass es in den kommenden Jah-
ren im EKF einen Zuschussbedarf gibt. Um
die Einnahmesituation jedoch zu verbes-
sern, schlug er unter anderem die Einfüh-
rung von Mindestpreisen für CO2-Zertifi-
kate und die Einführung der Marktstabili-
tätsreserve bereits ab 2015 vor.
Christine Wörlen, arepo consult, begrüßte
den veranschlagten Zuschuss „grundsätz-
lich“, da eine gesicherte Finanzierungs-
grundlage für die erfolgreiche Durchfüh-
rung von Klimaschutzprogrammen essen-
tiell sei, um negative Effekte aus „subopti-
mal planbaren Förderprogrammen“ zu ver-
hindern. Sie kritisierte allerdings, dass im
Gesetzentwurf der Bundesregierung das

Gesamtvolumen des EKF „nach wie vor
nicht definiert“ sei. Zudem könnten die
vorgesehenen Maximalbeiträge zu einer
Deckelung des EKF auf einen möglicher-
weise niedrigeren Wert als heute führen.
Nur bei Ausnutzung der Maximalbeiträge
und Eintreten der aus heutiger Sicht leicht
optimistischen Erlösannahmen bleibe das
heutige Niveau von 1,7 Milliarden Euro er-
halten.
Dieses Niveau liege bereits deutlich unter
den ursprünglichen Planungen von drei
Milliarden Euro. Sachlich zielführender im
Sinne einer Planbarkeit der Klimaschutz-
programme wäre es, ein angestrebtes Ge-
samtvolumen gesetzlich festzuschreiben,
betonte Wörlen. Michael Klein T

Auch die energetische Gebäudesanierung soll durch die Energie- und Klimafonds gefördert werden. © picture-alliance/ZB

Gefallene Preise
KLIMAFONDS Der Bund soll in den kommenden Jahren

zum Ausgleich jeweils 800 Millionen Euro zuschießen
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Grüne: Rente nicht von der
Hofabgabe abhängig machen
Der Bezug einer Rente aus der Alterssi-
cherung der Landwirte soll nicht mehr
von der Hofabgabe abhängig gemacht
werden. Das fordert die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einem Antrag
(18/2770), der in der vergangenen Wo-
che zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse überwiesen wurde. Demnach
soll die Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf vorlegen, der die Abgabe eines
landwirtschaftlichen Unternehmens mit-
hilfe der sogenannten Hofabgabeklausel
nicht zur Voraussetzung für den Bezug
einer Regelaltersrente macht. Die Grü-
nen begründen die Forderung damit,
dass die Regelung nicht mehr zeitgemäß
und ungerecht sei. eis T

Vorstoß für genügend
Nachwuchs in der Nautik
Die Anzahl der Studenten im Studienfach
Nautik und angrenzender Ausbildungs-
berufe nimmt seit einigen Jahren dras-
tisch ab. Der Nachwuchsmangel macht
sich auch bei den Lotsen bemerkbar, die
bis 2024 zu über einem Drittel in Rente
gehen werden, schreibt Bündnis 90/Die
Grünen in ihrem Antrag (18/2748). Es
bestehe das Risiko, eine langfristige und
qualitativ hohe Ausbildungsmöglichkeit
in Deutschland auf Dauer nicht mehr
aufrechterhalten zu können. Es drohe
hierzulande langfristig gar der Verlust
maritimen know-hows. Deshalb fordert
die Fraktion unter anderem im Antrag
ein bedarfsorientiertes maritimes Ausbil-
dungskonzept zusammen mit den Küs-
tenländern für eine nachhaltige Neuaus-
richtung der maritimen Ausbildungsbe-
rufe zu erarbeiten. rol

Rüstungsexporte rückläufig
WIRTSCHAFT Regierung legt ersten Halbjahresbericht vor

Die deutschen Rüstungsexporte gehen zu-
rück Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel
(SPD) berichtete in der vergangenen Woche
in einer Sitzung des Ausschusses für Wirt-
schaft und Energie, im ersten Halbjahr 2014
seien für Rüstungsgüter 5.939 Einzelaus-
fuhrgenehmigungen im Wert von insgesamt

2,229 Milliarden Euro erteilt worden. Im
ersten Halbjahr 2013 seien es 2,925 Milliar-
den Euro gewesen. Gabriel zeigte sich er-
freut, dass der Gesamtwert damit um fast
700 Millionen Euro niedriger ausgefallen
sei als im Vorjahr. Als besonders positiv
würdige der Minister den Rückgang beim
Kleinwaffenexport in Drittländer. Das sind
Länder, die nicht zur Nato gehören oder
Nato-Ländern gleichgestellt sind. Der Wert
der Exportgenehmigungen sank von 18,2
Millionen auf nur noch 1,4 Millionen
Euro. Gabriel sagte außerdem, mit der
Vorlage des ersten Halbjahresberichts wer-
de die Zusage, die Rüstungsexportpolitik
transparenter zu machen, umgesetzt.

Die CDU/CSU-Fraktion verwahrte sich in
der Debatte gegen den Eindruck, dass Rüs-
tungsexporte grundsätzlich verwerflich sei-
en. Rüstungsexporte seien vielmehr auch
ein Instrument der Außen- und Sicher-
heitspolitik und würden mit den nationa-
len Kernfähigkeiten zusammenhängen,
„damit wir uns nicht von anderen abhän-
gig machen“.

Linke erfreut Die SPD-Fraktion begrüßte,
dass die Rüstungsexportpolitik mit den
Halbjahresberichten und den Informatio-
nen der Bundesregierung über Einzelent-
scheidungen des Bundessicherheitsrates
viel transparenter als früher geworden sei.
Die Linksfraktion zeigte sich sehr erfreut
über den Rückgang in Höhe von 92 Pro-
zent bei den Kleinwaffenexporten in Dritt-
länder. „Wenn das so weiter geht, stimmt
das hoffnungsvoll“, sagte ein Sprecher der
Fraktion. Auch die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen zeigte sich im Ausschuss er-
freut, dass über Entscheidungen des Bun-
dessicherheitsrates direkt informiert wer-
den solle. Allerdings kritisierte die Frakti-
on die ihrer Ansicht nach zu späte Vorlage
des Halbjahresberichts durch den Minis-
ter. Gabriel hatte den druckfrischen Be-
richt in die Sitzung mitgebracht und ver-
teilen lassen.
Im Gespräch mit den Abgeordneten wand-
te sich Gabriel dagegen, die restriktive
deutsche Exportpraxis im Rahmen einer
gemeinsamen europäischen Rüstungsex-
portpolitik aufzuweichen. hleT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Airbus ärgert sich über Berlin
WIRTSCHAFT II Das Ausbleiben der deut-
schen Exportgenehmigung für 14 Militärhub-
schrauber nach Usbekistan hat der Vorstands-
Vorsitzende der Airbus-Group, Thomas Enders,
als „schwerwiegendes Problem“ bezeichnet.
Er fürchte um die von seinem Unternehmen
geplante stärkere Kooperation der Helikopter-
Produktion zwischen Deutschland und Frank-
reich, sagte er vergangene Woche im Gespräch
mit den Mitgliedern des Ausschusses für Wirt-
schaft und Energie. Bei den Hubschraubern
handele es sich um ein französisches Produkt.
Aus Deutschland sei „mit ein paar Schleifrin-
gen“ lediglich eine „Subsubkomponente“ ge-
liefert worden – mit nun womöglich „weitrei-
chenden Folgen“. Der Fall sorge „in Frankreich
für sehr viel böses Blut“.
Enders legte dar, dass es sich bei Helikoptern
um ein klassisches Dual-Use-Produkt mit zivi-
ler wie militärischer Variante handele. In Sa-
chen Usbekistan gehe es „nicht um einen Ein-

zelfall“, sondern um eine generelle Frage der
deutsch-französischen Zusammenarbeit: „Das
macht uns große Sorge für die Helikopterei.“
Die Airbus-Group müsse abwägen, ob es bei
der geplanten stärkeren deutschen Einbindung
in die Helikopter-Fertigung bleiben könne.
Konkret gehe es um den Standort Donau-
wörth, wo das Unternehmen derzeit 5.000
Mitarbeiter beschäftigt.
Enders verwies darauf, dass nun die Ausliefe-
rung der deutschen Version des Militärtrans-
porters A400M eingeleitet werde. Vor allem
wegen der Kosten durch die jahrelange Verzö-
gerung werde Airbus „keinen Cent daran ver-
dienen“, sagte er: „Das haben wir uns selber
eingebrockt.“
Die Marktperspektiven im Bereich der Zivil-
flugzeuge sind nach Enders Darstellung durch-
aus befriedigend: Es werde „nach wie vor mit
Wachstum“ gerechnet – vier bis fünf Prozent
pro Jahr. fla T



S
o viele junge Menschen wie
noch nie sind derzeit an einer
Hochschule eingeschrieben.
Das führt nicht nur zu Enge in
den Hörsälen, sondern auch zu
knappem Wohnraum in vielen

Hochschulstädten. Viele Schulabgänger
würden durch hohe Mieten vom Studium
abgehalten, beklagt die Fraktion Die Linke
und fordert die Bundesregierung in einem
Antrag (18/2870) auf, gegen die Woh-
nungsnot in Hochschulstädten vorgehen.
Unter anderem verlangt die Fraktion we-
sentliche Veränderungen in dem von der
Bundesregierung unlängst beschlossenen
Gesetzentwurf für eine Mietpreisbremse
sowie einen „Neustart des Sozialen Woh-
nungsbaus“.
Es wird immer mehr zu einer sozialen Fra-
ge, ob man in einer Stadt wie München
oder Köln oder Frankfurt überhaupt stu-
dieren kann“, klagte die Linken-Bildungs-
politikerin Nicole Gohlke am Freitag in
der Bundestagsdebatte über diesen Antrag.
Gohlke verwies auf die letzte Sozialerhe-
bung des Deutschen Studentenwerks, der-
zufolge im Jahr 2012 Studierende in Städ-
ten wie Hamburg, Köln und Frankfurt „im
Schnitt 350 Euro hinblättern“ müssten für
Miete und Nebenkosten. Der Durchschnitt
für alle Hochschulstädte liege „immer
noch bei stolzen 298 Euro“.
Sie forderte die Bundesregierung auf, die
für 2016 geplante Anpassung der Sätze
nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz (Bafög) vorzuziehen und die darin
enthaltene Wohnkostenkomponente deut-
lich über die vorgesehenen 250 Euro hi-
naus zu erhöhen.
Besonders eklatant ist Gohlke zufolge der
Mangel an Studentenwohnheimen. Nicht

einmal mehr zehn Prozent der Studieren-
den hätten heute einen Wohnheimplatz.
Anfang der Neunziger Jahre habe diese
Quote noch bei 15 Prozent gelegen. Die
Linke schlägt daher ein Bund-Länder-Pro-
gramm vor, um innerhalb der nächsten
vier Jahre 45.000 neue Wohnheimplätze in
Trägerschaft der Studentenwerke fertigzu-
stellen.

Symptome lindern Sylvia Jörrissen
(CDU) hielt dem entgegen, die Linksfrakti-
on gehe mit ihrem Antrag ein Problem an,
„auf das wir bereits reagieren“. Studien
zeigten, dass sich das hohe Mietniveau auf
einige Städte konzentriere. Daneben gebe
es auch Hochschulstädte mit wenig ange-
spanntem Wohnungsmarkt. Eine flächen-
deckende Mietpreisbremse, wie die Links-
fraktion sie fordere, sei darauf „keine adä-
quate Antwort“. Stattdessen brauche es ziel-
gerichtete Maßnahmen, wie sie der vor
kurzem von der Bundesregierung beschlos-
sene Gesetzentwurf für eine Mietpreis-
bremse vorsehe. Diese sei freilich ein In-
strument, das „Symptome lindert“. Länger-
fristig sei der Bau neuer Wohnungen not-
wendig, weshalb die Koalition Neubauten
von der Mietpreisbremse ausnehmen wer-
de. Jörrissen regte an, darüber hinaus über
steuerliche Vergünstigungen für den Woh-
nungsbau in Kommunen mit angespann-
tem Wohnungsmarkt nachzudenken.
Die CDU-Abgeordnete verwies im übrigen
darauf, dass die Studierenden-Zahlen zwar
laut Statistischem Bundesamt derzeit mit
2,6 Millionen auf einem Höchststand sei-
en. Dies hänge aber mit Sonderfaktoren
wie der Abschaffung der Wehrpflicht sowie
doppelten Abiturienten-Jahrgängen auf-
grund der Einführung des achtjährigen

Gymnasiums zusammen. Schon in weni-
gen Jahren würden die Zahlen wieder zu-
rückgehen.
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
erklärte Kai Gehring, der Antrag der Linken
weise „in die richtige Richtung, auch wenn
wir in einzelnen Punkten nicht mitgehen
können“. Auch er kritisierte, dass die Bafög-
Novelle erst 2016 greifen soll. „Zwölf Se-
mester ohne Bafög-Erhöhung, das geht
doch nicht“, sagte Gehring. Er forderte zu-
dem, den Wohnanteil im Bafög dem Miet-
niveaus am jeweiligen Studienort entspre-
chend zu staffeln.
Gehring verwies aber auch darauf, dass in
einigen Ländern das Problem des Wohn-
raummangels in Hochschulstädten inzwi-
schen erkannt worden sei. So hätten Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg,

zwei Bundesländer mit grüner Regierungs-
beteiligung, die Förderung des Wohnheim-
baus ausgeweitet. Den vielfältigen Aktivitä-
ten der Länder stehe jedoch die „Tatenlo-
sigkeit“ der Bundesregierung gegenüber.
Diesen Vorwurf wies Michael Groß (SPD)
zurück. Er erinnerte unter anderem an die
vor der Verabschiedung stehende Miet-
preisbremse, die geplante Bafög-Novelle
und das von Bundesbauministerin Barbara
Hendricks (SPD) ins Leben gerufene
„Bündnis für bezahlbares Bauen und Woh-
nen“. Allein von der Mietpreisbremse wür-
de ein halbe Million Mieter, darunter auch
viele Studenten, profitieren.

Neue Wohnheimplätze Für die von der
Linksfraktion geforderte „Wohnheimoffen-
sive für Studierende“ soll der Bund 270
Millionen Euro pro Jahr zusätzlich zur Ver-
fügung stellen, die zusammen mit Mitteln
der Länder für den Bau neuer Wohnheim-
plätze eingesetzt werden sollen. Außerdem
soll der Bund den öffentlichen Wohnheim-
trägern Immobilien aus seinem eigenen
Bestand zu Sonderkonditionen zur Verfü-
gung stellen. Die Linken verlangen darüber
hinaus, dass der Bund Länder und Kom-
munen dabei unterstützt, in Hochschul-
städten mit besonders hohen Wohnkosten
Übergangslösungen etwa in Form von
Wohncontainern zu schaffen.
Einer dieser Vorschläge fand immerhin
auch Zustimmung im Lager der Koalition.
Der Rechtspolitiker Jan-Marco Luczak
(CDU) regte an, die Bundeshaushaltsord-
nung so zu ändern, dass Immobilien des
Bundes nicht mehr an den Meistbietenden
verkauft werden müssen, sondern sie für
Zwecke wie dem Studentenwohnheimbau
zur Verfügung zu stellen. Peter Stützle T
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Wohnung verzweifelt gesucht: In Hochschulstädten wie München oder Köln ein alltägliches Bild © picture-alliance/dpa

> STICHWORT
Große Belastungen für Studenten

> Hohe Mietkosten Dem Deutschen Stu-
dentenwerk zufolge gibt es heute weni-
ger Wohnheimplätze für Studenten als
noch im Jahr 2008. Viele müssen sich
deshalb eine Wohnung mieten: Die Aus-
gaben hierfür haben sich jedoch zwi-
schen 1991 und 2012 verdoppelt.

> Bafög Die Wohnkostenpauschale im
Bafög soll ab Herbst 2016 auf 250 Euro
angehoben werden. Zwei Drittel aller
Studenten in Deutschland geben aber
mehr als 250 Euro für Wohnkosten aus –
in Köln und München etwa sind es im
Durchschnitt fast 400 Euro.

Teures
Pauken
WOHNEN Viele Studenten ächzen
angesichts mangelnder Wohnheimplätze
und hoher Mieten in Hochschulstädten.
Die Linksfraktion fordert eine »Wohn-
heimoffensive für Studierende« und
ein Vorziehen der Bafög-Reform

Plädoyer für Erhalt und Pflege der heimischen Naturlandschaften
TOURISMUS Sachverständige fordern bessere Vermarktung der Naturschutzgebiete. Im Ausschuss mehr staatliche Hilfen gefordert

Eine intakte Natur ist das Kapital für eine
erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung
des Tourismus in Großschutzgebieten.
Private und öffentliche Akteure sollen
sich demnach stärker für deren Erhalt
einsetzen und eine gemeinsame Ver-
marktung der Gebiete forcieren – zu die-
sem Fazit kamen Sachverständige vergan-
gene Woche in einer öffentlichen Anhö-
rung des Tourismusausschuss des Bun-
destages. Thema der Anhörung war die
Wertschöpfung durch den Tourismus in
Großschutzgebieten.
Die Sachverständigen waren sich darin

einig, dass die Natur in den Schutzgebie-
ten erhalten bleiben müsse, schließlich
kämen idie Menschen, um sich in der
unberührten Landschaft zu erholen. Da-
rin liege großes wirtschaftliches Potential
gerade für den ländlichen Raum. Die
Sachverständigen wünschten sich eine
dauerhaftere staatliche Unterstützung,
bessere finanzielle und personelle Aus-
stattung und vor allem eine koordinierte,
bundesweite Vermarktung der Natur-
schutzgebiete.
Elke Baranek, Geschäftsführerin des Eu-
roparc Deutschland e.V., des bundeswei-
ten Dachverbandes der Nationalparks,
Biosphärenreservate und Naturparks,
sagte, die unberührte Natur sei Grund-
vorrausetzung für touristische Aktivität
und der daraus folgenden wirtschaftli-
chen Wertschöpfung. Dazu müsse es in-
novative und nachhaltige Tourismusan-

gebote geben, die von den Naturparkver-
waltungen umgesetzt werden müssten.
Zudem müssten die Urlaubsregionen
von einem klaren Absender vermarktet
werden. Baranek begrüßte die Pläne der
Deutschen Zentrale für Tourismus
(DZT), 2016 ein Themenjahr „Faszinati-
on Natururlaub in Deutschland“ zu ver-
anstalten und im Ausland zu bewerben.
Diese Kampagne auch im Inland zu fah-
ren, forderte Ulrich Köster, Geschäftsfüh-
rer des Verbands Deutscher Nationalpar-
ke e.V. Er sagte, die Naturschutzgebiete
seien „die Schatzkammer der deutschen
Kultur“. Jeder von der öffentlichen Hand
für ihren Erhalt ausgegebene Euro sei ei-
ne „kluge Investition“. Gerade die Natur-
parkverwaltungen müssten personell
besser ausgestattet werden. Köster forder-
te, wie die Schweiz nationale Förderpro-
gramme für Naturparks zu entwickeln.

Einen Blick auf das Ausland zu werfen
riet Franz Leibl, Leiter der Nationalpark-
verwaltung Bayrischer Wald. Er pries das
Beispiel Österreich, wo es eine gut funk-
tionierende überregionale Vermarktung
der Naturparks, Biospährenreservate und
Nationalparks gebe. Ähnliches schwebe
ihm auch für Deutschland vor. Mario
Schrumpf vom Naturpark Stechlin-Rup-
piner Land sagte, die Politik müsse sich der
Großschutzgebiete annehmen und Natur
und Landschaft langfristig sichern.
Martin Flade vom Biosphärenreservat
Schorfheide-Chorin wies auf die Besonder-
heiten von Biosphärenreservate hin. Sie
seien „keine Naturschutzgebiete im eigent-
lichen Sinn, sondern Experiementierfelder,
auch für ökologische und nachhaltige
Landnutzung“. Auch sie seien touristisch
interessant, erklärte Flade, wenngleich
auch nicht für den Massentourismus.

Gefährdet seien sie allerdings durch gro-
ße Infrastrukturprojekte wie Stromtras-
sen oder Autobahnen, dem großflächi-
gen Bau von Windkraftanlagen und der
allgemeinen Sparpolitik. Flades Kollege
Eugen Nowak vom Biosphärenreservat

Spreewald bedauerte, dass „private und
öffentliche Tourismusakteure bisher zu
wenig erkennen, dass die intakte Natur-
landschaft das Kapital für eine erfolgrei-
che wirtschaftliche Entwicklung ist“.

Julian Burgert T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Naturparks, wie hier rund um den Stechliner See, ziehen viele Urlauber aufgrund der
schönen und intakten Landschaft an. © picture-alliance/dpa

Nur noch ein Steueramt
FINANZEN Grüne: Länderverwaltungen zusammenlegen

Die Steuerverwaltung soll komplett auf
den Bund übergehen. Dies fordert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem
Antrag (18/2877), der am Donnerstag vom
Bundestag an die zuständigen Ausschüsse
überwiesen wurde. Wie die Abgeordneten
schreiben, entgehen Deutschland jedes
Jahr viele Milliarden Euro an Steuerein-
nahmen, weil es Einzelnen erfolgreich ge-
linge, sich ihrer Steuerverantwortung zu
entziehen. Ein Grund dafür sei die ineffi-
ziente deutsche Steuerverwaltung der Bun-
desländer. „Das Nebeneinander von
16 Landessteuerverwaltungen hat sich
nicht bewährt“, schreibt die Fraktion. Es
gebe Koordinierungsprobleme, Informati-
onsverluste und Anreizprobleme im Län-
derfinanzausgleich. Die Bürger könnten
nicht immer darauf vertrauen, dass sie
überall im Bundesgebiet gleich behandelt
würden. Doch die Höhe der Steuerzahlung
müsse von der Leistungsfähigkeit abhän-
gen und nicht vom unterschiedlichen Voll-
zug am jeweiligen Wohnort oder Unter-
nehmenssitz innerhalb Deutschlands,
heißt es in dem Antrag.

Problem Umzüge In der Debatte erklärte
Lisa Paus (Grüne), die Wahrscheinlichkeit,
Besuch von der Steuerfahndung zu bekom-
men, sei in Hessen beinahe zehnmal grö-
ßer als in Bayern. „Der Umzug eines Steu-
erpflichtigen von einem Bundesland in ein
anderes stellt die Finanzämter hier und
heute noch immer vor Herausforderungen
unvorstellbaren Ausmaßes. Die elektroni-

schen Daten werden nämlich nicht einfach
überspielt, sondern es gehen auch im
21. Jahrhundert zumeist ausschließlich Pa-
pierakten auf die Reise“, kritisierte Paus.
Wie die Grünen kritisierte auch Richard
Pitterle für Die Linke die Verhältnisse bei
der Steuerprüfung. 2010 hab die Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) gefordert, die
Steuerprüfung zu verschärfen und vor al-
lem die Banken härter zu kontrollieren. So
ließen sich Einnahmen um viele Milliar-
den Euro im Jahr erhöhen. Jedoch sei bis
jetzt nichts passiert.

Protest der CDU Andreas Schwarz (SPD)
nannte den Antrag der Grünen einen inte-
ressanten Vorschlag, „über den wir natür-
lich gerne diskutieren“. Die SPD setze sich
für eine stärkere Koordinierung und Ver-
einheitlichung der Steuerverwaltung ein,
um, einen Standortwettbewerb zu vermei-
den und einen gerechten Steuervollzug zu
erreichen. Aber das Ergebnis stehe am En-
de eines solchen Diskussionsprozesses fest
und nicht am Anfang. Deshalb mache es
keinen Sinn, den Antrag zu beschließen
und damit den Verhandlungen zwischen
Bund und Ländern vorzugreifen.
Margaret Horb (CDU) widersprach energisch
der Auffassung, in einem Land werde geprüft
und im anderen weggesehen: „Ich kenne kei-
nen Mitarbeiter, keine Mitarbeiterin, keinen
Sachbearbeiter und keinen Betriebsprüfer in
der Finanzverwaltung, der bei Steuererklä-
rungen und -prüfungen wegsieht.“ hle T

Geld für Investitionen
WIRTSCHAFT Bundestag beschließt ERP-Vermögensplan

Mit den Stimmen aller Fraktionen hat der
Bundestag am Donnerstag den Wirtschafts-
plan des ERP-Sondermögens beschlossen.
Aus dem nach dem früheren Marshall-Plan
benannten ERP-Sondervermögen sollen für
2015 807,9 Millionen Euro bereitgestellt
werden. Damit sollen besonders mittel-
ständische Unternehmen der gewerblichen
Wirtschaft und Angehörige Freier Berufe
zinsgünstige Finanzierungen erhalten. Die-
se können ein Volumen von insgesamt
6,32 Milliarden Euro erreichen.
In der Debatte betonten Redner aller Frak-
tionen die Bedeutung der Wirtschaftsförde-
rung angesichts der zurück-
genommenen Wachstums-
erwartungen. Gabriele Katz-
marek (SPD) sagte, die ak-
tuellen Korrekturen an den
Konjunkturprognosen wür-
den zeigen, dass weiterhin
alle Möglichkeiten genutzt
werden müssten, um die
Wirtschaft zu unterstützen:
„Im Zentrum stehen dabei
kleine und mittelständische
Unternehmen. Diesen Un-
ternehmen in ihrer Wachs-
tumsphase und in ihrer Ex-
pansionsphase Geld in Form von Krediten
zur Verfügung zu stellen, ist eine zentrale
Herausforderung.“ Allerdings zeigte sich
Katzmarek verwundert über Aussagen von
Unionspolitikern, „dass der Mindestlohn,
die Frauenquote und die Rente mit 63 un-
sere heimische Wirtschaft gefährden oder
gar direkt für die um 0,6 Prozent reduzier-
te Wirtschaftsprognose verantwortlich sei-
en. Einmal abgesehen von dem logischen
Bruch, dass der Mindestlohn erst in eini-
gen Monaten wirkt, steht fest: Soziale Ge-
rechtigkeit und wirtschaftlicher Erfolg sind
kein Widerspruch. Im Gegenteil: Soziale
Gerechtigkeit und sozialer Frieden sind
Standortvorteile in der Bundesrepublik
Deutschland“, betonte die SPD-Politikerin.
Auch Andreas Lenz (CSU) kam auf die zu-
rückgenommenen Wachstumsprognosen
zu sprechen. Es müsse alles getan werden,
um die Wettbewerbsfähigkeit der heimi-
schen Wirtschaft dauerhaft zu sichern:
„Das heißt, wir brauchen weiterhin einen

flexiblen und damit aufnahmefähigen Ar-
beitsmarkt und einen stabilen wirtschafts-
politischen Rahmen, um langfristige Inves-
titionen zu ermöglichen.“ Die ERP-Pro-
gramme würden vor allem dem Mittel-
stand dabei helfen, diese Investitionen zu
tätigen. Lenz wies darauf hin, dass ledig-
lich acht Prozent der Investitionen vom
Staat oder öffentliche Institutionen kämen.
Daher sei es wichtig, privates Kapital für
Investitionen zu mobilisieren. Es gebe in
Deutschland zwar gute Startprogramme für
Gründer, aber wichtig sei auch Wachstums-
finanzierung nach der Gründungsphase.

Für die Opposition verwies
Thomas Nord (Linke) auf
die Geschichte des Mar-
shall-Plans. Die USA hät-
ten Deutschland 1953 ei-
nen Schuldenerlass ge-
währt. Damit sei das ERP-
Sondervermögen ein gutes
Beispiel, wie aus der Ge-
schichte gelernt werden
könne, um richtig mit der
Lage in der EU und insbe-
sondere in der Euro-Zone
umzugehen: „Statt den
Mitgliedstaaten die Spar-

krause anzulegen und bei sprudelnden
Steuerquellen eine Nullrunde für den eige-
nen Haushalt aufzulegen, stehen hier Wie-
deraufbau, wirtschaftlich sinnvolle Kredite
und Schuldenerlass im Mittelpunkt einer
klugen Politik.“ Dies sei ein fast 70-jähriges
Erfolgsmodell. „Es wird aber offensichtlich
heute nicht mehr verstanden“, kritisierte
Nord.
Dieter Janecek (Grüne) sagte, angesichts
der eingetrübten Konjunkturaussichten
müsse man nicht das Rad neu erfinden,
sondern endlich die Vorschläge, die im
Raum stünden, umsetzen. Dazu zählte er
die steuerliche Forschungsförderung, eine
Erhöhung der Abschreibungsgrenze für ge-
ringfügige Wirtschaftsgüter und eine stär-
kere Förderung der Gebäudesanierung und
des Breitbandausbaus. Wenn man sich die
bisherige Wirtschaftspolitik der Großen
Koalition ansehe, dann sei außer den be-
stehenden Programmen wie dem ERP nur
„ein großes Nichts“ zu sehen. hle T

»Wir brauchen
einen stabilen
Rahmen,um

Investitionen
möglich zu
machen.«

Andreas Lenz (CSU)
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Das Killer-Virus aus dem Kongo
FAKTEN ZU EBOLA Das Viruskrankheit sorgt in Afrika seit Jahren für Angst

Der jüngste Ausbruch des Ebola-Virus ist
der schwerste in der knapp 40-jährigen do-
kumentierten Geschichte dieser gefährli-
chen Krankheit. Die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) bezeichnete die Ebola-
Epidemie unlängst als den schlimmsten
Gesundheitsnotfall in der jüngeren Ge-
schichte. Generaldirektorin Margaret Chan
sagte, sie habe niemals zuvor eine Gesund-
heitskrise erlebt, die so viel Angst und
Schrecken verbreitet habe. Inzwischen
wurden der WHO aus sieben Ländern ins-
gesamt mehr als 8.900 Erkrankte gemeldet,
rund 4.500 erlagen dem Virus. Die WHO
befürchtet bis Dezember pro Woche bis zu
10.000 neue Ebola-Fälle in Westafrika. Die
am stärksten betroffenen Länder sind Libe-
ria, Sierra Leone und Guinea.

HERKUNFT Das Ebola-Fieber ist eine für
Menschen oft tödlich verlaufende Virus-In-
fektion. Experten vermuten, dass Flughun-
de den Virus-Herd in sich tragen und ur-
sprünglich für die Verbreitung sorgten. Be-
nannt ist die Krankheit nach einem Fluss
im Kongo, dort brach die gefährliche In-
fektion erstmals 1976 aus. Unterschieden
werden fünf Virus-Arten: Zaire, Sudan, Taï
Forest, Bundibugyo und Reston. Bei der ak-
tuellen Epidemie in Westafrika handelt es
sich um den Zaire-Virus.

INFEKTION Eine Übertragung der Krank-
heit ist von Tier oder Tierprodukten zu
Mensch und von Mensch zu Mensch mög-
lich. Infizierte Menschen können das Virus
über ihre Körperflüssigkeiten weitergeben:
Blut, Speichel, Spermien, Schweiß, Urin
und Erbrochenes oder über Gegenstände,
die mit infektiösen Flüssigkeiten in Kon-
takt gekommen sind, etwa Operationsbe-
steck oder Bettwäsche. Infizierte Menschen
sind auch nach ihrem Tod noch anste-
ckend. Eine Übertragung über die Luft ist
bisher nicht nachgewiesen. Sobald Infizier-
te Krankheitszeichen entwickeln und so
lange sie Fieber haben, sind sie auch anste-
ckend. In Samenflüssigkeit können die Vi-
ren bis zu drei Monate nach der Genesung
noch enthalten sein.

AUSBRUCH Die Inkubationszeit, also jene
Zeitspanne von der Infektion bis zum Aus-
bruch der Krankheit, beträgt meist acht bis
zehn Tage. Die ersten Symptome der
Krankheit sind unspezifisch und ähneln ei-
nem Grippeinfekt. Es kommt zu Fieber,
Kopf- und Muskelschmerzen, Übelkeit und
Durchfall. Später können heftige innere
und äußere Blutungen folgen sowie Hals-
schmerzen, Brustschmerzen, Schluckbe-
schwerden und Atemnot. Die Diagnose im
Labor ist aufwendig, wobei das Ebola-Virus

teilweise erst 72 Stunden nach Beginn der
Symptomatik nachgewiesen werden kann.
Die Sterblichkeitsrate liegt je nach Virus-
Art zwischen 30 und 90 Prozent, im Fall
des Zaire-Virus in Westafrika bei über
50 Prozent.

BEHANDLUNG Einen Impfstoff gegen Ebo-
la gibt es nicht, ebenso wenig eine spezifi-
sche Therapie. Behandelt werden nur die
Symptome. Hoffnung macht ein neues
Medikament namens ZMapp der US-Firma
Mapp Biopharmaceutical mit drei verschie-
denen Antikörpern. Das kanadische Unter-
nehmen Tekmira Pharmaceuticals hat ein
Produkt namens TKM-Ebola entwickelt.
Beide Präparate sind aber noch nicht syste-
matisch an Menschen getestet worden.
Derzeit sind die Wirkstoffe auch nicht in
ausreichend großen Mengen verfügbar,
weil die Seren die vorgeschriebenen klini-
schen Tests noch nicht durchlaufen haben.
Weitere Medikamente werden derzeit er-
probt. Claus Peter KosfeldT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Westen nicht bedroht«
INTERVIEW Seuchenexperte Gottschalk zur Ebola-Katastrophe

Herr Gottschalk, die Ebola-Epidemie
in Westafrika hat jetzt fast 4.500 Tote ge-
fordert. Wie schätzen Sie die Lage ein?
Für die Afrikaner ist es eine Apokalypse.
Was diese armen Menschen durchmachen,
kann man sich nicht vorstellen. Aber für
die westliche Welt ist das keine Bedrohung,
weil unser Gesundheitssystem gut ist.

Wie konnte es dann zu Infektionen
in den USA und Spanien kommen?
Das ist schwer zu sagen. Wir haben hier in
Frankfurt eine lange Erfahrung mit solchen
Erkrankungen, wir haben das Hochsicher-
heitslabor in Marburg, das seit 1967 mit
gefährlichen Erregern arbeitet, und es hat
nie eine Übertragung gegeben. Wir verfü-
gen über eine gute Schutzausrüstung und
ein sehr gutes Training. Bei uns ist niemals
ein Mitarbeiter in dem Bereich allein am
Patient oder muss sich allein den Schutz-
anzug ausziehen. Es sind immer Kollegen
dabei, die helfen, auch bei der ersten Des-
infektion und erst dann wird der Anzug
ausgezogen. Ebola lässt sich leicht desinfi-
zieren. Es reicht im Prinzip eine waschakti-
ve Substanz, um es zu inaktivieren..

Wie groß ist die Gefahr, dass sich
Ebola in Deutschland ausbreitet?
Was die Ausbreitung angeht: null. Dass ein
Einzelfall auftreten kann, will ich gar
nicht verneinen, aber Patienten würden
bei uns sofort behandelt, Kontaktperso-
nen würden gesucht und gefunden, und
im Gegensatz zu Afrika würden die sich ja
auch gerne bei uns melden.

Haben wir denn wirklich genügend
Isoliermöglichkeiten hier?
Wir sind weltweit führend, was die Isolier-
betten angeht. Wir haben derzeit 50 und
die werden wir sicher erst einmal nicht
brauchen.

Selbst wenn im Supermarkt oder
Fußballstadion ein Verdachtsfall auf-
tritt, gerät das System nicht außer Kon-
trolle?
Nein, bei uns herrscht gesunder Menschen-
verstand vor. Selbst wenn jemand behaup-
ten würde, da wäre ein Ebola-Fall, würde
man das schnell in den Griff kriegen.

In einer Großstadt U-Bahn zu fahren
oder ein Konzert zu besuchen, halten Sie
in Zeiten von Ebola für ungefährlich?
Da kriegen Sie eher eine Meningitis oder
eine Tuberkulose als irgendwas anderes.

Wie muss man sich die Rettungskette
vorstellen, die jetzt aufgebaut wird?
Wenn ein deutscher Mitarbeiter sich in
Afrika infizieren würde, was absolut un-
wahrscheinlich ist, weil wir ihn schulen
und er gute Schutzkleidung hat, wird eine
besondere Maschine, die mit einem ge-
schulten Team hinfliegt, ihn aufnehmen
und während des Fluges versorgen kön-
nen. Der Patient kommt dann in ein Be-
handlungszentrum und wird intensivme-
dizinisch betreut.

Wer ist an der Rettung beteiligt?
Bei uns in Frankfurt eingebunden ist die
Flughafenfeuerwehr, die Berufsfeuerwehr,
die Airportsicherheit, Bundespolizei, Lan-
despolizei, wir vom Kompetenzzentrum,
der Rettungsdienst, leitende Notärzte. Und
die sind alle trainiert.

Beim Training wird geübt, wie man
einen Schutzanzug an- und auszieht?
So ist es. Da achte ich sehr darauf, dass
niemand in einem Schutzanzug arbeitet,
der nicht trainiert ist.

Ist Ebola drastischer als das, was Sie an
Infektionskrankheiten schon hatten?
Für den, der es hat, ist es eine schlimme
Erkrankung. Aber Ebola ist eigentlich ein-
fach zu bekämpfen, weil es nicht über die
Luft übertragen wird wie Grippe, es ist
auch nicht übertragbar, bevor Symptome
aufgetreten sind und Sie können sich nur
infizieren, wenn sie ganz nah an den Pa-
tienten herangehen. So eine Erkrankung ist
für einen Seuchenbekämpfer eigentlich
ideal. Aber für den, der Ebola abbekom-
men hat, ist es ganz schlecht.

Muss sich die Bevölkerung in dieser
Lage irgendwie vorbereiten?
Nein, überhaupt nicht. Es gibt für
Deutschland keine Bedrohungsszenarien.
Wir müssen jetzt den Afrikanern dringend
helfen. Aber diese Epidemie ist mit den
Maßnahmen des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes dort nicht mehr zu stoppen.
Die westliche Welt hat viel zu lange zuge-
schaut, ohne etwas zu tun. Wir müssen
jetzt auf einen Impfstoff warten. Aber das
ändert nichts daran, dass für Deutschland
keine Bedrohungslage da ist.

Was halten Sie von Kontrollen an
Flughäfen mit Fiebermessungen?
Das macht keinen Sinn. Sie können ein
ganzes Flugzeug mit Ebola-Infizierten ha-
ben, wenn die innerhalb der Inkubations-
zeit einreisen und keine Symptome haben,
dann finden Sie die nicht. Und wenn Sie
im Ausland sind und unbedingt heim wol-
len, weil sie krank sind, wissen aber, dass
Fieberscreenings gemacht werden, dann
können Sie das Fieber so weit runter krie-
gen, dass die Geräte nicht anspringen. Au-
ßerdem müssten sie dann ja auch den Bus-
und Zugverkehr screenen, das ist schwierig.

Für wie wahrscheinlich halten Sie es,
dass ein Impfstoff bald bereit steht?
Es gibt schon Tests an gesunden Freiwilli-
gen. Da ist es relativ wahrscheinlich, dass
es in absehbarer Zukunft einen Impfstoff
geben wird.

Sprechen wir nächstes Jahr noch im-
mer über Ebola?
Im ersten Quartal auf jeden Fall. Dann ha-
ben wir hoffentlich einen Impfstoff.

Das Gespräch führte Claus Peter Kosfeld. T

Professor René Gottschalk ist Infektiologe
und Sprecher des Ständigen Arbeitskreises
der Kompetenz- und Behandlungszentren

für hochkontagiöse und lebens-
bedrohliche Erkrankungen. Der STAKOB

ist seit 2014 aktiv und beim Robert-
Koch-Institut (RKI) angesiedelt.

René Gottschalk ist Arzt und Afrikaexperte.
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E
s ist eine Zahl, die man sich
nicht vorstellen will: Die US-
Gesundheitsbehörde CDC
geht in einem ihrer Szenarien
von einer Zahl zwischen
550.000 und 1,4 Millionen

Menschen aus, die sich bis zum Januar
nächsten Jahres mit dem Ebola-Virus infi-
zieren könnten. Zumindest dann, wenn es
nicht gelingt, die Übertragungsketten in
den am meisten betroffenen Ländern in
Westafrika zu unterbrechen. Und es ist
klar, dass das ohne Hilfe von außen nicht
geht. Auf rund eine Milliarde US-Dollar
beziffern etwa die Vereinten Nationen den
Bedarf – und beklagten vergangene Woche,
dass die internationale Staatengemein-
schaft erst rund ein Viertel dieser Summe
für einen UN-Sonderfonds bereitgestellt
habe.
Die internationale Staatengemeinschaft
reagiert spät, die Politik gesteht das auch
ein. „Wir haben Ebola unterschätzt“, sagt
Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD). Und auch wenn Experten zur Sach-
lichkeit mahnen und vor Panikmache war-
nen (siehe Interview rechts): Nach den ers-
ten Übertragungen von Mensch zu Mensch
in Europa und in den USA setzt sich die
dringliche Einsicht durch, dass der beste
Schutz vor Ebola die Hilfe für Westafrika
ist. „Das, was wir jetzt tun, um in Westafri-
ka zu helfen, ist im besten Sinne des Wor-
tes notwendige Hilfe für die Menschen
dort aber auch der wirksamste Eigenschutz
für die Bevölkerung in Europa“, sagte etwa
Gesundheitsminister Hermann Gröhe
(CDU) am Donnerstag während eines Tref-
fens mit anderen europäischen Ministern
in Brüssel. Bei dem Treffen wurde unter
anderem beschlossen, dass im Zusammen-
spiel mit der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) Reisende schon bei der Ausreise
aus den drei hauptbetroffenen Ländern be-
fragt und überprüft werden sollen, um ein
weltweites Übergreifen des Virus zu verhin-
dern. Kurz zuvor wurde vergangene Woche
bekannt, dass der Haushaltsausschuss des
Bundestages noch einmal zusätzliche Mit-
tel bewilligt hat – damit stellt Deutschland
jetzt insgesamt rund 100 Millionen Euro
für die Bekämpfung der Epidemie bereit.

Engagement Die Frage, ob das deutsche
Engagement ausreicht, beschäftigte am ver-
gangenen Freitag auch erneut das Bundes-
tagsplenum. Maria Böhmer (CDU), Staats-
ministerin im Auswärtigen Amt, verwies
darauf, dass Deutschland weitere 85 Mil-
lionen Euro bereitstellen werde, 50 Millio-
nen Euro davon noch in diesem Haus-
haltsjahr. Zudem sei man dabei, Freiwillige
für den Einsatz in den Krisenländern ge-
zielt auszubilden.
Den Dank für die freiwilligen Helfer ver-
band Staatsministerin Böhmer mit der Zu-
sage, diese im Falle einer Ansteckung zu
evakuieren. Die Bundesregierung werde da-
zu ein Flugzeug mit einer den höchsten
Ansprüchen genügenden Isolierstation an-
mieten. „Wir sind bereit, an Ebola erkrank-
te Helfer in Deutschland zu behandeln“,
sagte sie. Das gelte auch für Nicht-Deut-
sche. Auch wenn niemand wisse, ob das
die Hilfe schon ausreichend sei, stehe eines
fest, sagte Böhmer: „Wir wollen und wir
müssen die Ebola-Epidemie stoppen.“
Es sei gut, dass Deutschland mehr Geld für
den Kampf gegen Ebola zur Verfügung stel-
le, sagte Niema Movassat (Die Linke). Al-
lerdings habe im Entwicklungsausschuss
schon Ende September ein Vertreter von
Ärzten ohne Grenzen betont, dass es bei
der ohnehin verspäteten Hilfe jetzt um
Stunden und Tage, nicht um Wochen und
Monate gehe. Nach Informationen aus den
betroffenen Ländern komme dort jedoch
auch Wochen später kaum Hilfe an. „Das
ist ein Armutszeugnis für Deutschland und
die gesamte Welt“, befand Movassat. Zu-
gleich verwies er darauf, dass als Folge der

Ebola-Epidemie eine Hungersnot drohe.
Der Kampf gegen den Hunger laufe aller-
dings unter erschwerten Bedingungen. 180
Millionen Dollar brauche das Welternäh-
rungsprogramm, für Logistik und Nah-
rungsmittel. „Das ist doch im Vergleich zu
dem, was man für jeden Militäreinsatz aus-
gibt, eine Kleinigkeit“, sagte Movassat.

Gesundheitsversorgung Die Hilfe sei
überfällig, sagte Heinz-Joachim Barchmann
(SPD). „Die Gefahr wurde zu lange nicht er-
kannt.“. Es sei die Organisation Ärzte ohne
Grenzen gewesen, die als erste vor der Ebola-
Epidemie gewarnt hätte. „Lange vor der
Weltgesundheitsorganisation WHO“, fügte
er hinzu. Die Krise zeige auch gravierende
Probleme bei der Entwicklung in den betrof-
fenen westafrikanischen Ländern auf. Es feh-
le unter anderen nach wie vor an einer stabi-
len Gesundheitsversorgung. Im Senegal und
in Nigeria hingegen seien die aufgetretenen
Fälle so behandelt worden, dass es nicht zu
einer Epidemie gekommen sei. „Man kann
also etwas machen“, sagte Barchmann.

Spätestens nachdem die Weltgesundheits-
organisation WHO Anfang August den
Gesundheitsnotstand ausgerufen habe,
hätte die Bundesregierung handeln müs-
sen, sagte Uwe Kekeritz. Stattdessen disku-
tiere man heute über einen Entschlie-
ßungsantrag (18/2607), der überwiegend
Prüfaufträge an die Bundesregierung bein-
halte. „Die Zeit der Prüfaufträge ist aber
vorbei“, sagte der Grünen-Abgeordnete.
Damit werde lediglich bestätigt, „dass die
Bundesregierung nicht willens oder auch
nicht fähig ist, entschlossen und schnell
zu handeln“. Jetzt die Hilfe aufzustocken,
sei seines Erachtens zu spät. „Man hätte
viele Menschen retten können, wenn man
schon im August gehandelt hätte“, sagte
Kekeritz.
„Zu sagen: Das habe ich alles schon vorher
gewusst, bringt uns nicht weiter“, entgeg-
nete Sabine Weiss (CDU). Man müsse das
Problem nun konstruktiv angehen, „so wie
es die Bundesregierung tut“, sagte die Uni-
onsabgeordnete. Weiss sagte weiter, es sei
wichtig, Panik zu vermeiden. Besonders

den Medien müsse man sagen: Die Krank-
heit ist beherrschbar, die Ausbreitung kann
gestoppt werden. Dies habe man auch
nach früheren Ebola-Ausbrüchen sehen
können. Sie sei im Übrigen, trotz Medien-
umfragen, wonach die Deutschen die Be-
handlung Ebola-Erkrankter in Deutschland
zu 51 Prozent ablehnen würden, der Mei-
nung, „dass die deutsche Bevölkerung es
akzeptiert, wenn wir infizierte Helfer hier
behandeln“.

Fehleinschätzungen Karl Lauterbach
(SPD) machte deutlich, dass der Infekti-
onsverlauf anders sei als bei vorherigen
Ebola-Fällen. Lauterbach sagte zudem, dass
die WHO die Situation falsch eingeschätzt
habe, „und wir uns darauf verlassen ha-
ben“. Die Bundesregierung habe aber im
August unmittelbar reagiert und unter an-
derem zwei lokale Labors sowie einen Kri-
senstab eingerichtet. Lauterbachs Fazit: „Es
gab eine Fehleinschätzung von allen. Aber
niemand hat hier gegen sein Gewissen ge-
handelt.“ Götz Hausding/ahe/dpa T

Mitarbeiter des Roten Kreuzes beim Einsatz in Liberias Hauptstadt Monrovia © picture-alliance/dpa

Späte Einsicht
EBOLA Deutschland verstärkt sein Engagement im

Kampf gegen die Epidemie in Westafrika

Alle sind in der Pflicht
HILFEN Die Seuchen-Bekämpfung in Westafrika ist eine globale Aufgabe

Die Vereinten Nationen kritisieren, dass das
die internationale Hilfe nur schleppend an-
laufe: Die Zusagen für den Sonderfonds zur
Bekämpfung von Ebola in Westafrika belie-
fen sich´bisher nur auf rund ein Drittel der
eigentlich anvisierten eine Milliarde US-Dol-
lar. Es ist aber nicht so, dass die Welt taten-
los beiseite steht: Annähernd 400 Millionen
Dollar haben die UN-Hilfsorganisationen
und andere Organisationen für den Kampf
gegen Ebola von Staaten, der Afrikanischen
Union, der Europäischen Union und ande-
ren bekommen. Bereits Anfang August sagte
die Weltbank zudem Nothilfen in Höhe von
200 Millionen US-Dollar zu, sie verdoppelt
Ende September diesen Betrag auf 400 Mil-
lionen Dollar.
Die internationale Hilfe erschöpft sich aber
nicht nur in Geld-Beträgen: Von den 4.000
Soldaten, die US-Präsident Barack Obama
in das Katastrophengebiet zu schicken ver-
sprach, sind mittlerweile knapp 600 ange-
kommen Darüber hinaus entsandten die
USA rund 100 zivile Ärzte und Pfleger – glei-
ches tat übrigens auch Kuba mit mehreren
Hundert Medizinern und Fachkräften.
Die Bundeswehr plant gemeinsam mit der
französischen Armee eine Luftbrücke in die
von der Ebola-Epidemie betroffenen Länder
aufzubauen sowie einen Lufttransportstütz-
punkt in der Region einzurichten. Zudem

soll unter anderem das Deutsche Rote Kreuz
dabei unterstützt werden, ein mobiles Kran-
kenhaus mit mehr als 200 Betten sowie zwei
Gesundheitsstationen aufzubauen und zu
betreiben.
Immer deutlicher zeigt sich die Herausfor-
derung, bei den nun immer stärker anlau-
fenden Unterstützungen, die Fäden in der

Hand zu behalten, Hilfen dorthin zu brin-
gen wo sie am besten wirken – sei es als
Ausbildung, medizinische Aufklärung, beim
Bau von Krankenstationen oder beim Trans-
port von Ausrüstung. Für den Ebola-Sonder-
beauftragten der Bundesregierung, Walter
Lindner, ist diese Koordination nichts Gerin-
geres als eine „Mega-Aufgabe“. ahe/dpa T
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Erste freie und
geheime Wahlen
TUNESIEN Am 26. Oktober wird in Tune-
sien, dem Ursprungsland des Arabischen
Frühlings, das Parlament gewählt. Mehr als
15.000 Kandidaten in 1.327 Listen treten
an. Das neue Wahlgesetz sieht eine paritä-
tische Besetzung der Listen mit Frauen und
Männern vor. Über fünf Millionen Wahl-
berechtigte haben sich registriert, um die
217 Volksvertreter zum ersten Mal in der
Geschichte des Landes frei und geheim zu
wählen.
Nachdem der langjährige Diktator Ben Ali
am 14. Januar 2011 nach Saudi-Arabien ge-
flüchtet war, errang die islamistische Nah-
da bei den Wahlen zur Verfassunggeben-
den Versammlung im Oktober 2011 die
Mehrheit. Nach langen und kontroversen
Diskussionen verabschiedete diese Anfang
des Jahres eine neue Verfassung, die Mei-
nungs- und Gewissensfreiheit sowie die
Gleichstellung der Geschlechter sichert. Sie
gilt als eine der modernsten im arabischen
Raum.
Im vergangenen Jahr hatten zwei politische
Morde und die sich verschlechternde Wirt-
schafts- und Sicherheitslage Tunesien in ei-
ne politische Krise gestürzt. Demonstratio-
nen eines breiten Bündnisses von Opposi-
tion und Zivilgesellschaft forderten den
Rücktritt der Nahda-Regierung und führten
zum politischen Stillstand. Erst ein von
Gewerkschaft, Arbeitgeberverband und Zi-
vilgesellschaft organisierter Nationaler Dia-
log konnte einen Konsens und Ausweg fin-
den: Unmittelbar nach Unterzeichnung
der Verfassung am 27. Januar übergab die
Nahda die Regierungsgeschäfte an den par-
teilosen Mehdi Jomaa, der seitdem das
Land mit einem Technokratenkabinett
führt.
Die Parlamentswahlen am Sonntag sollen
das Ende des Übergangs und der Beginn ei-
ner stabilen Demokratie sein. Obwohl die
Kürze der Vorbereitungszeit die Wahlkom-
mission vor große Herausforderungen
stellt, bestätigen internationale Beobachter,
dass die Wahlvorbereitung erfolgreich ver-
läuft. Die besten Chancen haben die Nah-
da unter Führung von Rached Ghannouchi
und die 2011 von Béji Caid Essebsi gegrün-
dete säkulare Partei Nida Tounes. Aufgrund
der zersplitterten Parteienlandschaft und
des Listenwahlrechts ist mit einer Koaliti-
onsregierung zu rechnen.
Am 23. November finden zudem Präsi-
dentschaftswahlen statt, für die sich 27

Kandidaten beworben haben, unter ande-
rem der derzeitige Amtsinhaber Moncef
Marzouki und der 87-jährige Beji Caid Es-
sebsi. Verlaufen beide Wahlen friedlich
und demokratisch, kann der tunesische
Weg zum Beispiel in der Region und in der
Welt für einen friedlichen Übergang in die
Demokratie werden. Annette Steinich T

Die Autorin ist freie
Journalistin in Tunesien.

Poroschenkos Siegeszug
UKRAINE Das Präsidenten-Bündnis dürfte die Parlamentswahl gewinnen. »Volksrepubliken« nehmen nicht teil

G
anz Kiew ist gepflastert
mit Wahlplakaten, im
Fernsehen laufen rund um
die Uhr Wahlwerbespots,
und in den Talkshows
kämpfen die Kandidaten

mit harten Bandagen um die Wählerherzen.
Am kommenden Sonntag wählt die Ukraine
ein neues Parlament, und alles scheint wie
immer.
Das gilt auch für die Praxis der Wähler-
bestechung: Nachdem die im Mai abgehalte-
nen Präsidentschaftswahlen praktisch ohne
sie auskamen, wird sie nun wieder massiv
angewendet. Kandidaten asphaltieren Stra-
ßen, schenken Kindergärten neue Spielplät-
ze oder verteilen bei Wahlkampfveranstal-
tungen Essenspakete. Viele Politiker sehen
die Wahl als letzte Chance, einer Strafverfol-
gung zu entgehen. „Mindestens zwei bis drei
Millionen Dollar gibt jeder Kandidat für die-
se Wahlen aus“, schätzt Witalij Teslenko, Di-
rektor des „Ukrainischen Wählerkomitees“.
Ein Drittel bis die Hälfte davon werde in die
oben genannten Wahlgeschenke investiert.

Neue Parteien Geändert hat sich jedoch
die politische Landschaft des Landes. Über
die letzten zehn Jahre dominierte die Kon-
kurrenz zwischen der „Partei der Regionen“
und einer eher westukrainisch geprägten
Partei den Wahlkampf. An diesen Wahlen
nimmt die durch die Flucht von Ex-Präsi-
dent Wiktor Janukowitsch delegitimierte
„Partei der Regionen“ jedoch nicht mehr
teil. Ein deutlicher Sieg wird dagegen dem

Parteienbündnis von Präsident Petro Poro-
schenko vorhergesagt. Poroschenkos eigene
Partei „Solidarnost“ ist zwar unbedeutend,
allerdings hatte er sich schon vor den Präsi-
dentschaftswahlen mit „UDAR“ verbündet,
der Partei von Vitali Klitschko, die landes-
weit über einen funktionsfähigen Parteiap-
parat verfügt. Laut Umfragen wird der
„Block Poroschenko“ mit 30 bis 40 Prozent
mit Abstand die stärkste Kraft im Parlament.

Kriegsmüdigkeit Die Stärke der Präsiden-
tenpartei ist auf Poroschenkos Friedenskurs
zurückzuführen: Zwar wird im Osten noch
immer um einzelne strategisch wichtige
Punkte gekämpft. Aber die im September in
Minsk zwischen Kiew, Moskau und den Se-
paratisten getroffenen Vereinbarungen ha-
ben das Land dem Frieden einen großen
Schritt näher gebracht (siehe auch Seite 11).
Den hat die wirtschaftlich am Abgrund ste-
hende Ukraine bitter nötig. So sieht das
auch das Gros der Bevölkerung: Schon Mitte
August sprach sich nur noch ein Drittel der
Ukrainer für eine Fortsetzung des Krieges
aus, mehr als die Hälfte traten für eine Kom-
promisslösung ein.
Von den 28 Parteien, die bei den Wahlen
antreten, werden neben Poroschenkos Partei
nur vier oder fünf über die Fünf-Prozent-
Hürde kommen. Zweitstärkste Kraft wird
wohl die „Radikale Partei“ von Oleh Ljasch-
ko, der mit seinen nationalistischen und po-
pulistischen Losungen auf mehr als zehn
Prozent kommen dürfte. Benötigt Poro-
schenkos Partei einen Koalitionspartner,

wird dies wohl die „Volksfront“ sein, die
Partei des jetzigen Premierministers Arsenij
Jazenjuk. Dieser hatte sich im Sommer mit
seiner Partei von Julia Timoschenko losge-
sagt.
Das Erbe von Janukowitschs „Partei der Re-
gionen“ tritt die Partei des Milliardärs Sergej
Tigipko, der „Oppositionelle Block“ und die
Kommunistische Partei an. Auf deren Listen
stehen die meisten ehemaligen „Regiona-
len“. Keine der drei Parteien wird jedoch als
politische Kraft bedeutsam
sein. Insbesondere die Kom-
munistische Partei steht un-
ter Druck: Im Juli löste Po-
roschenko die Parlaments-
fraktion der Partei auf, ein
Verbotsantrag der Partei
liegt derzeit im Justizminis-
terium. Grund ist die angeb-
liche Unterstützung der Se-
paratisten. Viele heutige Ab-
geordnete aus dem Januko-
witsch-Lager treten bei der
Wahl zudem als Direktkan-
didaten an. Dies ist mög-
lich, weil das Parlament sich zur Hälfte aus
Direktkandidaten und zur Hälfte aus Listen-
kandidaten formiert.
Der Wahlkampf ist geprägt von Patriotismus
und Populismus. In mehreren Parteien tre-
ten führende Mitglieder der ukrainischen
Freiwilligenbataillone an, die Liste der Ti-
moschenko-Partei führt sogar eine ukraini-
sche Kampfpilotin an, die derzeit in Russ-
land in Untersuchungshaft sitzt.

Immer wieder kommt es zu Gewalt, und
zwar ausschließlich gegenüber Angehörigen
des früheren Regimes. In Odessa wurde Nes-
tor Schufritsch, Abgeordneter der „Partei der
Regionen“, von einem nationalistischen
Mob brutal verprügelt. Mehrfach warfen mi-
litante Nationalisten frühere Angehörige des
Regimes in Mülleimer. Verantwortlich zeich-
neten Angehörige des „Rechten Sektors“,
und auch der Radikale Oleh Ljaschko legt
gerne selbst Hand an.

Nach der Wahl wird Poro-
schenko eine Hausmacht im
Parlament haben, mit der er
die vom Maidan geforderten
grundlegenden Reformen
umsetzen könnte. Denn bis-
lang ist wenig passiert. Erst
mit dem Nahen der Neu-
wahlen stieg die Reformwil-
ligkeit der Regierung. Ende
vergangener Woche trat das
„Gesetz über die Reinigung
der Behörden“ in Kraft, das
sich an der „Lustration“ in
Polen nach dem Ende der

Sowjetunion orientiert. Es ermöglicht, „be-
lastete“ Mitglieder des früheren Regimes und
vom KGB ausgebildete Beamte mit zehnjäh-
rigem Berufsverbot zu belegen. Der Präsi-
dent hatte die Unterschrift bis zuletzt hi-
nausgezögert, denn das Gesetz betrifft über
eine Million Staatsbeamte der ukrainischen
Bürokratie.
In seiner letzten Sitzung verabschiedete das
Parlament mehrere wichtige Antikorrupti-

onsgesetze, darunter die Einrichtung eines
Antikorruptionsbüros. Die eilige Abstim-
mung über die Gesetze – zu deren Überwa-
chung Präsident Poroschenko extra ins Par-
lament kam – macht auf Experten jedoch
den Eindruck eines Wahlkampfmanövers.
„Diese Gesetze machen nur den Anschein
von echten Reformen“, sagt etwa der Kiewer
Politologe Juri Romanenko.

Vakante Sitze In den von den Separatisten
besetzten Gebieten im Osten werden die
Parlamentswahlen nicht stattfinden, das hat
die Wahlkommission schon eingestanden.
Etwa dreißig der 450 Sitze bleiben deshalb
vakant. Die Führung der selbst ernannten
Volksrepubliken Donezk und Luhansk orga-
nisiert am 2. November eigene Wahlen. Be-
obachter erwarten, dass sich bei den Wahlen
die jetzigen Führer der Volksrepubliken
durchsetzen werden. Konkurrenten droht
die physische Ausschaltung: So wurde Mitte
Oktober das Auto von Pawel Gubarjew, der
sich im Frühjahr zum Volksgouverneur er-
klärt hatte, beschossen. Gubarjew überlebte
schwer verletzt und liegt seitdem in einem
Krankenhaus in Südrussland.
Präsident Poroschenko hat klargemacht,
dass er diese Wahlen nicht anerkennen wird.
Stattdessen bietet Kiew den beiden Gebieten
Kommunalwahlen für den 7. Dezember. Ei-
ne Durchführung erscheint jedoch als un-
wahrscheinlich. Moritz Gathmann T

Der Autor berichtet als freier Journalist
aus Russland und der Ukraine.

Im Osten
wird es keine
Parlaments-
wahl geben,
35 der 450

Sitze bleiben
vakant.

Wählerregistrierung im Zentrum der
Hauptstadt Tunis

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a

Die Parteien werben mit einer Kampfpilotin (Mitte) und Mitgliedern der ukrainischen Freiwilligenbataillone (rechts). Links ein Plakat von Premier Arsenij Jazeniuks „Volksfront“ © picture-alliance/dpa/Collage: Stephan Roters

Premier gegen Bürgermeister
RUMÄNIEN Duell zwischen Victor Ponta und Klaus Iohannis bei der Präsidentschaftswahl

Er gilt als dröge, trocken, langweilig – kurz,
als extremes Gegenstück zum bisher in Ru-
mänien anerkannten Idealtyp eines Politi-
kers. Die müssen vor allem in TV-Talkshows
temperamentvoll brillieren. Dennoch ha-
ben Rumäniens verbündete Mitte-Rechts-
Parteien PNL und PDL es gewagt, den Sie-
benbürger Sachsen Klaus Iohannis, seit
14 Jahren Bürgermeister von Sibiu (Her-
mannstadt), als Kandidaten bei der Präsi-
dentenwahl Anfang November ins Rennen
zu schicken. Ausschlaggebend waren die
Umfragewerte: Iohannis kommt dabei mit
Sympathiewerten von knapp unter 50 Pro-
zent von allen Oppositionspolitikern sei-
nem sozialdemokratischen Konkurrenten,
dem bisherigen Premier Victor Ponta, am
nächsten, der bei knapp über 50 Prozent
liegt.
Das Staatsoberhaupt Rumäniens verfügt
zwar kaum über Kompetenzen in der Sozi-
al- und Wirtschaftspolitik, doch seine Rolle
in der Sicherheits- und Außenpolitik sowie

als Oberbefehlshaber der rumänischen
Streitkräfte machen ihn zu einem wichti-
gen Akteur. Dementsprechend sind das In-
teresse und die Beteiligung der Rumänen
an den Präsidentschaftswahlen meistens
größer als bei den Wahlen zum Parlament.
Amtsinhaber Traian Băsescu darf nach
zehn Jahren nicht noch einmal antreten.
Allen Umfragen zufolge kann sich Victor
Ponta die größten Chancen ausrechnen,
dessen Nachfolger zu werden. Seine Partei,

die PSD, regiert seit 2012 das Land. Ponta,
der mit dem bürgerlichen Băsescu häufig ge-
nug über Kreuz lag und diesen 2012 per Refe-
rendum aus dem Amt hebeln wollte,, ver-
weist auf eine aus seiner Sicht gute Bilanz in
der Wirtschaftspolitik: Das Bruttoinlandspro-
dukt hat wieder das Vorkrisenniveau erreicht,
drastische Sparmaßnahmen der liberalen
Vorgängerregierungen wurden rückgängig ge-
macht. Viele Anhänger betrachten die zahl-
reichen Korruptionsaffären prominenter So-
zialdemokraten als zweitrangig.
Pontas aussichtsreichster Gegenkandidat
Iohannis wirbt vor allem um die Stim-
men der Mittelschicht in den Großstäd-
ten. Genau wie Ponta tritt er für die
Euro-Einführung und eine klare europäi-
sche Position gegen die Einmischung
Russlands in der Ukraine und im Nach-
barland Moldau ein. Doch vor allem will
der Kandidat der Opposition mit dem
Motto punkten, er stehe mit „weniger
Spektakel, weniger Lärm, mehr Seriosi-
tät“ für eine neue politische Kultur. Mit
solchen Sätzen versucht Johannis auch
jene wahlmüden Rumänen erreichen,
die von der gesamten politischen Klasse
enttäuscht sind. Silviu Mihai/dpa T

Der Autor ist freier Osteuropa-
Korrespondent.Victor Ponta (oben) und Klaus Iohannis
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Hilfen für AKP-Staaten
ZUSAMMENARBEIT 6,28 Milliarden Euro für Entwicklungsfonds

Deutschland wird sich in den Jah-
ren 2014 bis 2020 mit 6,28 Mil-
liarden Euro am Europäischen
Entwicklungsfonds (EEF) betei-

ligen. Mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen von CDU/CSU und SPD nahm der
Bundestag vergangenen Donnerstag einen
entsprechenden Gesetzentwurf der Bundes-
regierung (18/2588) zum „Internen Ab-
kommen“ zur Einrichtung und Finanzaus-
stattung des Fonds an. Der EEF ist das wich-
tigste Instrument der EU-Entwicklungszu-
sammenarbeit mit der Gruppe der Staaten
in Afrika, im Karibischen Raum und im Pa-
zifischen Ozean (AKP) und den übersee-
ischen Ländern und Gebieten. Die Fraktio-
nen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
begrüßten, dass mit dem „Internen Abkom-
men“, die Weichen gestellt werden, den EEF
ab 2020 in den regulären EU-Haushalt zu
überführen. Sie begründeten ihre Enthal-
tung jedoch unter anderem damit, dass der-
zeit aus dem Fonds auch für die Militäraus-
bildung im Rahmen der African Peace Faci-
lity finanziert werde.
Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
votierte das Plenum zudem für eine Reihe
von Änderungen im Partnerschaftsabkom-
men zwischen der EU und AKP-Staaten, zu
denen die Bundesregierung ein Gesetzent-
wurf vorgelegt hatte (18/2591). Dazu zäh-

len unter anderem die Aktualisierung der
Bestimmungen zur politischen Dimension
des Abkommens – das nunmehr der gestie-
genen Bedeutung neuer Akteure in den
Partnerstaaten, insbesondere auf regionaler
Ebene Rechnung tragen soll. Zudem sind
demnach Vorschriften zum AKP-EU-Han-
delsregime seit Ende 2007 gegenstandslos
und sollen nunmehr von den Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen (EPA) abgelöst
werden. Neue Regelungen gehen auf Stra-
tegien zur Unterstützung der Integration
der AKP-Staaten in den Welthandel ein,
insbesondere durch Handelshilfe.
Aus Sicht von Frank Heinrich (CDU) bele-
ge das Abkommen „einmal mehr, wie
wichtig der EU die Zusammenarbeit mit
den AKP-Staaten“ ist. Sascha Raabe (SPD)
forderte, dass den Partnerländern bei den
EPAs die Möglichkeit eingeräumt wird,
„sensible Produkte von der Liberalisierung
auszunehmen und dauerhaft zu schützen“.
Heike Hänsel kritisierte, dass mit den vor-
gesehenen Handelshilfen Entwicklungsgel-
der umgewidmet würden, „um die Interes-
sen der europäischen Unternehmen zu be-
dienen“. Auch Uwe Kekeritz (Grüne) ver-
wies auf die „eindeutig“ negativen Auswir-
kungen der EPAs: „Sie drohen eine eigen-
ständige und nachhaltige Entwicklung in
den Partnerländern zu verhindern.“ ahe T
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Start mit Gegenwind
ENTWICKLUNG Textilbündnis für faire Arbeitsbedingungen

Der Minister setzt ein Zeichen, aber nicht
alle ziehen mit: Als Entwicklungsminister
Gerd Müller (CSU) am vergangenen Don-
nerstag jene 29 Unternehmen und Verbän-
de vorstellte, die an dem von ihm initiier-
ten Bündnis gegen die Ausbeutung von Tex-
tilarbeitern im Ausland teilnehmen, fiel die
Liste kürzer aus als geplant. Mehr als die
Hälfte der Partner, die Müller für seine Ini-
tiative gewinnen wollte, traten dem Bünd-
nis nicht bei.

Ziel der Initiative ist es, soziale und ökolo-
gische Mindeststandards in der Produkti-
ons- und Lieferkette von Textilien durchzu-
setzen – und zwar „vom Baumwollfeld bis
zum Bügel“, wie Müller betont. Und genau
in diesem Anspruch sieht ein Teil der Bran-
che offenbar ein Problem: Unternehmen
könnten nicht jeden Produktionsschritt bei
ihren Lieferanten und Subunternehmern im
Ausland komplett überwachen, argumen-
tierte etwa der Gesamtverband Textil und
Mode.
Bereits am Vortag hatte Müller im Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung deutlich gemacht, was er von

dieser Argumentation hält. Entlang der Pro-
duktionsketten in der Bekleidungsbranche
seien „Ausbeutungsstrukturen einer globa-
len Wirtschaft“ sichtbar, sagte Müller. „Die-
se neue soziale Frage muss auf den Tisch,
ihr kann sich niemand entziehen.“
Wenn Branchenverbände nun aussteigen
würden, dann spreche das für sich und sei
auch nicht eins zu eins mit der Haltung in
den Unternehmen gleichzusetzen, sagte
Müller. Die Verbände müssten ihren Mit-
gliedern konkret beantworten, ab welchem
Lebensalter sie die Arbeit von Kindern in
Entwicklungsländern für gerechtfertigt hal-
ten. Der Minister unterstrich, dass es nicht
um eine Verdopplung der Preise für Texti-
lien gehe: Mit einem Euro pro Kleidungs-
stück ließen sich existenzsichernde Löhne
und Bildung für Kinder in Entwicklungslän-
dern wie Bangladesch ermöglichen – ein
„Sprung beim Wertschöpfungspotenzial“
solcher Länder.
Ein Vertreter der SPD-Fraktion nannte den
Ausstieg der Verbände kurz vor Gründung
des Bündnisses eine „Unverschämtheit“.
Diese würden mit dieser Reaktion nun
selbst die Frage aufwerfen, ob man mit ver-
bindlichen Regeln für die Branche nicht
weiterkomme als mit einem Bündnis, das
freiwillige Selbstverpflichtungen definiere.
Ein Vertreter der Grünen nannte das vom
Minister anvisierte Textilsiegel das „Gegen-
teil von verbindlichen Regelungen“. Auch
die Linksfraktion machte sich für gesetzli-
che Regelungen stark. Ein Vertreter der Uni-
onsfraktion sprach hingegen von einer „kri-
tischen Situation“ für mittelständische Un-
ternehmen, die etwa Folgekosten bei der
Kontrolle der Lieferketten nicht abschätzen
könnten. Er brachte ein Modell „abgestufter
Verantwortlichkeiten“ ins Spiel für solche
Unternehmen, die nicht über eine „interna-
tionale Rechtsabteilung“ verfügen. ahe T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Minister Gerd Müller und die Ausschuss-
vorsitzende Dagmar Wöhrl (beide CSU)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Ziele verfehlt
EUROPA Die Krisendiplomatie am Rande des Europa-
Asiens-Gipfels ist gescheitert: Keine Lösung in Ukraine-Frage

E
igentlich wollten die rund 50
Spitzenpolitiker auf dem
zweitägigen Europa-Asien-
Gipfel Ende vergangener Wo-
che über eine engere Zusam-
menarbeit in den Bereichen

Handel und Wirtschaft sprechen. Doch
viel entscheidender war letztlich das, was
am Rande des offiziellen Treffens in Mai-
land geschah. Bis spät in die Nacht redeten
Russlands Präsident Wladimir Putin und
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
miteinander, um eine Lösung im Ukraine-
Konflikt zu finden oder wenigstens eine
Annäherung zu erreichen. Es ging vor al-
lem um die von der EU geforderte Überwa-
chung der russisch-ukrainischen Grenze,
über die immer wieder militärischer Nach-
schub für die prorussischen Separatisten
gebracht werden soll, sowie
um die ukrainischen Kom-
munalwahlen im Novem-
ber. Doch die Gräben lie-
ßen sich nicht schließen.
Ein Sprecher Putins sprach
hinterher von „weiterhin
ernsten Differenzen“. Und
auch am folgenden Tag, als
weitere europäische Staats-
und Regierungschefs sowie
der ukrainische Präsident
Wiktor Poroschenko mit
Putin sprachen, gab es bis
zum Nachmittag „keinerlei
Durchbruch“, wie Merkel verlauten ließ.
Gegenseitige Forderungen, Erwartungen
und Vorwürfe machten schon die Runde,
bevor der Gipfel begonnen hatte. Merkel
stellte in ihrer Regierungserklärung im
Bundestag, kurz vor ihrem Abflug nach
Mailand, klar: „Den entscheidenden Bei-
trag zur Deeskalation muss Russland leis-
ten.“ Sie erwarte die vollständige Umset-
zung der Waffenstillstandsvereinbarung
vom September – den Abzug russischer
Waffen, eine effektive Grenzsicherung un-
ter Führung der OSZE sowie die Durchfüh-
rung von Kommunalwahlen in der gesam-
ten Ukraine, „und zwar nach ukrainischem
Recht“. Zugleich hielt die Kanzlerin an den
Sanktionen gegen Russland fest.
Putin seinerseits machte erneut die USA
für den Konflikt mitverantwortlich. „Wa-
shington hat die Maidan-Proteste aktiv un-

terstützt und Russland vorgeworfen, eine
Krise zu provozieren“, sagte der russische
Staatschef. Den Westen warnte er vor wei-
teren Sanktionen. „Wir hoffen, dass unsere
Partner die Rücksichtslosigkeit der Erpres-
sungsversuche gegen Russland begreifen.“
Unterstützung bekam Putin dafür von der
Linksfraktion im Bundestag. Deren An-
sicht, dass die Sanktionen falsch seien und
ihre Wirkung verfehlten, bekräftigte Frakti-
onschef Gregor Gysi erneut. „Ohne eine
Rücknahme der Sanktionen ist das Verhält-
nis zu Russland nicht zu normalisieren“,
donnerte Gysi. Auch die Verschiebung des
Petersburger Dialogs wertete er als „völlig
falsches Signal“. Er plädierte für mehr statt
weniger Dialog und deutlich engere politi-
sche, ökonomische und zivilgesellschaftli-
che Beziehungen. Nur so könne ein Krieg

zwischen Russland und
dem übrigen Europa ausge-
schlossen werden.
Demgegenüber gab die
Fraktionsvorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen,
Katrin Göring-Eckardt, der
Kanzlerin eine Bitte auf
den Weg nach Mailand:
„Sagen Sie Herrn Putin un-
missverständlich, dass die
EU ihre Sanktionen erst lo-
ckern wird und kann, wenn
seinen Ankündigungen
auch Taten folgen und die

Ukraine nicht mehr gewaltsam destabili-
siert wird.“
Bis Redaktionsschluss sah es nicht danach
aus, als würde das Ringen um eine Zukunft
der Ukraine positiv entschieden. Annähe-
rungen gab es immerhin im Gasstreit. Am
frühen Abend hieß es, man habe sich auf
Grundsätze eines Vertrages geeinigt, der die
Gasversorgung Europas im Winter sichern
solle. Ein Teilerfolg, immerhin.

Drohendes Scheitern Für Bundeskanzle-
rin Merkel geht das Ringen um Lösungen
schon Ende dieser Woche weiter. Auf der
Agenda des EU-Gipfels stehen dann aller-
dings zwei ganz andere, aber nicht weniger
wichtige Themen: das Klima und die Kon-
junktur. So wollen die 28 Staats- und Re-
gierungschefs über die Klima- und Energie-
ziele der Union bis zum Jahr 2030 beraten

– und diese eigentlich auch beschließen.
Die Kommission hatte im Januar konkrete
Vorschläge vorgelegt: Sie will den Ausstoß
von Treibhausgasen im Vergleich zu 1990
um 40 Prozent verringern, den Anteil er-
neuerbarer Energien auf mindestens 27
Prozent steigern und den Primärenergie-
verbrauch um 30 Prozent senken. Eine Ei-
nigung gilt als wichtiges Signal für die Ver-
handlungen über ein globales Klima-
schutzabkommen Ende 2015 in Paris.
Doch Merkel zeigte sich im Bundestag
skeptisch, ob das alles so kommen wird.
„Uns stehen schwierige Verhandlungen be-
vor“, räumte sie ein. Während Deutsch-
land sich noch ehrgeizigere Klimaschutz-
ziele vorstellen könne, gingen die Vorschlä-
ge der EU-Kommission anderen EU-Mit-
gliedern „entschieden zu weit“.

Wachstumspaket Der Vorschlag des neu-
en EU-Kommissionschefs Jean-Claude Jun-
cker, ein 300-Milliarden-Euro-Konjunktur-
paket für mehr Wachstum, Beschäftigung
und Wettbewerbsfähigkeit in Europa zu
schnüren, dürfte auf dem Gipfel weniger
kontrovers diskutiert werden. Allerdings ist
bislang unklar, aus welchen Töpfen es fi-
nanziert werden soll. Gegen Junckers Plä-
ne, dafür ungenutzte Gelder aus dem Euro-
Rettungsfonds ESM zu nehmen, regt sich
Widerstand. „Hände weg vom ESM“, warn-
te Hans-Peter Friedrich (CSU) im Bundes-
tag. Er sieht für die Finanzierung Spielräu-
me im EU-Haushalt und will private Inves-
titionen stärker fördern. Auch der SPD-
Fraktionsvorsitzende Thomas Oppermann
betonte: „Der ESM darf nicht geplündert
werden.“ Eine Zweckentfremdung der Mit-
tel komme für die SPD nicht in Betracht.
Anders hatte sich zuvor jedoch der Präsi-
dent des Europäischen Parlaments, der So-
zialdemokrat Martin Schulz, geäußert. „Ein
Teil der ungenutzten ESM-Mittel könnte es
der Europäischen Investitionsbank ermög-
lichen, für einige wenige Jahre deutlich
mehr Förderkredite zu vergeben.“
Dass schnell gehandelt werden muss, ist
angesichts der dramatischen Lage in der
Eurozone allen klar: Die Konjunktur ist
eingebrochen, die Deflationsgefahr steigt.
Lange nicht mehr hat man so besorgte
Mienen bei Europas Währungshütern gese-
hen. Johanna Metz T

»Den ent-
scheidenden
Beitrag zur

Deeskalation
muss Russland

leisten.«
Angela Merkel (CDU)
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Anspruch und Wirklichkeit
MENSCHENRECHTE II EU-Jahresberichte 2012 und 2013

Mit den Stimmen der Koalition und gegen
die Stimmen der Opposition hat der Bun-
destag vergangene Woche den EU-Jahresbe-
richt 2012 über Menschenrechte und De-
mokratie in der Welt sowie den Entwurf des
EU-Jahresberichts 2013 angenommen (18/
2866; Ratsdokumente 9431/13 und 10848/
14).
Mit der Verleihung des Friedensnobelpreises
an die EU im Jahr 2013 sei eine große Er-
wartung an die Gemeinschaft verbunden
worden – deshalb müsse die EU ihre Men-
schenrechtspolitik weiterentwickeln, sagte
Frank Schwabe (SPD). Er begrüßte den erst-
maligen strategischen Aktionsplan der EU
und die Schaffung eines EU-Sonderbeauf-
tragten für Menschenrechte. Dessen Mandat
laufe aus, müsse aber verlängert werden.
Annette Groth (Die Linke) beanstandete,
dass die Berichte nur Menschenrechtsverlet-
zungen außerhalb der EU beleuchten, aber
die diejenigen innerhalb der Gemeinschaft
verschweigen würden. So würden keine
Konsequenzen aus Waffenlieferungen an
autoritäre Staaten genannt und auch die ne-
gativen Folgen von Freihandelsabkommen
fehlten. Auch die EU-Flüchtlingspolitik wer-
de nicht in den Berichten erwähnt. Es sei ei-
ne Schande, dass die Operation „Mare Nos-

trum“ zur Rettung Schiffbrüchiger beendet
werde.
Tom Koenigs (Bündnis 90/Die Grünen) for-
derte die EU dazu auf, die Menschenrechte
als Leitlinien der Außenpolitik fortzuführen
und Verletzungen intern zu unterbinden.
Als Beispiel nannte er die „offene Wunde“
Mittelmeer. Auch er kritisierte, dass das Pro-
gramm „Mare Nostrum“ der italienischen
Regierung aus Kostengründen eingestellt
werde.
Erika Steinbach (CDU) begrüßte, dass es ei-
nen Sonderbeauftragten der EU für Men-
schenrechte gibt und sprach sich für eine
Verlängerung seines Mandats aus. „Er hat
seine Arbeit gut gemacht“, urteilte sie. Zu-
gleich wies Steinbach auf zahlreiche Verlet-
zungen der Menschenrechte weltweit hin.
So mache sie die Gewalt gegen religiöse
Minderheiten besonders im Nahen Osten
durch die Terrorgruppe IS fassungslos. Zu-
gleich verteidigte sie die deutschen Waffen-
lieferungen an die kurdischen Peschmerga.
Bei Enthaltung der Grünen lehnte das Parla-
ment einen Entschließungsantrag der Lin-
ken (18/2896) ab, der eine Reihe von Vor-
gaben zur künftigen Ausgestaltung der EU-
Jahresberichte enthält, für die sich die Re-
gierung in Brüssel stark machen sollte. jbb T

»Kompetenzen
überschritten«
EUROPA Der Europäische Gerichtshof
(EuGH) verhandelt seit vergangenen
Dienstag über die umstrittene Ankündi-
gung des Chefs der Europäischen Zentral-
bank (EZB), Mario Draghi, aus dem Jahr
2012, für die Euro-Rettung notfalls auch
unbegrenzt Staatsanleihen aus Euro-Kri-
senstaaten zu kaufen. Deutsche Kritiker
werten dies als Verstoß gegen das EU-Recht
und Kompetenzüberschreitung der EZB.
Der geplante massenhafte Anleihenankauf
sei eine verbotene Finanzierung von Staa-
ten mit der Notenpresse, urteilen die Klä-
ger, der CSU-Bundestagsabgeordnete Peter
Gauweiler, die frühere Bundesjustizminis-
terin Herta Däubler-Gmelin (SPD), die
Bundestagsfraktion „Die Linke“ sowie der
Verein „Mehr Demokratie“.
Mit dem in Aussicht gestellten Kaufpro-
gramm verlagere die EZB Solvenzrisiken in
Höhe immenser Milliardenbeträge von
den Gläubigern der Krisenstaaten auf die
Steuerzahler der Euro-Länder, kritisierte
der Anwalt Gauweilers vor Gericht. Linken-
Fraktionschef Gregor Gysi warf der Noten-
bank vor, die Käufe nur unter der Auflage
von Sanierungsprogrammen für Krisenlän-
der vorzunehmen. Diese bedeuteten aber
einen „gewaltigen Sozialabbau“.
Der EZB-Vertreter Hans-Georg Kamm hielt
dagegen, in der Krise sei der Beschluss eine
„notwendige und angemessene Reaktion“
gewesen. Sie sei durch das Mandat der EZB
gedeckt. Hauptaufgabe der Notenbank ist
es, die Preisstabilität im Euro-Raum zu si-
chern. Ein Vertreter der Bundesregierung
argumentierte, die bloße Ankündigung sei
kein Verstoß gegen das Mandat des EZB.
Bisher sei das so genannte OMT-Programm
(„Outright Monetary Transactions“) nicht
genutzt worden.
Tatsächlich kam es in der Praxis bisher
nicht zu den Anleihekäufen – die bloße
Ankündigung sorgte für eine Beruhigung
der Schuldenkrise. Deutschland hatte 2012
im EZB-Rat gegen das OMT-Programm ge-
stimmt.
Das Bundesverfassungsgericht hatte die
Sicht der Kläger im Februar gestützt und
das Programm als rechtswidrig bezeichnet.
Jedoch überließ es dem EuGH die Ent-
scheidung. Das Urteil wird in einem Jahr
erwartet. Beobachter gehen davon aus, dass
die Luxemburger Richter „EZB-freundlich“
entscheiden werden. joh T

Grenzschutz im Fokus
MENSCHENRECHTE I Kritik an Frontex-Operation »Triton«

Die Bundesrepublik wird sich voraussicht-
lich mit Hubschraubern und sogenannten
„Debriefern“ an der geplanten Operation
„Triton“ der EU-Grenzschutzorganisation
Frontex beteiligen, die Anfang November
anlaufen soll. Das teilte ein Vertreter des
Bundesinnenministeriums vergangene Wo-
che im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe mit. Bei Debriefern han-
delt es sich um Beamte, die unter anderem
ankommende Geflüchtete registrieren. Ziel
der Operation der EU-Grenzschutzagentur
sei der Schutz und die Überwachung der
Außengrenzen. Laut Bundesregierung sollen
aber auch Kapazitäten zur Rettung von
Schiffbrüchigen vorhanden sein. Der ge-
naue Operationsplan sei aber noch nicht
bekannt, da dieser noch zwischen Italien
und Frontex ausgehandelt werde. Die mo-
natlichen Kosten der Operation bezifferte
der Vertreter des Innenministeriums auf 2,9
Millionen Euro.
Ein Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen kritisierte, dass die Frontex-Operati-
on keinen Ersatz für die italienische Marine-
operation „Mare Nostrum“ (Unser Meer)
darstelle. Die italienische Regierung hatte in
Reaktion auf den Untergang eines Schiffes
mit Geflüchteten im Oktober 2013, bei dem
mehr als 360 Menschen starben, die Marine

angewiesen, Flüchtende auf dem Meer zu
retten. Die Operation soll bald auslaufen.
Italien hatte die EU aufgefordert, die Akti-
on, die rund neun Millionen Euro pro Mo-
nat kosten soll, zu übernehmen. Ein Vertre-
ter der Linksfraktion kritisierte, dass „Mare
Nostrum“ eingestellt werde, weil die EU da-
für kein Geld bereitstellen wolle. Die Fron-
text-Operation sei hingegen eine „neue
Flüchtlingsjagd“. Ein Vertreter der SPD-Frak-
tion betonte die positive Wirkung von „Ma-
re Nostrum“ und hob hervor, dass Abschre-
ckung gegenüber Flüchtenden nicht helfen
werde. Vielmehr müsse die Verteilung besser
organisiert und die Aufnahmekontingente
erhöht werden. Ein Vertreter der CDU/CSU-
Fraktion verwies in Bezug auf die Flücht-
lingsproblematik auf die afrikanischen Staa-
ten, die ebenfalls Verantwortung überneh-
men müssten.
Eine Vertreterin des Auswärtigen Amtes be-
richtete in diesem Kontext, dass die Bundes-
regierung daran arbeite, insbesondere in
nordafrikanischen Mittelmeeranrainerstaa-
ten einerseits den Grenzschutz und die Ver-
folgung von Schleusern zu verbessern, an-
dererseits nationale Asylsysteme aufzubau-
en. Dazu sollen demnächst Fortbildungen
für Vertreter aus Tunesien und Marokko
stattfinden. scr T

OSZE-Mission
in der Ukraine
AUSWÄRTIGES Deutschland und Frank-
reich hoffen bis Ende Oktober auf Klarheit
über eine mögliche gemeinsame Überwa-
chungsmission im Osten der Ukraine. Die
Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) und Laurent Fabius erneuerten in
Berlin das Angebot, der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) dafür auch Drohnen zur Verfügung
zu stellen. Die Antwort der OSZE steht
noch aus. Umstritten ist, ob eine solche
Mission durch bewaffnete Soldaten von
Bundeswehr und französischer Armee ge-
schützt werden darf.
Steinmeier sagte, er gehe davon aus, dass
die Prüfung des deutsch-französischen An-
gebots „noch in diesem Monat abgeschlos-
sen wird“. Beide Minister verwiesen aber
darauf, dass noch eine Reihe von Hinder-
nissen zu überwinden seien. Dazu gehört,
dass die OSZE eigentlich keine bewaffne-
ten Missionen unternimmt. Auch das
ukrainische Parlament müsste einer sol-
chen Vereinbarung zustimmen.

Fabius sagte, er hoffe auf eine „möglichst
schnelle Entscheidung“. Zugleich riefen die
Minister Russland und die Ukraine auf, die
jüngsten Vereinbarungen für eine friedli-
che Lösung des Konflikts endlich auch
vollständig umzusetzen.
Fabius hatte vergangene Woche als erster
französischer Außenminister an einer Sit-
zung des Bundeskabinetts teilgenommen.
Zudem nahmen die beiden Minister an
einer Sitzung des Auswärtigen Ausschusses
des Deutschen Bundestages teil. Thema
der Konsultationen war zudem die Ent-
wicklung der Wirtschaft in beiden Län-
dern. dpa/scr T

Auf dem Weg zum Auswärtigen Aus-
schuss: Frank-Walter Steinmeier (SPD,
links) und Laurent Fabius
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Der runde Tisch hat nichts genützt: Putin, Merkel und Poroschenko in Mailand (v.l.n.r.) © picture-alliance/dpa



Das Zugpferd zieht nicht mehr
USA Vor den Kongresswahlen gehen die Demokraten auf Distanz zu ihrem Präsidenten

W
er den Abstand messen
will, den inzwischen
viele demokratische
Amtsinhaber vor den
Halbzeit-Wahlen zum
US-Kongress am 4.

November zwischen sich und ihrem Partei-
freund im Weißen Haus zu bringen versu-
chen, kommt an diesem Video nicht vorbei.
Alison Lundergan Grimes wird darin gefragt,
ob sie bei den Wahlen 2008 und 2012 für
Barack Obama gestimmt hat. Eigentlich un-
verfänglich für eine Demokratin. Doch die
hoffnungsvolle Kandidatin im Kohle-Bun-
desstaat Kentucky für den Senat verdreht die
Augen, sucht nach Ausreden, beschreibt sich
als Hillary Clinton-Fan und flüchtet am En-
de ins Wahlgeheimnis – ein klares Ja kommt
ihr nicht über die Lippen.
Grimes‘ Distanzierung ist vor den „mid-
terms“, bei denen ein Drittel der 100 Sena-
toren und sämtliche 435 Abgeordneten des
Repräsentantenhauses zur Wahl stehen,
symptomatisch. Der Hoffnungsträger von
einst, auf dessen Sympathiewellen 2008
Dutzende Politiker ins Parlament gespült
wurden, gilt sechs Jahre später als politischer
Totengräber, von dem man sich am besten
fernhält. Der Liebesentzug geht so weit, dass
Obama in spielentscheidenden Bundesstaa-
ten wie Alaska, Louisiana, Arkansas, Monta-
na, South Dakota oder West Virginia im
Wahlkampf als unerwünschte Person gilt.
„Nicht Obama steht auf dem Wahlzettel“,

sagt stellvertretend Senator Mark Udall aus
Colorado, „sondern ich.“
Viel steht auf dem Spiel. Nachdem das Re-
präsentantenhaus 2010 an die Republikaner
fiel und dort auch bleiben wird, müssen die
Demokraten nun auch mit dem Verlust ihrer
knappen Mehrheit im Oberhaus rechnen.
Von 36 Sitzen, die neu zu vergeben sind,
werden 21 von Demokraten gehalten. Den
Konservativen reicht der Zu-
gewinn von sechs Manda-
ten, um eine Mehrheit von
51 zu 49 zu erreichen. Ge-
winnen können sie nach
Einschätzung des Politik-
wissenschaftlers Larry Saba-
to von der Universität Virgi-
nia „acht bis neun“. Dass sie
es schaffen, davon geht das
nahezu komplette Feld der
Auguren aus. Allen voran
Nate Silver, der zuletzt
punktgenau das Ergebnis
der zweiten Obama-Wahl
prognostiziert hatte. Er sieht die Konservati-
ven mit „mehr als 60 Prozent“ vorn.
Dabei sind Zwischenwahlen im Kongress
kein Straßenfest der Demokratie. Vor vier
Jahren zog es nicht einmal 40 Prozent der
Wahlberichtigten an die Urne. Diesmal in-
teressieren sich laut einer aktuellen Gallup-
Umfrage nur noch 33 Prozent für die Zwi-
schenwahlen. Bei den tendenziell Obama
und den Demokraten zugetanen Wählern

der Altersklasse 18 bis 29 Jahre sind es nur
fünf Prozent. Hauptgrund: Der Kongress hat
sich den Ruf einer unproduktiven Kampf-
stätte parteipolitischer Blockade-Ideologen
erworben, die das Land in den Stillstand
führen. Wer seinen beruflichen Lebensmit-
telpunkt mit „Capitol Hill“ angibt, findet
sich in den Rankings der beliebtesten Beru-
fe regelmäßig am Ende; noch hinter Ge-

brauchtwagenhändler oder
Zuhälter. Wer in dieser Ge-
mengelage dennoch zur Ur-
ne geht, schreibt das Maga-
zin „Politico“, verteilt in der
Regel Denkzettel. Haupt-
adressat: Obama.
In der wöchentlich vermes-
senen Medien-Demokratie
Amerikas sind seine Zustim-
mungsraten auf Tiefstwerte
um die 40 Prozent gesun-
ken. Außenpolitisch gilt
Obama vielen als Zauderer,
dessen Taktiererei – siehe

Syrien – Amerika am Ende teuer zu stehen
kommen könnte. Innenpolitisch hat die
Administration durch eine nicht abreißende
Welle von Skandalen, die von der politisch
gefärbten Steuerbehörde IRS bis zum jüngs-
ten Versagen der Personenschützer vom Se-
cret Service reichen, einen so schweren
Stand, dass Obamas Pluspunkte unterge-
hen. In den vergangenen 55 Monaten hat
die US-Wirtschaft zehn Millionen Jobs ge-

schaffen – „das längste ununterbrochene
Jobwachstum in unserer Geschichte“, wie
der Präsident nicht müde wird zu betonen.
Aber er dringt damit nicht mehr durch.
Über die Konsequenzen einer möglichen
„Ein-Parteien-Herrschaft“ in beiden Kam-
mern des Parlaments kursieren verschiedene
Ansichten. Die konventionelle Betrachtung
erwartet eine Beschleunigung der Machtlo-
sigkeit Obamas in den letzten zwei Jahren
seiner Amtszeit. Gegen die Einheits-Front
der „Grand Old Party“ (GOP) werde Oba-
ma nur noch mit präsidialen Verordnungen
anrennen können, vermutet das „Wall
Street Journal“. Andere halten ein Abdriften
in eine Veto-Republik, in der sich Parlament
und Weißes Haus gegenseitig nur noch mit
Verfahrenstricks neutralisieren, für unwahr-

scheinlich. „Die Republikaner könnte sich
im Falle einer Machtübernahme im Senat
keine Fundamental-Opposition mehr leis-
ten. Sie müssen beweisen, dass sie etwas ge-
stalten wollen“, sagen Wissenschaftler der
Denkfabrik Brookings. Andernfalls könne
die Präsidentschaftswahl 2016 für die GOP
zum Fiasko werden.
Als Schreckensszenario gilt den Konservati-
ven dagegen ein Patt im Senat. Bei 50 zu
50 Sitzen würde Vizepräsident Joe Biden in
strittigen Abstimmungen die Rolle als
Zünglein an der Waage zufallen. Obamas
treuer Ekkehard als mächtigster Mann
Amerikas? Dirk Hautkapp T

Der Autor ist USA-Korrespondent
der Funke Mediengruppe.

> STICHWORT
US-Kongresswahlen 2014

> Wahlverfahren Alle zwei Jahre werden die derzeit 435 Abgeordneten des Repräsentan-
tenhauses und rund ein Drittel der insgesamt 100 Senatoren gewählt.

> Mehrheitsverhältnisse Derzeit halten die Demokraten im Senat eine knappe Mehrheit
von 53 Sitzen gegenüber 45 Republikanern und zwei Unabhängigen. Im Kongress stellen
die Republikaner seit der Wahl 2012 mit 233 Abgeordneten die Mehrheit.

> Kompromisse Verlören die Demokraten die Senatsmehrheit, wäre Obamas Projekt einer
Einwanderungsreform nur mit deutlichen Zugeständnissen an die Republikaner möglich.

»Nicht
Obama
steht

auf dem
Wahlzettel,

sondern ich.«
Mark Udall, demokratischer

Senator aus Colorado
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Widerstand
gegen AKW
EUROPA Mit Erlaubnis der Europäischen
Kommission subventioniert Großbritan-
nien den Neubau des Atomkraftwerkes
Hinkley Point C im Südwesten Englands –
zum Ärger der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. In einem Entschließungsantrag
(18/2895) forderten sie die Bundesregie-
rung am vergangenen Donnerstag auf, ge-
gen die Entscheidung der EU-Kommission
eine Nichtigkeitsklage beim Europäischen
Gerichtshof einzureichen oder sich der
Klage Österreichs anzuschließen.
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eck-
ardt nahm die Regierung in die Pflicht:
„Wenn Sie es ernst meinen mit dem Atom-
ausstieg und der europäischen Energiewen-
de, dann müssen Sie gegen diese Fehlent-
scheidung Druck machen.“
In der namentlichen Abstimmung fand der
Antrag jedoch keine Mehrheit. Nur 118 Ab-
geordnete stimmten ihm zu, 475 lehnten
ihn ab, darunter auch Umweltministerin
Barbara Hendricks (SPD). Sie hatte den Be-
schluss der Kommission in der Vorwoche
noch als „grundfalsch“ kritisiert und Ver-
ständnis für die Ankündigung Österreichs
geäußert, Klage einzureichen.
Wenn ein Kernkraftwerksbetreiber mit öf-
fentlichen Geldern unterstützt werden soll,
muss die EU-Kommission – wie bei ande-
ren Unternehmen auch – prüfen, ob die
Förderung in Einklang mit den EU-Staats-
hilfe-Richtlinien erfolgt. Dies wurde im
konkreten Fall bejaht. Der Neubau soll 43
Milliarden Euro kosten. Geplant ist, dass
die beiden Reaktoren im Jahr 2023 in Be-
trieb gehen. Bis 2030 will Großbritannien
acht weitere Reaktoren bauen. joh T

Die letzten beiden Jahre seiner zweiten Amtszeit könnte Präsident Barack Obama (Mitte) angesichts der Mehrheiten der Republikaner in beiden Kongresskammern nur noch eingeschränkt regieren. Mitch McConnell, Fraktions-
chef der Republikaner im Senat (links), und John Boehner, Sprecher des Repräsentantenhauses (rechts),, in dem die „Grand Old Party“ bereits heute die Mehrheit hat. © picture-alliance/dpa/abaca

Satelliten für
Entwicklung
STUDIE Das Büro für Technikfolgen-Ab-
schätzung beim Deutschen Bundestag
(TAB) sieht ein deutliches Potenzial der
Fernerkundung durch Satellitentechnik für
die Entwicklungszusammenarbeit mit Afri-
ka. Wie es in einem Bericht für den Aus-
schuss für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung heißt (18/581), sei
Afrika der Kontinent mit der geringsten
Verfügungsgewalt über zivile Fernerkun-
dungssysteme. Angesicht „ökologischer
und sozialer Probleme (Desertifikation,
Erosion, Stadtentwicklung)“ und ange-
sichts der Herausforderungen des Klima-
wandels sehen die Gutachter gerade in die-
ser Weltregion einen hohen Bedarf an der
Nutzung der Satellitentechnik.
Der Bericht, den das Plenum am vergangen
Freitag in die Ausschüsse überwiesen hat,
lenkt den Blick unter anderem auf die US-
Entscheidung, die mit öffentlichen Geldern
finanzierten Fernerkundungsdaten frei zu-
gänglich zu machen, sowie die chinesisch-
brasilianische Entscheidung, die Daten des
bilateralen Fernerkundungssystems CBERS
Anwendern in Afrika kostenlos zur Verfü-
gung zu stellen. „Diese Maßnahmen tragen
zum Abbau bestehender Barrieren bei und
fördern eine selbstbestimmte Nutzung der
Fernerkundung in afrikanischen Ländern,
wozu unterschiedliche völkerrechtliche Ver-
einbarungen auffordern.“ Die europäischen
Strukturen – etwa die Europäische Welt-
raumagentur (ESA) und die Europäische Or-
ganisation für die Nutzung meteorologi-
scher Satelliten (EUMETSAT) – sind in den
Augen der Gutachter „besonders geeignet,
um über Erleichterungen beim Datenzugang
die Anwendungsmöglichkeiten der Ferner-
kundung in Afrika zu verbessern“. ahe T

Das gefährliche Leben der Parlamentsabgeordneten
IRAK In der vergangenen Woche wurde wieder ein Abgeordneter in Bagdad gezielt von der Terrormiliz IS getötet . Für die Volksvertreter beginnt nun erneut ein Versteckspiel

Er war auf dem Nachhauseweg von einer
Parlamentssitzung, als die Autobombe ver-
gangenen Dienstag explodierte und Ah-
mad al-Khafaji tötete. Es war die erste Sit-
zung der Volksvertreter nach dem islami-
schen Opferfest. Der schiitische Abgeord-
nete hatte eine lange Woche Urlaub hinter
sich und war guter Dinge, die enormen
Herausforderungen dieser Tage im Irak zu-
sammen mit seinen 327 Kollegen angehen
zu wollen. Der Mann, der im Auto saß und
die Bombe zündete, war kein geringerer als
ein Cousin von Abu Bakr al-Bagdadi, Chef
der Terrortruppe IS („Islamischer Staat“)
und selbst ernannter Kalif eines Dschiha-
disten-Staates. Der Anschlag habe gezielt
dem Abgeordneten gegolten, besagte eine
Mitteilung des IS tags darauf. Die Bombe
riss außer al-Khafaji weitere 22 Menschen
in den Tod und verletzte 60 Personen.
Parlamentsabgeordnete im Irak leben ge-
fährlich. Wieder, muss man sagen. Denn
schon einmal, in den Bürgerkriegsjahren
2006/07 und 2008, waren sie Zielscheibe

des Terrors. Damals bombte Al-Qaida ge-
gen die amerikanischen und britischen Be-
satzer und gegen alle, die mit ihnen zu-
sammenarbeiteten. Man wollte der US-Ad-
ministration keine Chance geben, einen
neuen, demokratischen Staat aufzubauen.
Ein funktionierendes Parlament war den
Extremisten ein Dorn im Auge. Fast jede
Woche wurde ein Abgeordneter entweder
getötet, bedroht oder seine Familienmit-
glieder wurden verschleppt. Die parlamen-
tarische Arbeit wurde zum Versteckspiel.
Wahlkämpfe fanden zumeist ohne öffentli-
che Auftritte statt, Wahlplakate wurden oh-
ne Fotos gedruckt und selbst in den Me-
dien waren Fernsehinterviews rar. Erst
2010, als die Zahl der Anschläge merklich
nachließ, die Amerikaner Al-Qaida als be-
siegt erklärten und guten Gewissens ihren
Abzug aus dem Irak planten, kehrte so et-
was wie Normalität in den parlamentari-
schen Alltag ein. Die Abgeordneten zeigten
sich mehr und mehr in der Öffentlichkeit,
es gab Debatten und Talk-Shows. Der
Wahlkampf im Frühjahr 2014 war der bun-
teste, den Irak jemals erlebt hat. Hunderte
von Wahlplakaten hingen zuweilen dicht
gedrängt und säumten Bagdads Straßen.
Unter ihnen viele Frauen. Die Parteien, Lis-
ten und Allianzen warben offen mit den
Gesichtern ihrer Kandidaten. Als das neu

gewählte Parlament sich am
1. Juli zu seiner konstituierenden Sitzung
zusammenfand, waren die Killer des Isla-
mischen Staates bereits über das Land her-
gefallen. Seitdem hat sich vieles verändert.

Ohne Recht und Gesetz Shirouk Abaya-
chi ist nervös. Nicht nur, weil die Terror-
bande ihren Parlamentskollegen umge-
bracht hat, sondern weil auch sie sich zu-
nehmend bedroht fühlt. Sie wolle eigent-
lich keine Leibwächter, sagt die Abgeord-
nete der kleinen Partei „Allianz für zivile
Demokratie“, die es auf Anhieb ins Parla-
ment schaffte: „Ich will frei sein.“ Doch
angesichts der sich derzeit häufenden
Bombenanschläge, gezielten Tötungen
durch Erschießen und Entführungen, ist
Abayachi gezwungen, ihren persönlichen
Schutz zu verstärken. Sie ist aus ihrer Woh-
nung ausgezogen in ein mit Sicherheits-
kontrollen ausgerüstetes Hotel, fährt mit
einem gepanzerten Fahrzeug zum Parla-
ment und hat Bodyguards engagiert. „Es
herrscht kein Recht und Gesetz derzeit in
Bagdad, alle wollen die Straße besetzen.“
Wenn man an einem Kontrollpunkt vor-
beikommt, wisse man oft nicht, von wel-
cher Miliz er unterhalten werde. Bewaffne-
te Gruppen aller Art dominieren das Stadt-
bild. Das mache Angst.

Vor zehn Jahren kam die 56-Jährige aus
Wien in ihre Geburtsstadt Bagdad zurück
und wollte eigentlich nur ihre Mutter besu-
chen. „Bagdad lag in Ruinen“, erinnert sie
sich, „die Menschen waren müde und ich
war schockiert.“ Sie blieb und half. Jetzt ist
die Bauingenieurin in die Politik eingestie-
gen. Die erste Sitzung der neuen Volksver-
treter war sie ein Ereignis. „Es war bewe-
gend für mich, als alle aufstanden und die

Nationalhymne gespielt wurde.“ Zum ers-
ten Mal spürte Shirouk so etwas wie natio-
nale Identität. Im Irak ist das keine Selbst-
verständlichkeit. Die meisten der 33 Mil-
lionen Einwohner fühlen sich entweder ih-
ren Ethnien oder ihren Religionen zugehö-
rig. Übergreifende Parteien wie Shirouks
„Allianz für zivile Demokratie“, die säkular
geprägt Kurden, Araber und Christen verei-
nen, haben noch keine breite Zustimmung

erfahren. Lediglich vier Sitze konnte die Al-
lianz erringen.
Nachdem die sektiererische Politik des vo-
rigen Premiers Nuri al-Maliki die unter-
schiedlichen Gruppen des Vielvölkerstaates
gegeneinander aufgebracht hat, kommt
dem neuen Regierungschef, Haider al-Aba-
di, nun die Versöhnerrolle zu. Um gegen
den IS ankämpfen zu können, muss er die
Volksgruppen einen. Nur eine politische
Lösung führt letztlich zum Erfolg. Wie
schwierig dies ist, zeigten die letzten Tage.
Noch immer ist das Kabinett unvollstän-
dig, obwohl der Premier bereits bei seiner
Amtseinführung Anfang September ver-
sprochen hatte, innerhalb einer Woche die
umstrittenen Posten des Innen- und Vertei-
digungsministers zu besetzen. Beide Res-
sorts sind für die Sicherheitskräfte zustän-
dig, die derzeit in einem desolaten Zu-
stand sind. Nun hat er sich abermals Be-
denkzeit vom Parlament ausgebeten, bis er
mehrheitsfähige Kandidaten gefunden hat.
In der Zwischenzeit greifen die IS-Kämpfer
weiter an. Ohne klare Befehle und Kom-
mandostrukturen seitens der Regierung ha-
ben Armee und Polizei kaum Chancen, ih-
nen standzuhalten. Birgit Svensson T

Die Autorin arbeitet als freie
Journalistin im Irak.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Abgeordnete Shirouk Abayachi: »Ich will frei sein.« © svensson
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Protestantisches Zentrum
REFORMIERTE KIRCHEN Hannover ist neuer Hauptsitz

Der Bundestag hat den Vertrag zwischen
der Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen
(WGRK) und der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 14. April dieses Jahres ratifiziert.
Den entsprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (18/2587) verabschiedete
das Parlament am vergangenen Donners-
tag mit den Stimmen aller Fraktionen.
Der Vertrag soll die Arbeit der Weltgemein-
schaft an ihrem neuen Hauptsitz in Han-
nover erleichtern, der im Januar dieses Jah-
res eröffnet wurde. Bislang war ihr Sitz im
schweizerischen Genf. Das Exekutivkomi-
tee der WRGK hatte den Umzug im No-
vember 2012 aus Kostengründen beschlos-
sen; Genf gilt als eine der teuersten Städte
der Welt. Bereits im Dezember 2012 wur-
den der WGRK von der niedersächsischen
Landesregierung die Rechte einer Körper-
schaft des öffentlichen Rechts verliehen.
Die Bundesregierung begrüßt die Ansied-
lung der Weltgemeinschaft in Hannover.
Die Stadt entwickle sich damit „immer
mehr zu einem protestantischen Zentrum
in Deutschland in Europa“, heißt es in der
Begründung des Ratifizierungsgesetzes.
Durch den Vertrag mit der Bundesrepublik
werden der WGRK Sonderrechte bei der
Einreise und dem Aufenthalt ihrer auslän-
dischen Mitarbeiter und Gäste eingeräumt.
Zudem wird der Zugang zur gesetzlichen

Krankenkasse für WGRK-Mitarbeiter er-
möglicht.

80 Millionen Gläubige Die WGRK vertritt
als internationale Dachorganisation 229
reformierte, presbyterianische, kongrega-
tionalistischen und unierte Kirchen in 108
Ländern, denen weltweit rund 80 Millio-
nen Menschen angehören. Zu den Mitglie-
dern der WGRK in Deutschland zählen die
Evangelisch-reformierte Kirche, die Lippi-
sche Landeskirche, die Evangelisch-altre-
formierte Kirche sowie der Reformierte
Bund. In Deutschland gehören rund zwei
Millionen Menschen den reformierten Ge-
meinden an, das entspricht neun Prozent
der deutschen Protestanten. Zu den Aufga-
ben der WGRK gehört unter anderem die
Pflege des ökomenischen und interreligiö-
sen Dialogs sowie theologische Fragen und
Missionsarbeit. Die reformierten Kirchen
stehen in der theologischen Tradition der
Reformatoren Ulrich Zwingli und Johan-
nes Calvin. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Frauenquote
in der Kunst
KULTUR Frauen sind im Kulturbetrieb nach
Ansicht von Bündnis 90/Die Grünen noch
immer unterrepräsentiert und benachtei-
ligt. In einem Antrag (18/2881) fordert die
Fraktion deshalb die Bundesregierung auf,
gezielte Maßnahmen zu ergreifen, um bes-
sere Grundlagen für die Gleichstellung von
Frauen im Kulturbereich zu schaffen.
So soll der Bund nach dem Willen der
Grünen bei den durch ihn finanzierten
oder bezuschussten Institutionen und Pro-
jektträgern eine geschlechterparitätische
Vergabe von Führungspositionen, Inten-
danzen, Stipendien und Werksaufträgen
sowie bei der Besetzung von Orchestern
und bei Ausstellungen von Werken zeitge-
nössischer Künstler und Künstlerinnen
festlegen, soweit dem keine künstlerischen
Vorgaben entgegenstehen. Dies müsse
auch bei der Besetzung von Jurys zur Aus-
wahl von Preisen, Förderprogrammen und
Projekten gelten. Zudem soll die Bundesre-
gierung auf die Bundesländer einwirken,
ebenfalls entsprechende Förderkriterien
festzulegen.
Die Grünen berufen sich auf die Studie
„Frauen in Kunst und Kultur II“, die der
Deutsche Kulturrat für die Kultusminister-
konferenz erarbeitet hatte. Diese Studie be-
lege, dass im Zeitraum von 1995 bis 2000
beispielsweise lediglich drei Prozent der
Intendanzen an Staats- und Landesthea-
tern mit Frauen besetzt waren. Und ledig-
lich jedes vierte Kunstmuseum und 27 Pro-
zent der Filmförderinstitutionen seien von
einer Frau geleitet worden. Je höher Ge-
halt, Ansehen und Funktion einer Stelle,
desto geringer sei der Frauenanteil im Kul-
turbetrieb. aw T

Lehren
der Einheit
KOREANISCHE WIEDERVEREINIGUNG Wel-
che Lehren lassen sich aus der Deutschen
Einheit für eine mögliche Wiedervereini-
gung Nord- und Südkoreas ziehen? Unter
dieser Leitfrage stand das Deutsch-Koreani-
sche Friends- und Wiedervereinigungsfo-
rum 2014, das vergangene Woche im Frak-
tionssaal der CDU/CSU-Fraktion im
Reichstagsgebäude stattfand. In seinem
Grußwort hob Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) die Bedeutung des
Veranstaltungsortes hervor. Der Reichstag
sei einst „Symbol für die Teilung“ gewesen,
später dann zum „Symbol der Einheit“
Europas geworden. Deutschland gebe seine
Erfahrungen gern weiter, so Lammert. Al-
lerdings verwies der Bundestagspräsident
darauf, dass die historischen Erfahrungen
der Deutschen nur bedingt übertragbar sei-
en, es gebe schlicht keine Standardlösun-
gen für Einigungsprozesse.
Hartmut Koschyk (CSU), Vorsitzender der
Deutsch-Koreanischen Parlamentariergrup-
pe, verwies im Kontext der Annäherungs-
bemühungen zu Nordkorea auf das Wir-
ken der politischen Stiftungen, zum Bei-
spiel auf das Engagement der CSU-nahen
Hanns-Seidel-Stiftung, die das Wiederverei-
nigungsforum gemeinsam mit dem korea-
nischen „National Unification Advisory
Council“ veranstaltete. Die Stiftungen wür-
den jeden Spielraum nutzen, um Erfahrun-
gen auch im kommunistischen Norden
einzubringen, vor allem in „praktischen
Fragen“ wie etwa der Wiederaufforstung.
Die rund 200 Teilnehmer des Forums setz-
ten sich unter anderem mit der Menschen-
rechtspolitik der BRD gegenüber der DDR
auseinander. scr T

Startrampe statt Resterampe
BERUFLICHE BILDUNG Trotz positiver Bilanz gibt es Defizite im Ausbildungsbereich

Der deutschen Wirtschaft geht es gut und
damit das so bleibt, braucht sie gut qualifi-
ziertes Fachpersonal. Die Bundestagsdebat-
te über Anträge der Koalitionsfraktionen,
der Linken und von Bündnis 90/Die Grü-
nen zur Stärkung der beruflichen Bildung
am vergangenen Donnerstag zeigte jedoch:
Aus Sicht der Bildungspolitiker liegt hier
einiges im Argen. „Wir dürfen nicht zulas-
sen, dass die berufliche Bildung zur Reste-
rampe der Bildungsrepublik Deutschland
wird“, warnte Thomas Feist (CDU). Und
Rosemarie Hein (Die Linke) rechnete vor:
„Über zehn Prozent der 18- bis 24-Jähri-
gen befindet sich nicht in Ausbildung.“
Auch wenn die Gesamtbilanz gerade im in-
ternationalen Vergleich positiv ausfällt,
wird über eine große Baustelle schon län-
ger diskutiert. Das ist die Schwierigkeit vie-
ler Betriebe, geeignete Auszubildende zu
finden. Zum einen ist die Attraktivität ei-
ner akademischen Ausbildung für Schulab-
gänger so hoch wie noch nie. Auf der an-
deren Seite steigt die Zahl derer, die auf-
grund eines fehlenden Schulabschlusses
den Übergang in den Beruf nicht schaffen.

Höhere Durchlässigkeit Union und SPD
plädieren in ihrem Antrag (18/1451), den
der Bundestag mit den Stimmen der Koali-
tion annahm, für eine höhere Durchlässig-

keit des Bildungssystems und wollen eine
Gleichwertigkeit von beruflicher und aka-
demischer Ausbildung erreichen. Die Linke
fordert in ihrem Antrag (18/1454) unter
anderem, das Recht aller auf eine Ausbil-
dung umzusetzen und die Berufsberatung
grundlegend zu reformieren. Bündnis 90/
Die Grünen machen sich in ihrem Antrag
(18/1456) unter anderem dafür stark, die
betriebliche Ausbildung konjunkturunab-
hängiger zu gestalten und das Kooperati-
onsverbot in der Bildung aufzuheben.

Assistierte Ausbildung Mit ihrer Forde-
rung stießen die Grünen bei der Koalition
auf taube Ohren. So stellte Thomas Feist in
der Debatte klar, dass die Länder nicht aus
ihrer Pflicht entlasten werden könnten, ih-
ren Beitrag zur Berufs- und Studienorien-
tierung zu leisten. Junge Leute sollten nicht
erst über den Umweg eines angebrochenen
Studiums den Weg in die Berufsausbildung
zu finden. Das sei weder volkswirtschaft-
lich noch für die Betroffenen sinnvoll,
mahnte er. Andererseits müsse man das
Modell der „assistierten Ausbildung“ über-
denken, um damit mehr Jugendliche mit
besonderem Förderbedarf zu unterstützen.
Rosemarie Hein erinnerte daran, dass im
Koalitionsvertrag eine Ausbildungsgarantie
versprochen worden war. „Aber was soll

das heißen? Wer garantiert jetzt wem was?
Sollen Unternehmen garantieren, dass sie
ausbilden?“, fragte sie und gab gleich die
Antwort: „Nein, denn derzeit bildet nur ei-
ner von fünf Betrieben aus und es sieht
nicht so aus, als ob irgendjemand daran et-
was ändern möchte“, stellte Hein fest.
Nach Ansicht von Rainer Spiering (SPD)
sollte es erst einmal darum gehen, über-
haupt „valide“ Erkenntnisse über die Moti-
vation von Schülern bei ihrer Berufs- oder
Studienwahl zu sammeln. Hier herrsche
verbreitet Unwissen, bemängelte er. Über-
zeugt zeigte er sich darin, die berufliche
Bildung unter anderem durch deren stärke-
re internationale Ausrichtung attraktiver
machen zu können, analog zu den Eras-
mus-Programmen für Studenten.
Beate Walter-Rosenheimer (Bündnis 90/
Die Grünen) verwies auf den DGB-Ausbil-
dungsreport 2014 und die dort aufgeliste-
ten Defizite in der Ausbildungsqualität. Sie
begrüße die Bemühungen der Wirtschaft,
qualitativ hochwertige Ausbildungsplätze
anzubieten, doch sei das leider keine
Selbstverständlichkeit. „Wer Jugendliche in
der Ausbildung nicht ernst nimmt und
denkt, an der Qualität der Ausbildung spa-
ren zu können, muss schleunigst zu einem
Umdenken veranlasst werden“, mahnte
sie. che T

KURZ REZENSIERT

Es fehlt der Politik an Typen. An Typen, die
Menschen begeistern und an denen sie
sich zugleich reiben können. Und weil es
an diesen Typen fehlt, die Politik zuneh-
mend von Technokraten und glatten Karrie-
risten geprägt wird, wenden sich die Bür-
ger von ihr ab. Wann auch immer solche
beliebten Verallgemeinerungen bemüht
werden, fallen stets die gleichen Namen.
Die Namen jener Politiker, die es früher
schafften, die Menschen in ihren Bann zu
ziehen: Konrad Adenauer, Willy Brandt,
Franz-Josef Strauß oder Herbert Wehner.
Julia Encke, Feuilletonredakteurin der
„Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei-
tung“, hat sich dieses Phänomens ange-
nommen und ein Plädoyer für mehr Charis-
ma und Leidenschaft in der Politik vorge-
legt. Sie weiß natürlich, dass das Bild des
charismatischen Politikers in Deutschland
historisch belastet ist. Es sei Konsens,
„dass Charisma durch den Appell an die
niederen Instinkte und emotionalen Triebe
der Massen automatisch den Volkswillen
korrumpiert“. Dennoch zeigt sie sich davon
überzeugt, dass eine „lebendige Demokra-
tie“ charismatische Politiker nicht fürchten
muss. Die „schöpferische Kraft des Charis-
ma“ könne im positiven Sinne vielmehr vor
Teilnahmslosigkeit schützen. Als Kronzeuge
muss einmal mehr Barack Obama herhal-
ten. Das mag wenig originell sein, doch
vorbei kommt man am US-Präsidenten
wohl nicht bei diesem Thema.
Nicht immer mag man Encke in ihrer Ein-
schätzung folgen, welche Politiker über
Charisma verfügen – etwa im Fall von Ma-
rina Weisband, der ehemaligen politischen
Geschäftsführerin der Piratenpartei. Aber
Encke stellt die Piratin, die sich aus freien
Stücken aus der ersten Reihe der Politik zu-
rückzog, geschickt als Gegenentwurf zu
Karl-Theodor zu Guttenberg dar, dessen
Selbstinszenierung sie als Blendwerk ent-
tarnt. Es ist vor allem die Darstellung sol-
cher Gegensatzpaare – etwa Joschka Fi-
scher und Gerhard Schröder auf der einen
und Angela Merkel auf der anderen Seite –,
die das Buch lesenswert machen. aw T

Julia Encke:

Charisma und
Politik

Carl Hanser Verlag,
München 2014;
176 S., 17,90 €

Die „dunkle Seite des Internets“ will ein
anonymer Autor seinen Lesern näher
bringen. Das klingt reißerisch und ge-
heimnisvoll. Doch die Geschichte, die
„Anonymus“ – dahinter versteckt sich
der Journalist Alexander Krützfeldt – zu
erzählen hat, ermüdet den Leser schnell
und lässt ihn vor allem ratlos zurück.
Erzählt wird die Geschichte einer Recher-
che auf jenen abgelegenen und geheim-
nisvollen Pfaden der weltumspannenden
Datenautobahn, auf denen sich der durch-
schnittliche Internet-Nutzer nicht verirren
wird. Es ist der virtuelle Tummelplatz all de-
rer, die sich nicht in die Karten schauen las-
sen wollen: Dissidenten, Hacker, Journalis-
ten, Geheimdienste, Waffen- und Drogen-
händlern, Verkäufer von Kinderpornografie.
Zugang zu dieser Welt, dem Tor-Netzwerk,
bietet eine spezielle Software. Entwickelt
wurde das ganze einst von der US-Marine.
Heute entwickelt eine Stiftung die Technik
weiter, zu großen Teilen weiterhin von der
amerikanischen Regierung unterstützt.
Kein Zweifel, das Thema hat Brisanz. Es
geht um Datensicherheit, die Freiheit des
Bürgers und die Überwachungsmöglichkei-
ten des Staates. Und darum, wie Kriminelle
eine solche Technik ebenfalls nutzen. Doch
der Autor lässt seinen Leser weitgehend al-
lein mit all den recherchierten Informatio-
nen, bietet ihm keine echte Einordnungen.
Da helfen die eingestreuten Interviews mit
Fachleuten auch nicht weiter. Dafür erzählt
Krützfeldt ausgiebig über seinen Kaffee-
Konsum während der Recherchen, über sei-
ne Zweifel am Projekt und über den ständi-
gen Zeitdruck, dem ihm der Verlag macht.
Gespickt wird das ganze mit vagen Andeu-
tungen. Das verbreitet auf den ersten Sei-
ten noch einen gewissen Charme, im wei-
teren Verlauf des Buches nervt es nur noch.
Offenbar konnte sich Alexander Krützfeldt
nie entscheiden, was für eine Art von Buch
er schreiben will. Herausgekommen ist eine
unentschiedene Mischung aus Sachbuch,
Netz-Thriller und investigativem Journalis-
mus. Für Laien, die das kleine ABC der
Computersprache nicht beherrschen ist das
Buch jedoch kaum verständlich. Umgekehrt
dürfte es Kennern der Materie kaum neue
Informationen liefern. aw T

Anonymus:

Deep Web.
Die dunkle Seite
des Internets.

Aufbau Verlag,
Berlin 2014;
221 S., 17,99 €

D
ie Debatten über die Bil-
dungspolitik im Bundes-
tag verlaufen seit Jahren
nach einem vertrauten
Schema. Während Sozi-
aldemokraten, Linke

und Grüne regelmäßig fordern, dass der
Bund den Ländern finanziell stärker unter
die Arme greifen soll, verweist die Union
in ebenso schöner Regelmäßigkeit auf die
Zuständigkeit der Bundesländer für den
Bildungsbereich. Doch die alten Fronten
sind durchlässiger geworden. So soll die
institutionelle Förderung von Hochschulen
durch eine Grundgesetzänderung ermög-
licht werden und der Bund will das Bafög
ab 2015 komplett finanzieren und damit
die Bundesländer entlasten. Die entspre-
chenden Gesetzesvorlagen sind einge-
bracht und werden derzeit beraten. Das so-
genannte Kooperationsverbot zwischen
Bund und Ländern hat Risse bekommen.

Am vergangenen Donnerstag jedoch prall-
ten die alten Fronten wieder aufeinander.
Anlass: Ein Antrag der Fraktion Die Linke
zur Schulsozialarbeit (18/2013).

Bildungs- und Teilhabepaket Seit dem
Jahr 2011 unterstützt der Bund die Länder
im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepa-
ketes mit 400 Millionen Euro jährlich in
der Schulsozialpolitik. Soweit so gut. Die
Kommunen, so lobte Bildungspolitikerin
Rosemarie Hein (Die Linke), hätten diese
Mittel auch „reichlich genutzt“, ungefähr
3.000 Schulsozialarbeiterstellen seien da-
rüber finanziert worden. „Das Dumme ist
nur, dass dieser Geldregen bis zum Jahres-
ende begrenzt war. Nun gibt es zwar noch
das Bildungs- und Teilhabepaket, aber vom
Bund nichts mehr für die Schulsozialar-
beit“, kritisierte Hein. Die Regierung habe
„den Leuten Appetit gemacht“, jetzt müss-
ten „sie sehen, wo sie bleiben“.

Die Linksfraktion fordert deshalb, dass die
Schulsozialarbeit im Jugendhilferecht des
Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) als
Regelleistung verankert wird. Zudem müs-
se sichergestellt werden, dass bis zur Neu-
ordnung der Finanzbeziehungen zwischen
Bund und Ländern die Schulsozialarbeit
ausreichend finanziert wird. „Das wird,
wenn wir Glück haben, 2020 sein“, sagte
Hein.
Bei der Union stößt die Linke mit dieser
Forderung trotz ihres Bekenntnisses zur
Wichtigkeit der Schulsozialarbeit auf Ab-
lehnung. Die 400 Millionen Euro jährlich
seien von Anfang an als „Anschubfinanzie-
rung“ gedacht gewesen, argumentierte die
CDU-Abgeordnete Christina Schwarzer.
„Eine dauerhafte zweckgebundene Finan-
zierung der Schulsozialarbeit durch den
Bund verbietet das Grundgesetz. Die Zu-
ständigkeit für das Schulwesen liegt allein
bei den Ländern“, sagte die Familienpoliti-

kerin. Es sei zwar „schlau gedacht“ von der
Linksfraktion, wenn sie die Finanzierung
über das SGB VIII verankern und somit
durch den Bund ermöglichen will. „Aber
Tatsache ist, Schulsozialarbeiter arbeiten
im schulischen Raum, und ohne Wenn
und Aber bewegen wir uns hier in einem
Bereich, für den die Kompetenz bei den
Ländern und Kommunen liegt“, beschied
die Christdemokratin.

Entlastung durch den Bund Schwarzer
rechnete der Opposition vor, wie der Bund
die Länder und Kommunen in den kom-
menden Jahren finanziell entlastet. Er
übernehme ab dem Jahr 2014 die Kosten
für die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung komplett. Dies sei
noch von der letzten Regierungskoalition
aus CDU/CSU und FDP beschlossen wor-
den und den Kommunen allein bis zum
Jahr 2016 eine Entlastung von mehr als 18
Milliarden Euro, sagte sie. Zum Jahresbe-
ginn 2015 übernehme der Bund zudem die
Finanzierung des Bafög, die Länder wür-
den dadurch um weitere 1,2 Milliarden
Euro entlastet. „Mein Rat an Länder und
Kommunen lautet: Setzen Sie etwas von
dem Geld für die Schulsozialarbeit ein“,
forderte Schwarzer. „Wir sind uns einig,
dass es dort besonders gut angelegt ist.“
Schwarzers Gegenrechnung wollte Rosema-
rie Hein allerdings so nicht akzeptieren,
dies sei eine „Milchmädchenrechnung“. In
Deutschland gebe es 34.000 allgemeinbil-
dende Schulen und 9.000 berufsbildende
Schulen. „Wenn man an jeder Schule nur
eine pädagogische Fachkraft haben wollte,
dann wäre ein Finanzvolumen von 1,7
Milliarden Euro erforderlich“, argumen-
tierte Hein. Dies sei weit mehr, als die
Übernahme des Bafög durch den Bund
den Ländern einbringe.
Auch bei den Sozialdemokraten stieß die
Linksfraktion auf wenig Gehör. „Natürlich
halten auch wir in der SPD-Bundestags-
fraktion die Sicherstellung der Schulsozial-
arbeit für ein wichtiges Mittel und Instru-
ment, Schulen zum Lebensraum zu ma-
chen“, sagte Ulrike Bahr. Abgesehen von
verfassungsrechtlichen Grundsätzen und
Finanzierungsregeln im föderalen System
der Bundesrepublik erkenne sie allerdings
auch ein „generelles Problem“ im Antrag
der Linksfraktion. Der Schulsozialarbeit
und auch der Kinder- und Jugendhilfe wer-
de „viel zu viel aufgebürdet“, führte die Fa-
milienpolitikerin an. „Beide werden als
Platzhalter für eine Art Generalreperatur
verwendet - als wenn man mit ein bisschen
Schulsozialarbeit hier und ein bisschen Ju-
gendsozialarbeit dort gesellschaftliche Pro-
bleme leicht und abschließend lösen
könnte.“ Eine „kurzfristige Symptombe-
handlung“ durch einen neuen Paragrafen
im SGB VIII löse nicht automatisch grund-
legende Probleme.

Unterschiedlicher Bedarf Unterstützung
bekam Die Linke zumindest inhaltlich von
Bündnis 90/Die Grünen. Deren Bildungs-
expertin Beate Walter-Rosenheimer lobte
zwar das Engagement des Bundes bei der
Finanzierung der Schulsozialarbeit, aber
das Bildungs- und Teilhabepaket sei auch
„ein bürokratisches Monster“ gewesen. „Es
gab Kompromisse, Unklarheiten, Unzu-
länglichkeiten und negative Erfahrungen
bei der Umsetzung“, monierte sie. Dies al-
les zeige, „dass das Kooperationsverbot ab-
geschafft werden muss“, forderte Walter-
Rosenheimer. Gleichzeitig hielt sie der
Linksfraktion entgegen, dass sie den Finan-
zierungsbedarf nicht konkretisiert habe. Ei-
ne Förderung der Schulsozialarbeit nach
dem „Gießkannenprinzip“ mache zudem
keinen Sinn. „Wir denken, dass bei weitem
nicht alle Regionen und auch nicht alle
Kommunen den gleichen Bedarf haben.
Auch nicht jede Schule hat den gleichen
Bedarf.“ Alexander Weinlein T

Helfer für Schüler jenseits des Unterrichts: Ein Schulsozialarbeiter im baden-württembergischen Ehningen. © picture-alliance/dpa

Alte Fronten
SCHULSOZIALARBEIT Die Linke fordert ein größeres
Engagement des Bundes. Zuständig sind aber die Länder
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ORTSTERMIN: VEREINIGUNGEN DER PARLAMENTSMITARBEITER

Die Internationalisten
Wie geht es weiter mit dem transatlantischen Freihandel?
Ein spannendes Thema, das in den vergangenen Wochen
nicht nur die Abgeordneten des Bundestages umtrieb.
Auch eine Veranstaltung der Deutsch-Amerikanischen
Vereinigung der Parlamentsmitarbeiter widmete sich dem
Thema. Jürgen Hardt (CDU), Koordinator der Bundesre-
gierung für die transatlantischen Beziehungen, berichtete
unter anderem über den Stand der Verhandlungen über
das Freihandelsabkommen CETA und stellte sich den Fra-
gen der Gäste. Erstmals mit dabei: Eine Delegation von
Mitarbeitern des US-Kongresses, die sich auf Europa-Reise
befand.
Der Austausch mit internationalen Kollegen, das genau
ist eines der Ziele der sechs Mitarbeitervereinigungen des
Bundestags. Auch das Kennenlernen des Partnerlandes
durch Vorträge und Gespräche gehört zu den Aktivitäten
der Vereine. Die Deutsch-Amerikanische Vereinigung ist
dabei die jüngste Organisation, sie wurde 2008 gegrün-
det. Mit etwa 150 Mitgliedern ist sie inzwischen die größ-
te. Deutlich älter ist die Vereinigung deutsch-französi-

scher Parlamentsmitarbeiter. Sie wurde im November
1989 gegründet und zählt rund 50 Mitglieder. Entspre-
chend breit verteilt sind die Vorlieben: „Mancher interes-
siert sich mehr für Politik, andere wollen mehr über das
Land lernen oder die Kultur entdecken“, sagt Michael Hil-
ger, Vorsitzender des Vereins. Zuletzt konnte die Vereini-
gung zum Beispiel eine Referentin der französischen Bot-
schaft zum Thema Steuerpolitik gewinnen.
1996 wurde die Vereinigung Deutscher und Polnischer
Parlamentsmitarbeiter aus der Taufe gehoben. Sie hält
den Kontakt zum Sejm, dem polnischen Pendant des
Bundestages. Bei der Vereinigung Deutscher und Italieni-
scher Parlamentsmitarbeiter, gegründet 1999, führen alle
Wege nach Rom. Gespräche und Kontakte zu Kollegen im
Rahmen der parlamentarischen Austauschprogramme bil-
den das Kerngeschäft. Es standen aber auch schon Reisen
zu Seminaren in die Ewige Stadt auf dem Programm. Ein
weites Feld bearbeitet die Deutsch-Ibero-Amerikanische
Vereinigung der Parlamentsmitarbeiter. 2006 als Deutsch-
Spanische Vereinigung für Parlamentsmitarbeiter gegrün-

det, benannte sich die Organisation 2009 um und erwei-
terte das Portfolio – nun stehen die Länder der iberischen
Halbinsel sowie Lateinamerika im Fokus. Rund 30 Mit-
glieder zählt der Verein. Auch hier geht es um Austausch,
etwa mit Teilnehmern der Austauschprogramme. Zudem
stehen etwa Besuche von Botschaften auf dem Programm.
Die Deutsch-Israelische Vereinigung der Parlamentsmitar-
beiter wurde 2005 gegründet – im 40. Jahr der Aufnahme
diplomatischer Beziehungen mit dem jüdischen Staat.
Das besondere Verhältnis zwischen den beiden Ländern
ist auch bei der Arbeit des Vereins präsent. „Viele unser
Mitglieder haben eine persönliche Beziehung zu Israel“,
sagt Vorsitzender Andreas Trampe. Rund 60 Mitglieder
zählt der Verein aktuell und hat laut Trampe gerade in
diesem Jahr Zuwachs. Die Vereinigung ist sehr aktiv. Feste
Bestandteile des Programms sind etwa sogenannte Lun-
cheons mit israelischen Gästen aus Kultur, Medien und
Politik. Probleme, das Programm zu füllen, habe die Ver-
einigung nicht, freut sich Trampe: „Es gibt großes Interes-
se an unserer Arbeit.“ Sören Christian Reimer T

LESERPOST

Zur Ausgabe 40-41 vom 29.9.2014,
„Klammer für Europa“ auf Seite 1:
Die Klammer, die Europa zusammenhal-
ten soll, kann nicht überzeugen. Denn
erstens darf stark bezweifelt werden, ob
die bereitgestellten Mittel für den ge-
meinsamen Abwicklungsfonds der Ban-
ken wirklich ausreichend sind. Und
zweitens gibt es mittlerweile im mediter-
ranen Raum eine soziale Krise, die schon
durch ihre riesigen Ungerechtigkeiten die
Probleme auf den Finanzmärkten bei
weitem überwiegt. Und die der großen
europäischen Idee zusehends ihre histo-
rische Legitimität entzieht.
Weswegen vor allem hier endlich das
Band beziehungsweise das Bindeglied
verstärkt werden muss, indem die Bun-
desregierung, aber auch
die Opposition endlich
das direkte Gespräch mit
den wahren Reformmo-
toren sucht, die in Län-
dern wie Spanien, Italien
oder Griechenland weni-
ger die alten Eliten als
vielmehr die jungen De-
monstranten sind!

Rasmus Ph. Helt,
Hamburg

Zur Ausgabe 38-39 vom
15.9.2014, „Geteilte Ge-
sellschaft“ auf Seite 12:
Wer als russischer Kriegs-
gefangener die Jahre
1945 bis 1948 (oder län-

ger) in Estland verbrachte und im Öl-
schieferbergwerk oder in der Ölschiefer-
fabrik arbeiten musste, erlebte hautnah
die Verzweiflung der estnischen Arbeits-
kollegen, die bei Arbeitsbeginn als erstes
von der erneuten nächtlichen Verschlep-
pung von Nachbarn berichteten. Jahre-
lang lebten sie Nacht für Nacht in der
Angst, ohne ihr Hab und Gut in Vieh-
waggons gesperrt und nach Ost-Russland
deportiert zu werden. Im Gegenzug wur-
de der auf diese Weise frei gewordene
Wohnraum von russischen Übersiedlern
bezogen, die sich in ein gemachtes Nest
setzten. Die gewaltsame Russifizierung
Estlands führte bei der verzweifelten est-
nischen Jugend vielfach zu Alkoholis-
mus.

Heute ist nur noch von der bedauerns-
werten russischen Minderheit zu lesen,
die unter der Abneigung traumatisierter
Esten leiden, die ihren verschleppten
Verwandten und Freunden nachtrauern.
Niemand fragt, wie viele Esten damals
deportiert wurden und unter welchen
Bedingungen und mit welchen Rechten
sie und ihre Nachkommen in der neuen
„Heimat“ lebten und noch leben.

Hans Buob,
Niederkassel

Zur Ausgabe 42 vom 13.10.2014, „Wer-
keln an der Dauerbaustelle“, Seite 3:
Ohne das Gutachten kennen zu müssen,
trägt für die Ausrüstungsmisere bei der
Bundeswehr meines Erachtens nicht die

Rüstungsindustrie, sondern das Beschaf-
fungswesen im Verteidigungsministeri-
um die Hauptschuld. Anscheinend man-
gelt es bei der Auftragsvergabe an techni-
schem und kaufmännischem Sachver-
stand oder es wird leichtsinnig mit Steu-
ergeldern umgegangen. Auch wenn jetzt
das von der Unternehmensberatung
KPMG, der Ingenieurgesellschaft P3 und
der Anwaltskanzlei Taylor Wessing erar-
beitete Gutachten 140 Risiken und 180
Handlungsempfehlungen auflistet, ist es
nicht der Garant dafür, dass künftige
Rüstungsaufträge von dem Verteidi-
gungsministerium sachgerecht und
rechtssicher bestellt werden. Das Gutach-
ten für 1,15 Millionen Euro zeigt die
Fehler der Vergangenheit auf, aber die

Beseitigung der System-
fehler muss die Verteidi-
gungsministerin jetzt in
Eigenregie übernehmen
und verantworten. Ihre
Idee, Rüstungsgüter viel-
leicht im Ausland zu be-
stellen, wäre wohl mit er-
heblich mehr Problemen
behaftet, wenn selbst bei
Inlandsbestellungen
schon so viel Inkompe-
tenz und Inkonsequenz
vorhanden ist.

Hans-Dieter Seul,
Berlin
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Schweizerische
Provokationen

Das Verhältnis zwischen der
Schweiz und Deutschland ist
kein einfaches. Mal sind die
Eidgenossen auf der Zinne,

weil deutsche Finanzbeamte Steuersün-
der-CDs kaufen. Der Fiskus wiederum
ist sauer, weil das Nachbarland Steuer-
flüchtige lange Zeit hofierte. Ein früherer
Finanzminister drohte deswegen gar mit
der bundesdeutschen Kavallerie – wohl-
weislich ohne vorher nach deren Ein-
satzfähigkeit zu fragen. Die Schweizer
nerven seit Jahren zudem mit der pene-
tranten Selbstvergewisserung, dass sie es
waren, die ein gewisses Hustenbonbon
erfunden haben.
Nun provozieren die Eidgenossen er-
neut: Ein Sprecher der Schweizerischen
Bundesbahnen (SBB) hat auf der Kurz-
nachrichtenplattform Twitter über die
Deutsche Bahn gelästert. Dabei ist Bahn-
Bashing bekanntermaßen ein bundes-
deutsches Privileg und exklusiver Volks-
sport zwischen Flensburg und Gar-
misch-Partenkirchen. Da lässt man sich
nicht gern von Touristen reinreden. Was
dem Sprecher widerfuhr, klingt vertraut:
Seine Bahn war verspätet, der Anschluss-
zug war weg. Dass sich die Deutsche
Bahn 2013 mit einer Pünktlichkeitsquo-
te von 94,1 Prozent brüstete, wird den
SBB-Sprecher kaum beeindruckt haben.
Für schweizerische Verhältnisse – han-
delt es sich doch um das Land der Uhr-
macher – ist ein solcher Wert vermutlich
knapp vor der Anarchie. Die Lästereien
schlugen Wellen, der SBB-Sprecher
löschte die Nachrichten peinlich be-
rührt. Eine angemessene Reaktion der
Deutschen Bahn steht indes noch aus.
Anstatt in gemeinsamer Anstrengung die
Vorwürfe zu entkräften, stehen die Zei-
chen weiterhin auf Streik. Immerhin:
Wer nicht fährt, kann auch nicht zu spät
kommen. Sören Christian Reimer T

VOR 45 JAHREN...

Der erste
rote Kanzler
21.10.1969: Willy Brandt gewählt
„Wandel durch Annäherung“, „Ostver-
träge“, „Kniefall von Warschau“. Willy
Brandts Kanzlerschaft blieb wegen ei-
nes Strategiewechsels in der deutschen
Außenpolitik und einer großen Geste
in Erinnerung. Am 21. Oktober 1969
wurde er zum ersten sozialdemokrati-
schen Kanzler gewählt. Vielen galt er
als Hoffnungsträger für die deutsch-

deutschen Beziehungen, anderen war
seine neue Ostpolitik ein rotes Tuch.
Es war nicht Brandts erster Anlauf
Richtung Kanzleramt, als er 1969 Chef
einer sozial-liberalen Regierung wur-
de. Bereits 1961 und 1965 war er als
Kandidat der SPD angetreten. 1969
standen die Zeichen auf Wechsel: Die
studentische Protestbewegung hatte
die Republik verändert. Zwar wurde
die Union erneut stärkste Fraktion,
doch erstmals bildeten SPD und FDP
ein Regierungsbündnis mit einer
Mehrheit von zwölf Sitzen im Parla-
ment. „Mehr Demokratie wagen“ lau-
tete das Motto von Brandts erster Re-
gierungserklärung.
Doch die Aufbruchsstimmung hielt
nicht lange. Nach anhaltendem Streit
um seine Ostpolitik, die auf Verständi-
gung mit der Sowjetunion, der DDR
und Polen setzte, und einem geschei-
terten Misstrauensvotum gegen ihn
stellte Brandt 1972 die Vertrauensfrage
und der Bundestag wurde vorzeitig
aufgelöst. Seine Wiederwahl im selben
Jahr wertete Brandt als Bestätigung sei-
ner Politik. Doch seine Kanzlerschaft
sollte schon 1974 enden: Nachdem
sein enger Mitarbeiter Günter Guillau-
me als DDR-Spion enttarnt wurde, trat
er zurück. Benjamin Stahl T
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Fragen oder Kritik?
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PERSONALIA

>Erwin Lotter †
Bundestagsabgeordneter 2008-2013,
FDP
Am 7. Oktober starb Erwin Lotter im Alter
von 63 Jahren. Der Arzt aus Aichach gehör-
te seit 1995 der FDP an, war von 1997 bis
2008 Kreisvorsitzender und seit 2005 stell-
vertretender Vorsitzender der FDP Schwa-
ben. Lotter arbeitete im Gesundheitsaus-
schuss mit.

>Gabriele Iwersen
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Am 25. Oktober vollendet Gabriele Iwersen
ihr 75. Lebensjahr. Die Architektin aus Wil-
helmshaven trat 1971 der SPD bei, war von
1976 bis 1991 dort Stadtverordnete und
von 1986 bis 1991 Bürgermeisterin. Die Di-
rektkandidatin des Wahlkreises Friesland –
Wilhelmshaven arbeitete stets im Ausschuss
für Raumordnung mit.

>Martin Göttsching
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
CDU
Martin Göttsching wird am 28. Oktober 70
Jahre alt. Der protestantische Pfarrer aus
Bad Frankenhausen schloss sich 1977 in der
DDR der CDU an und war 1990 Mitglied der
ersten frei gewählten Volkskammer. Im Bun-
destag saß Göttsching im Innenausschuss.

>Kurt Ueberschär
Bundestagsabgeordneter 1981-1983,
SPD
Kurt Ueberschär feiert am 31. Oktober sei-
nen 75. Geburtstag. Der promovierte Jurist
aus Weißenburg trat 1968 der SPD bei und
war von 1984 bis 1990 Kreisrat. Im Bundes-
tag gehörte er dem Rechtsausschuss an.
Seit 1997 Ueberschär ist CDU-Mitglied.

>Georg Schlaga
Bundestagsabgeordneter 1969-1987,
SPD
Am 3. November vollendet Georg Schlaga
sein 90. Lebensjahr. Der Pädagoge aus Hir-
zenhain/Wetteraukreis, SPD-Mitglied seit
1946, war von 1962 bis 1976 Kreistagsab-
geordneter. Schlaga saß zuletzt im Aus-
schuss für innerdeutsche Beziehungen.

>Eduard Lintner
Bundestagsabgeordneter 1976-2009,
CSU
Eduard Lintner wird am 4. November
70 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Münner-
stadt wurde 1962 CSU-Mitglied. Lintner en-
gagierte sich vorwiegend im Ausschuss für
innerdeutsche Beziehungen sowie im Aus-
schuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen. Von 1991 bis 1998 war er Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundesminister
des Inneren und erster Beauftragter der
Bundesregierung für Drogenfragen.

>Wolfgang von Geldern
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
CDU
Am 4. November begeht Wolfgang von Gel-
dern seinen 70. Geburtstag. Der Rechtsan-
walt und promovierte Historiker aus Nord-
holz/Kreis Cuxhaven schloss sich 1966 der
CDU an und war von 1979 bis 1991 Vorsit-
zender des Bezirksverbands Stade. Von Gel-
dern, von 1983 bis 1991 Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundeslandwirtschafts-
minister, saß im Umweltausschuss, dessen
Vorsitz er von 1991 bis 1994 inne hatte.

>Ekkehard Voigt
Bundestagsabgeordneter 1978-1980,
1982-1987, CSU/fraktionslos
Ekkehard Voigt wird am 5. November
75 Jahre alt. Der Offizier trat 1964 der CSU
bei und gehörte dem Bezirksvorstand
Schwaben an. Voigt trat 1983 aus der CSU
aus und war Mitbegründer der Partei „Die
Republikaner“.

>Siegfried Scheffler
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
SPD
Am 5. November wird Siegfried Scheffler
70 Jahre alt. Der Ingenieur aus Berlin trat
1989 in die SPD ein. Scheffler gehörte dem
Verkehrsausschuss an. Von 1998 bis 2000
amtierte er als Parlamentarischer Staatsse-
kretär beim Bundesverkehrsminister.

>Björn Engholm
Bundestagsabgeordneter 1969-1983,
SPD
Am 9. November vollendet Björn Engholm
sein 75. Lebensjahr. Der Politologe aus Lü-
beck, SPD-Mitglied seit 1962, engagierte
sich zumeist im Bildungsausschuss. Von
1977 bis 1981 war er Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft und trat 1981/82 an
die Spitze des Ministeriums. Engholm am-
tierte von 1988 bis 1993 als Ministerpräsi-
dent von Schleswig-Holstein und von 1991
bis 1993 als SPD-Bundesvorsitzender.

>Elmar Pieroth
Bundestagsabgeordneter 1969-1981,
CDU
Elmar Pieroth wird am 9. November
80. Jahre alt. Der Volkswirt trat 1965 der
CDU bei, war von 1981 bis 1993 Bundesvor-
standsmitglied und von 1987 bis 1993 Vor-
sitzender der CDU-Mittelstandsvereinigung.
Von 1972 bis 1981 gehörte er dem Vorstand
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion an.
Pieroth war von 1981 bis 1989 und von
1991 bis 1998 Senator in Berlin. bmh T
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Dr. Angela Merkel, CDU/CSU, Bundeskanzlerin:

Wir müssen Europa
zu neuer Stärke führen

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Der ASEM-Gipfel bietet
ein großes und bedeu-
tendes Forum, auf der

Ebene der Staats- und Regierungs-
chefs regelmäßig Fragen zu be-
sprechen, die von gemeinsamem
Interesse für Europa und Asien
sind. Er ist damit auch Ausdruck
der immer enger und wichtiger
werdenden Partnerschaft zwischen
Industrieländern, Schwellenlän-
dern und Entwicklungsländern,
einer Partnerschaft, die wir heute
und morgen auf dem ASEM-Gip-
fel in Mailand weiter stärken wol-
len. Die großen globalen Heraus-
forderungen – wir
wissen es – werden
wir nur gemeinsam
bewältigen kön-
nen. Eine – um das
Motto des Gipfels
zu zitieren – ver-
antwortungsvolle
Partnerschaft für
nachhaltiges
Wachstum und Si-
cherheit kann hier-
zu wertvolle Beiträge leisten.

Lassen Sie mich drei Beispiele
nennen.

Erstens. In Asien wird deutlich,
dass freie und sichere Seewege
wahrlich nicht nur eine regionale
Angelegenheit sind, sondern auch
unsere Interessen als Handels-na-
tionen sind dort unmittelbar be-
rührt. Zusammen mit unseren
Partnern setzen wir uns dafür ein,
dass in strittigen Territorialfragen
internationale Streitschlichtungs-
mechanismen genutzt und ver-
trauensbildende Maßnahmen er-
griffen werden.

Was es bedeutet, wenn Völker-

recht gebrochen und so die inter-
nationale Rechts- und Friedens-
ordnung beschädigt wird, führt
uns in Europa die Ukraine-Krise
drastisch vor Augen. Die Folgen
sind nicht nur für das betroffene
Land, in diesem Fall die Ukraine,
verheerend, sondern auch weit da-
rüber hinaus gravierend. Dem
muss die Staatengemeinschaft ge-
schlossen und entschlossen entge-
gentreten.

Am Rande des ASEM-Gipfels
werde ich zu Gesprächen mit dem
ukrainischen Präsidenten Poro-
schenko und dem russischen Prä-
sidenten Putin zusammenkom-
men. Die Lage in der Ukraine ist
trotz der Vereinbarung der Waf-
fenruhe weiterhin äußerst schwie-
rig. Immerhin sind seit Inkrafttre-
ten der Waffenruhe über 300
Menschen gestorben; immer noch
gibt es täglich Berichte über
Kämpfe und Opfer.

Den entscheidenden Beitrag zur
Deeskalation muss Russland leis-
ten. Ganz wesentlich dafür ist die
vollständige Umsetzung der Mins-
ker Vereinbarung vom September.
Das verlangt unter anderem den
Abzug russischer Waffen, eine ef-

fektive Grenzsiche-
rung unter Führung
der OSZE sowie die
Durchführung von
Kommunalwahlen
im Osten der Ukrai-
ne, und zwar nach
ukrainischem
Recht. Genau diese
Dinge werden wir
auch ansprechen.

Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir werden
weiterhin keinerlei Zweifel daran
lassen, dass die Verletzung der ter-
ritorialen Integrität der Ukraine
und der Bruch des Völkerrechts in
unserer unmittelbaren Nachbar-
schaft nicht folgenlos bleiben.
Deshalb sind Sanktionen ein
wichtiger Teil unseres Ansatzes,
den Konflikt um die Ukraine zu
lösen.

Selbstzweck sind sie aber nicht.
Wir suchen unvermindert immer
auch den Dialog mit Russland.
Das eine, Sanktionen, schließt das
andere, den Dialog, nicht aus –
um immer wieder die Stärke des

Rechts durchzusetzen.
Zweitens. Die Terrororganisati-

on IS bedroht den Nahen und
Mittleren Osten in völlig neuer
Qualität. Mehr noch: Sie bedroht
die gesamte freie Welt. Deshalb
müssen wir sie auch als weltweite,
als gemeinsame Herausforderung
begreifen, der wir uns gemeinsam
zu stellen haben. So können wir
zum Beispiel zwischen Europa
und Asien eng zusammenarbei-
ten, um die Reisetätigkeit poten-
zieller Dschihadisten einzudäm-
men. Wir können uns auch darü-
ber austauschen, wie wir weiteren
Radikalisierungstendenzen in un-
seren Gesellschaften wirksam be-
gegnen können.

Drittens. Auch die Ebolaepide-
mie, diese schreckliche Heimsu-
chung für die Menschen, die sich
mit dem Virus infizieren, diese
Heimsuchung für die Länder
Westafrikas, die von ihr ganz be-
sonders betroffen sind, ist in der
globalisierten Welt von heute nur
mit einer deutlich engeren inter-
nationalen Zusammenarbeit und
mit deutlich effektiveren Struktu-
ren einzudämmen, als wir sie im
Augenblick haben. Ebola und ver-
gleichbare Epidemien machen
nicht an Grenzen halt; sie gehen
uns alle an.

Diese drei kurz skizzierten Bei-
spiele stehen dafür, wie wichtig ei-
ne verantwortungsvolle Partner-
schaft auf der Welt ist. Sie stehen
dafür, wie wichtig bilaterale Kon-
takte europäischer und asiatischer
Partner sind, und diese bilateralen
Kontakte wird es natürlich auch
am Rande des ASEM-Gipfels ge-
ben. In solchen Gesprächen spüre
ich im Übrigen immer wieder
deutlich, wie hoch die Erwartun-
gen an uns in Europa sind, dass
wir unsere Stimme erheben, sie zu
Gehör bringen und andere unter-
stützen. Umso wichtiger ist es,
dass wir in Europa stets aufs Neue
verstehen, dass nur ein einiges,
nur ein starkes Europa seine Inte-
ressen und Werte in der Welt er-
folgreich vertreten kann.

Eine wesentliche Voraussetzung
dafür ist und bleibt, dass Europa
stärker aus der europäischen
Staatsschuldenkrise hervorgeht,
als es in sie hineingegangen ist.

Wir müssen Europa zu neuer Stär-
ke führen. Das ist die große He-
rausforderung, die die Mitglied-
staaten der Europäischen Union
und die europäi-
schen Institutio-
nen in den nächs-
ten Jahren ge-
meinsam leisten
müssen. Dazu
muss die europäi-
sche Ebene sich
wirklich nicht für
alles zuständig
fühlen, sondern
da, wo es darauf
ankommt, stark sein; sie muss ih-
re Ressourcen auf genau diese Be-
reiche konzentrieren. Deshalb ist
es von so großer Bedeutung, dass
der Europäische Rat im Juni mit
dem neuen Kommissionspräsi-
denten eine sogenannte strategi-
sche Agenda für die nächsten fünf
Jahre beschlossen hat. Genau auf
dieser Grundlage werden wir uns
beim Europäischen Rat in der
nächsten Woche damit beschäfti-
gen, wie wir Wettbewerbsfähig-
keit, Wachstum und Beschäftigung
in Europa weiter stärken können,
und zwar gezielt und nachhaltig.
Genau das ist eine der wichtigen
Lehren aus der Krise der vergange-
nen Jahre.

Dass wir seit ihrem Beginn den
richtigen Weg eingeschlagen ha-
ben, belegen erste Erfolge. In den
von der Krise besonders betroffe-
nen Ländern steigt die Produktivi-
tät, die Leistungsbilanzen haben
sich verbessert und die Haushalts-
defizite werden abgebaut. Mit Ir-
land, Portugal und Spanien haben
drei von fünf Programmländern
ihre Programme bereits erfolg-
reich abschließen können.

Dennoch – und das werde ich
wieder und wieder sagen – sind
wir noch lange nicht am Ziel. Die
Krise ist noch nicht dauerhaft,
noch nicht nachhaltig überwun-
den; denn ihre Ursachen, sowohl
im Hinblick auf die Gestaltung
der europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion als auch auf die
Lage einzelner Mitgliedstaaten,
sind noch nicht vollständig besei-
tigt. Wir müssen unsere Anstren-
gungen für nachhaltiges Wachs-
tum, für solide öffentliche Finan-
zen und die Schaffung von Ar-
beitsplätzen weiter entschlossen
vorantreiben.

Die kontinuierliche Ausrichtung
nationaler Politik auf Strukturre-
formen zur Stärkung von Wettbe-
werbsfähigkeit, von Wachstum
und Beschäftigung ist und bleibt
entscheidend für einen dauerhaf-

ten Erfolg der Wirtschafts- und
Währungsunion. Ich werde mich
deshalb auch weiterhin – obwohl
wir das vielmals schon ohne sicht-

bare Erfolge getan
haben – für eine en-
gere und verbindli-
che wirtschaftspoliti-
sche Koordinierung
in Europa einsetzen.
Wir brauchen das,
wenn wir in einem
Währungsgebiet ge-
meinsam dauerhaft
und nachhaltig
wachsen wollen und

Beschäftigung generieren wollen.
Es war richtig und wichtig, dass

sich die europäischen Staats- und
Regierungschefs im Juni noch ein-
mal gemeinsam zu den Regeln des
gestärkten Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts bekannt haben. Alle –
ich betone an dieser Stelle noch
einmal: alle – Mitgliedstaaten
müssen die gestärkten Regeln des
Stabilitäts- und Wachstums-pakts
voll respektieren. Diese Regeln
müssen gegenüber allen Mitglied-
staaten glaubwürdig angewandt
werden. Nur dann kann der Pakt
seine Funktion als zentraler Anker
für Stabilität und vor allen Dingen
für Vertrauen in der Euro-Zone er-
füllen.

Die entsprechenden europäi-
schen Rechtsakte sind im Übrigen
nicht vom Himmel gefallen, son-
dern sie wurden vom Europäi-
schen Parlament mit beschlossen.
Die neuen Regeln zur Überwa-
chung nationaler Haushalte wur-
den dort nach langen Beratungen
vor gerade erst anderthalb Jahren
von einer breiten Mehrheit mitge-
tragen. Ich bin sicher, dass sich die
derzeitige genauso wie die künfti-
ge Europäische Kommission der
zentralen Verantwortung bewusst
ist, die sie für die Glaubwürdigkeit
des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes trägt.

Die wirtschaftliche Erholung in
Europa, die endlich – wenn auch
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Die Krise ist
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nachhaltig

überwunden.

Die globalen
Herausforde-

rungen werden
wir nur gemein-
sam bewältigen

können.
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noch sehr zaghaft, vielleicht auch
zu zaghaft – auch auf dem Ar-
beitsmarkt bemerkbar ist, ist im-
mer noch zu fragil, als dass wir
einfach zur Tagesordnung überge-
hen könnten. Dazu reicht allein
schon ein Blick auf die Jugendar-
beitslosigkeit. Sie macht uns un-
verändert große Sorgen. Wir müs-
sen deshalb weiter daran arbeiten,
dass nationale und europäische
Mittel, die für die Förderung von
Jugendbeschäftigung verfügbar
sind, schnell und effektiv einge-
setzt werden.

Wir müssen die Mobilität von
Arbeitskräften national und grenz-
überschreitend weiter voranbrin-
gen. So haben wir es auf dem Be-
schäftigungsgipfel in Mailand in
der letzten Woche verabredet.
Dennoch ist es nicht zufrieden-
stellend, dass nur ein ganz kleiner
Teil der 6 Milliarden Euro, die für
die Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit zur Verfügung ste-
hen, bis jetzt abge-
rufen wurde.

Es ist auch wich-
tig – ich habe noch
einmal darauf hin-
gewiesen –, dass wir
wissen, wohin wir
junge Leute ausbil-
den. Wir haben hier
leidvolle Erfahrun-
gen aus der Zeit der
deutschen Einheit.
Deshalb muss auch identifiziert
werden, wo die Wachstumsregio-
nen Europas liegen.

Meine Damen und Herren, den
Europäischen Rat und den Euro-
Zonen-Gipfel in der kommenden
Woche werden wir insgesamt dazu
nutzen müssen, eine Bilanz zu
ziehen, was die im Rahmen des
vor zwei Jahren beschlossenen
Pakts für Wachstum und Beschäf-
tigung vereinbarten Maßnahmen
bisher gebracht haben. Ich glaube,

es ist wichtig, eine solche Bilanz
aufzustellen; denn nur auf dieser
Grundlage sind wir überhaupt in
der Lage, richtige Entscheidungen
für die Zukunft zu treffen. Darum
wird es vor allem bei dem Rats-
treffen im Dezember gehen, bei
dem wir über Investitionen und
über Wachstum sprechen werden
sowie über die Schwerpunkte, in
denen das stattfinden soll.

Ohne Zweifel können wir eine
Reihe von Fortschritten feststellen.
Zum Beispiel hat die Europäische
Investitionsbank, an deren Kapi-
talerhöhung wir hier durch Be-
schlüsse mitgewirkt haben, inzwi-
schen Kredite für rund 230 000
kleine und mittlere Unternehmen
in Europa mobilisiert. Das ist eine
gute Nachricht.

Im Übrigen hat die Europäische
Investitionsbank – parallel zu den
Mitteln aus dem europäischen
Haushalt – 6 Milliarden Euro zur
Bekämpfung der Jugendarbeitslo-

sigkeit eingesetzt.
Über die Europäi-
sche Investitions-
bank sind inzwi-
schen Kredite in
Höhe von 9,6 Mil-
liarden Euro verge-
ben worden. Die
Europäische Inves-
titionsbank hat al-
so in kurzer Zeit
mehr gemacht, als

sie versprochen hat.
Wir müssen auch über den EU-

Haushalt sprechen, für den wir
seit 2012 eine Reihe wichtiger
Weichenstellungen vorgenommen
haben, die zeigen, dass wir den
Schwerpunkt auf nachhaltiges
Wachstum, Beschäftigung und
Wettbewerbsfähigkeit legen. In
diesem Zusammenhang geht es
aber immer wieder um die richti-
gen Rahmenbedingungen für In-
vestitionen. Ich glaube, wir kön-

nen in Deutschland zeigen, dass
Wachstum und Investitionen ge-
stärkt werden können, ohne dass
man den Konsolidierungskurs ver-
lassen muss.

Im Übrigen sind es die Wirt-
schaft und die Unternehmen, die
Arbeitsplätze und Innovationen
schaffen. Es muss also vor allem,
wenn wir Wachstum in Europa
wollen, um die Mobilisierung pri-
vaten Kapitals gehen, und das
wird zurzeit zu wenig gemacht.

Wir müssen darüber sprechen,
wo wir durch Investitionen und
verbesserte Rahmenbedingungen
gezielt Stärkungen hervorrufen
können, um möglichst starke
Wachstumsimpulse zu erzeugen.
Für mich gehören der gesamte Be-
reich der digitalen Wirtschaft wie
auch die Förderung kleinerer und
mittlerer Unternehmen im Ener-
giebereich dazu. Über den digita-
len Bereich wird in diesem Haus
heute ja noch debattiert; ich glau-
be, das ist außerordentlich wich-
tig.

Hinsichtlich der klima- und
energiepolitischen Diskussion be-
deutet der Europäische Rat in der
nächsten Woche eine weitere
wichtige Etappe, und zwar nicht
nur innerhalb der Europäischen
Union, sondern auch mit Blick
auf die internationalen Klimaver-
handlungen, die nächstes Jahr in
die entscheidende Konferenz in
Paris münden. Wir haben das Ziel
einer dauerhaft sicheren, bezahl-
baren und umweltverträglichen
Energieversorgung; genauso ver-
folgen wir ehrgeizige Klimaziele.
Beim Europäischen Rat werden
wir konkrete Ziele und wichtige
Eckpunkte für den Klima- und
Energierahmen der EU bis zum
Jahr 2030 beraten.

Die Situation in der Ukraine hat
uns zudem in besonderem Maße
noch einmal die Bedeutung der
Energieversorgungssicherheit für
unser Land und für Europa vor
Augen geführt. Beide Themen ge-
hören eng zusammen: Fortschritte
beim Ausbau der erneuerbaren
Energien und bei der Energieeffi-
zienz tragen auch dazu bei, die
Abhängigkeit Europas von Ener-
gieimporten zu verringern.

Den Beratungen in der nächsten
Woche liegen die Vorschläge der
Kommission für einen Klima- und
Energierahmen 2030 zugrunde.
Danach sollen die Treibhausgas-
emissionen um 40 Prozent gegen-
über 1990 verringert werden, der
Anteil der erneuerbaren Energien
soll 2030 bei mindestens 27 Pro-
zent liegen, und der Primärener-
gieverbrauch soll um 30 Prozent
gesenkt werden.

Wir wollen – ich glaube, hier
habe ich die Unterstützung des
Bundestages –, ebenso wie viele
andere Partner in der Europäi-
schen Union auch, dass von
Europa ein starkes Signal für den
Klimaschutz ausgeht, gerade auch

mit Blick auf die internationalen
Klimaschutzverhandlungen.

Sie müssen im Dezember nächs-
ten Jahres in Paris endlich mit ei-
nem ambitionierten Abkommen
abgeschlossen werden. Dazu wol-
len wir uns auch die Möglichkeit
offenhalten, im Kontext eines glo-
balen Abkommens im Klimabe-
reich über das vor-
geschlagene
40-Prozent-Ziel hi-
nauszugehen.

Für das Gesamt-
paket setzt die
Bundesregierung
auch auf ein klares
Signal für eine ra-
sche und nachhal-
tige Reform des eu-
ropäischen Emissi-
onshandels. Er ist und bleibt das
zentrale Klimaschutzinstrument in
Europa und muss seinen Beitrag
zur Erreichung der neuen Klima-
ziele bis 2030 leisten.

Hier müssen wir es schaffen, die
bestehenden Überschüsse an Zer-
tifikaten so schnell wie möglich
abzubauen und den Emissions-
handel wieder auf Kurs zu brin-
gen. So können wir Anreize für In-
vestitionen in effiziente Technolo-
gien setzen. Damit aber unsere
Wirtschaft diese Investitionen täti-
gen kann, brauchen wir weiterhin
effektive Regelungen, die unsere
Wirtschaft im internationalen
Wettbewerb schützen und eine
Verlagerung von Produktionskapa-
zitäten ins Ausland verhindern.
Deutschland will seine industriel-
le und wirtschaftliche Stärke nut-
zen, um den Klimaschutz mit in-
novativen Technologien weiterzu-
bringen. Denn es wäre wahrlich
niemandem geholfen, wenn
CO2-Emissionen außerhalb
Europas freigesetzt würden und in
Europa Arbeitsplätze verloren gin-
gen.

Wir Deutschen können uns
beim Klimaschutz oder beim Aus-
bau der erneuerbaren Energien
durchaus noch ambitioniertere
Ziele als die von der Kommission
vorgelegten vorstellen. Anderen
Mitgliedstaaten hingegen gehen
bereits die auf dem Tisch liegen-
den Vorschläge der Kommission
entschieden zu weit. Es steht also
außer Zweifel: Uns stehen noch
schwierige Verhandlungen bevor.
Es ist auch noch offen, ob es
schon nächste Woche gelingen
wird, einen Klima- und Energie-
rahmen 2030 zu beschließen,
oder erst später.

Wer Europa kennt, weiß, wie
wichtig Geduld und Ausdauer
sind. Wer Europa kennt, weiß,
dass es richtig ist, die spezifischen
Besonderheiten aller Mitgliedstaa-
ten zu berücksichtigen und nie-
manden zu überfordern. Denn
unser künftiger Klima- und Ener-
gierahmen muss von allen Mit-
gliedstaaten – wir müssen das ein-
stimmig entscheiden – getragen

werden. Aber genauso richtig ist
und bleibt: Alle Mitgliedstaaten
müssen faire Beiträge leisten.
Deutschland ist bereit, wirtschaft-
lich schwächere Mitgliedstaaten
bei der Modernisierung ihrer
Energiesysteme und ihrer Wirt-
schaft im Rahmen des Möglichen
zu entlasten. Aber Deutschland er-

wartet im Gegenzug
auch, nicht über Ge-
bühr belastet zu
werden. Auf beides
lege ich Wert.

Es gehört zum
Geist der europäi-
schen Zusammenar-
beit und der Verant-
wortung, dass am
Ende immer alle ei-
nen Beitrag leisten

müssen, um ein gemeinsames Er-
gebnis zu ermöglichen. Ein sol-
ches gemeinsames Ergebnis wird
dem Klimaschutz dienen, und es
wird dazu dienen, Klarheit über
den anstehenden Investitionsbe-
darf im Energiesektor sowie Pla-
nungssicherheit für unsere Indus-
trie zu schaffen. Diesen Aspekt
darf man nicht unterschätzen. Die
Industrie wartet auf klare Signale,
wie sich der Klimaschutz weiter-
entwickelt.

Wir werden dabei natürlich
auch die Fragen der Verbesserung
der Energieversorgungssicherheit
für Europa und für unser Land be-
raten. Es ist richtig, unsere Ener-
giebezugsquellen und -transport-
wege weiter zu diversifizieren und
unsere Importabhängigkeiten zu
verringern. Diesen Weg müssen
wir ebenso entschieden wie mit
Augenmaß fortsetzen. Von zentra-
ler Bedeutung ist dabei auch die
europäische Zusammenarbeit
beim Ausbau der Strom- und Gas-
netze, insbesondere um die Lei-
tungsverbindungen zwischen den
Mitgliedstaaten weiter zu verbes-
sern. Dieser Netzausbau ist zu-
gleich eine zentrale Voraussetzung
dafür, ein weiteres wichtiges Ziel
zu erreichen, und das ist die Ver-
wirklichung des EU-Energiebin-
nenmarktes. Auch dafür setzt sich
die Bundesregierung ein.

Herr Präsident, meine Damen
und Herren, ich wünsche mir, dass
bei dem heute beginnenden
ASEM-Gipfel und beim Europäi-
schen Rat in der nächsten Woche
gezeigt wird, was Europa auszeich-
net und was wir in der globalen
Welt brauchen: dass wir am Ende
auch bei den schwierigsten The-
men stets eine für alle tragfähige
Lösung im Geist der Zusammen-
arbeit und der Verantwortung fin-
den. Dafür setze ich mich heute
und morgen in Mailand und
nächste Woche in Brüssel mit gan-
zer Kraft ein und bitte um Ihre
Unterstützung.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei der SPD)
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Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und Frankreichs Präsident François
Hollande im Gespräch beim ASEM-Gipfel © picture-alliance/dpa
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Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Deutschland braucht enge
Beziehungen zu Russland

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Frau Bundeskanzlerin, Sie ha-
ben zum Schluss auch über
die Energiefrage gesprochen.

Wenn ich es richtig verstanden ha-
be, soll es ja darum gehen, die Ab-
hängigkeit von Erdgas und Öl aus
Russland abzubauen, und wenn
ich es weiter richtig verstanden ha-
be, sind die USA daran interessiert
– und Sie auch dazu bereit –, dass
Sie den Import von Erdgas aus
den USA – welches übrigens durch
Fracking hergestellt wird – auswei-
ten. Erstens ist Fracking umwelt-
schädlich, zweitens ging es den
USA bei ihrer Forderung, dass sich
die EU von Russland unabhängig
machen solle, und bei der Forde-
rung nach Sanktionen gegen Russ-
land doch wieder um eigene öko-
nomische Interessen: dass sie
mehr verkaufen können; das
kommt dabei heraus.

Nun ging der deutsche Export –
die dramatische Zahl hat auch
Herrn Gabriel etwas durcheinan-
dergeworfen – im August um 5,8
Prozent zurück. Dafür gibt es zwei
Gründe, die Sie nicht benannt ha-
ben:

Der erste Grund
ist die völlig ver-
fehlte Sanktions-
politik gegenüber
Russland, das da-
raufhin die Impor-
te aus Deutschland
stark reduziert hat.
Das ist politisch,
ökonomisch und
auch sozial der fal-
sche Weg. Es wird
geschätzt, dass uns das bis zu 300
000 Arbeitsplätze kosten kann.

Jetzt sage ich Ihnen, was der
Vorteil einer Mitgliedschaft in der
EU ist: Der Vorteil einer EU-Mit-
gliedschaft besteht darin, dass die
Länder politisch, wirtschaftlich
und zivilgesellschaftlich so eng
miteinander verflochten sind, dass
ein Krieg zwischen ihnen gar nicht
mehr denkbar wäre; da müsste
vollständiger Irrationalismus herr-

schen. Wenn das stimmt, dann
brauchen wir zu Russland genau-
so enge politische, ökonomische
und zivilgesellschaftliche Bezie-
hungen: damit ein Krieg zwischen
Russland und dem übrigen
Europa ebenfalls ausgeschlossen
wird.

Wenn wir das hätten, wenn wir
so enge Beziehungen hätten,
könnten wir auch Einfluss neh-
men auf Fragen der Entwicklung
der Demokratie, der Freiheit und
des Umgangs mit Lesben und
Schwulen und viele andere Dinge,
die uns stören. Das ist der richtige
Weg. Der Weg der Sanktionen ist
völlig falsch und schadet letztlich
auch uns, unserer Wirtschaft wie
unseren Bürgerinnen und Bür-
gern.

Deshalb ist, finde ich, die Ver-
schiebung des Petersburger Dia-
logs ein völlig falsches Signal, das
wir in dieser Zeit überhaupt nicht
brauchen können.

Nun nehmen wir ja alle erstaunt
zur Kenntnis, dass sich – es gibt
immerhin das Minsker Abkom-
men – doch Lösungen in der
Ukraine anbahnen. Deshalb sage
ich Ihnen noch einmal: Jetzt müs-
sen Sie auch Ihre Bereitschaft sig-
nalisieren, die Sanktionen zurück-
zunehmen; anders ist das Verhält-
nis nicht zu normalisieren.

Für den Rückgang der Exporte
gibt es noch einen zweiten Grund.
Dieser zweite Grund hat mit der
Politik in Bezug auf den Süden
Europas zu tun. Diese Politik war
und bleibt falsch. Nach wie vor
haben wir die Situation, dass die
Banken spekulieren können, so-
viel sie wollen – es haften immer
die Steuerzahlerinnen und Steuer-

zahler für sämtliche
Verluste.

Nach wie vor ha-
ben wir die Situati-
on, dass die Banken,
denen das Geld ja in
den Rachen gewor-
fen wird, dieses
Geld nicht für Inves-
titionen nutzen,
sondern weiter mit
Wertpapieren und

Immobilien spekulieren. Die not-
wendige Regulierung, die Sie
mehrfach angekündigt haben, fin-
det bis heute nicht statt.

Wenn jetzt angekündigt wird,
dass die Europäische Zentralbank
bereit ist, den Banken auch noch
die Staatsanleihen abzukaufen,
macht das die Banken natürlich
noch reicher und noch sicherer.
Vorgestern habe ich beim Europäi-
schen Gerichtshof in Luxemburg

argumentiert – ich finde: in Über-
einstimmung mit dem Bundesver-
fassungsgericht –, weshalb dies
rechtswidrig ist. Wir werden se-
hen, wie der Europäische Ge-
richtshof entscheidet. Ein direkter
Ankauf von Staats-
anleihen – bei den
Staaten – durch die
Europäische Zen-
tralbank wäre
durchaus sinnvoll,
ist aber durch den
Lissabonner Ver-
trag verboten. Viel-
leicht müssen wir
doch einmal darü-
ber nachdenken,
diesen zu korrigieren.

Jetzt komme ich zu Ihrem Spar-
diktat gegenüber dem Süden
Europas. Ich will Ihnen einmal
wirklich aufzählen, was dort ange-
richtet worden ist. Die Folgen sind
– zunächst in diesen Ländern und
jetzt auch bei uns – erheblich:
Über 26 Millionen Bürgerinnen
und Bürger in der EU sind arbeits-
los. Millionen junger Menschen
haben keine Perspektive: In Grie-
chenland und Spanien liegt die
Jugendarbeitslosigkeit bei über 50
Prozent, in Italien bei 44 Prozent.
In Griechenland bekommen nur
27 Prozent der Arbeitslosen Ar-
beitslosengeld. Beim Europäi-
schen Gerichtshof habe ich die
Folgen für Griechenland einmal
konkret wie folgt benannt: Die
Säuglingssterblichkeit stieg in der
Zeit der Krise um 21 Prozent, die
Kindersterblichkeit stieg um 43
Prozent, die HIV-Ansteckungsquo-
te stieg um 52 Prozent. Die Selbst-
mordrate stieg um 37 Prozent. –
Es tut mir leid, Frau Bundeskanz-
lerin, aber das ist das Ergebnis Ih-
rer Politik.

Jetzt sage ich Ihnen Folgendes:
Erstens. Die Staatsschulden liegen
in den betroffenen Ländern nun
auf Rekordniveau. Deshalb gibt es
eine mögliche und eine jetzige
Folge. Wir haften bekanntlich für
27 Prozent dieser Darlehen. Ich
sehe nicht, wie die Staaten das
Geld je zurückzahlen können.
Wenn wir mit 27 Prozent haften,
müssen wir irgendwann 300 Milli-
arden Euro bezahlen. Ich möchte
einmal wissen, woher Sie das Geld
nehmen wollen. Sie unterbreiten
keinen einzigen Vorschlag, wie Sie
das machen wollen. Sie unter-
schreiben die Bürgschaft und ver-
raten uns nicht, was im Haftungs-
fall passieren soll.

Mein zweiter Punkt. Sie organi-
sieren, dass die betroffenen Län-
der Tag für Tag weniger Geld ha-

ben. Deshalb können sich die
Menschen in diesen Ländern die
Importe aus Deutschland nicht
mehr leisten. Das ist der zweite
Grund für den Exportrückgang.
Aber Deutschland ist Vizewelt-
meister beim Export! Das haben
wir übrigens immer wieder gerügt,
weil wir der Auffassung sind: Wir
sind damit weltweit sehr stark ab-
hängig, wir müssen stattdessen die
Binnenwirtschaft stärken. Aber Sie
haben uns diesbezüglich nie zuge-
hört.

Die Zahl der verlorenen Arbeits-
plätze überschreitet
bald 300.000. Dann
haben wir hier ge-
waltige soziale Pro-
bleme, die Sie damit
indirekt verursacht
haben.

Herr Kauder, seit
der ersten Debatte
habe ich Ihnen ge-
sagt: Wenn wir das
Spardiktat gegen

den Süden durchsetzen, werden
die Exporte zusammenbrechen.
Sie haben mir immer widerspro-
chen. Jetzt brechen die Exporte
zusammen. Der Rückgang von 5,8
Prozent im August ist erst der An-
fang.

Sie sehen es wieder: Sie hätten
gleich auf mich hören sollen, Herr
Kauder; das habe ich Ihnen schon
mehrfach gesagt.

Wissen Sie, was der Süden ge-
braucht hätte? Eine Art Marshall-
plan, von dem wir nach 1945 pro-
fitiert haben. Das wäre sinnvoll
gewesen, weil das ein Aufbauplan
gewesen wäre.

Dann hätten die Länder mehr
Geld und könnten die Darlehen
zurückbezahlen. Aber das wollten
Sie nicht. Wissen Sie, was Ihre
Auffassung ist? Dass die Agenda
2010, erfunden von
SPD und Grünen,
weltweit ein Heils-
bringer ist.

Ein schwerer Irr-
tum, kann ich nur
sagen.

Übrigens: Der
französische, in-
zwischen zurückge-
tretene Wirtschafts-
minister hat Fol-
gendes gesagt – ich bin mit mei-
ner Meinung schließlich nicht al-
leine –: Die Sparpolitik in Frank-
reich und in ganz Europa ist eine
einzige Absurdität. Sie führt in die
Rezession und bald auch zur De-
flation.

Wegen dieser richtigen Erkennt-
nis musste er zurücktreten. Das ist
die Wahrheit in Europa.

Ich sage Ihnen noch etwas: Der
EZB-Präsident Draghi stemmt sich
nun hilflos gegen die Krise und
die Deflation. Die Leitzinsen ma-
chen jetzt ein halbes Prozent-
pünktchen aus. Was ich aber wirk-
lich eine Unverschämtheit finde –
da will die Regierung zwar etwas

machen, aber bitte handeln Sie
nicht halbherzig, Herr Maas, son-
dern machen Sie etwas Vernünfti-
ges –, ist, dass die Banken beim
Dispokredit unverschämt hohe
Zinsen kassieren, obwohl sie
selbst das Geld fast kostenlos er-
halten. Das darf nicht mehr ge-
schehen.

Wissen Sie, dass die Sparerinnen
und Sparer in Deutschland die
ganze Krise mit einem Wertverlust
ihrer Sparguthaben bezahlt ha-
ben? 23 Milliarden Euro macht
der Wertverlust der Sparguthaben
aus. Auch darüber sprechen Sie
nie. Erklären Sie doch einmal den
Sparerinnen und Sparern, weshalb
sie für die Krise haften, die sie
nicht verursacht haben.

Ich habe es schon gesagt: Wir
müssen die Abhängigkeit vom Ex-
port abbauen. Wir brauchen mehr
Binnenwirtschaft. Dafür brauchen
wir Investitionen. Ich sage auch
Ihnen, Herr Bundesfinanzminis-
ter: Ihre schwarze Null ist nichts
wert, wenn dafür auf Zukunft ver-
zichtet wird. Wir brauchen Investi-
tionen in die Infrastruktur und in
die Bildung. Dafür ist es höchste
Zeit. Es wird Ihnen auch nicht ge-
lingen, diese Bereiche zu privati-
sieren. Dann wird eine Rendite er-
wartet, die für die Bürgerinnen
und Bürger unbezahlbar sein
wird.

Deshalb sage ich Ihnen: Wir
müssen umsteuern.

Übrigens, Herr Peter Ramsauer,
wenn Sie jetzt vorschlagen, alle
Maßnahmen auszusetzen, die
Rente ab 63, den Mindestlohn:
Mein Gott, damit ruinieren Sie
doch die Binnenwirtschaft. Ma-
chen Sie doch einmal eine kleine
volkswirtschaftliche Lehre! Dafür
wird es höchste Zeit! Ganz abgese-
hen davon, dass das sozial unge-

recht ist. Also: Wir
müssen in Europa
umkehren.

Ich habe einen
Wunsch, den ich Ih-
nen zum Schluss
mitteilen will: Ich
möchte, dass die eu-
ropäische Integrati-
on attraktiv wird,
gerade auch für die
jungen Leute und

damit für die Zukunft.
Die Europawahlen, die wir noch
gar nicht richtig ausgewertet ha-
ben, sind ein schlimmes Zeichen.
Rechtsextreme und nationalisti-
sche Parteien hatten große Erfol-
ge. Wenn wir das nicht wollen,
Frau Bundeskanzlerin, müssen Sie
dafür sorgen, dass unter dem Be-
griff „Europa“ gerade bei der Ju-
gend endlich wieder mehr Frie-
den, mehr Demokratie und mehr
soziale Wohlfahrt verstanden
wird.

(Beifall bei der LINKEN)

©
DB
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Thomas Oppermann, SPD:

Der Mindestlohn schwächt
unsere Wirtschaft nicht

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Die Bundesregierung hat
in dieser Woche ihre
Wachstumsprognose kor-

rigiert. Wir können 2015 mit ei-
nem Wachstum von 1,3 Prozent
rechnen. Das ist weniger als erwar-
tet. Die Ursachen dafür sind be-
kannt. Unsere Binnenwirtschaft
läuft zwar gut, aber die internatio-
nalen Konflikte zwischen Russ-
land und der Ukraine oder im Na-
hen Osten gehen nicht spurlos an
der deutschen Wirtschaft vorbei.
Hinzu kommt, dass die Schwel-
lenländer nicht mehr so stark
wachsen. Vor allem aber bereitet
uns die ausbleibende Erholung im
Euro-Raum ein riesiges Problem.
Das bestätigen auch die Wirt-
schaftsinstitute in ihren Gutachten
aus der letzten Woche. Gleichzei-
tig erwecken sie aber den Ein-
druck, all das habe mit der Ren-
tenreform und dem
gesetzlichen Min-
destlohn zu tun,
obwohl der erst
2015 in Kraft tritt.
Was ist das für eine
sonderbare Argu-
mentation?

Wenn sich das
Wachstum ab-
schwächt, dann
kann es doch nicht
falsch sein, wenn jetzt für 4 Mil-
lionen Arbeitnehmer in diesem
Land eine zusätzliche Kaufkraft
von über 10 Milliarden Euro in
den nächsten beiden Jahren gene-
riert wird.

Der Mindestlohn schwächt un-
sere Wirtschaft nicht. Er wird die
Binnennachfrage stimulieren, er
wird die Konjunktur ankurbeln
und auch für mehr Importe sor-
gen. Das ist etwas, was auch unse-
ren europäischen Nachbarn hilft.

Deshalb kommt der Mindest-
lohn genau zum richtigen Zeit-
punkt.

Genauso ist es richtig, dass wir
den Rentenbeitrag im nächsten
Jahr senken, wenn die Möglichkeit

dazu besteht. Das kann weitere 3
Milliarden Euro Entlastung für Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber brin-
gen.

Meine Damen und Herren, ich
finde es erstaunlich, dass jetzt so-
gar die konservativen Wirtschafts-
institute fordern, dass wir mehr
Schulden machen sollen. Bisher
haben sie uns immer genau das
Gegenteil erzählt.

Unsere Wirtschaft wird im
nächsten Jahr über 1 Prozent
wachsen. Das ist deutlich mehr als
2012 und 2013. Mit diesem
Wachstum können wir einen aus-
geglichenen Haushalt erreichen.
Den wollen wir und den werden
wir hier im Bundestag im Novem-
ber auch beschließen, meine Da-
men und Herren.

Wir haben eine starke Binnen-
nachfrage und einen robusten Ar-
beitsmarkt. Deshalb gibt es über-
haupt keinen Grund für Schwarz-
malerei und Pessimismus. – Kas-
sandra Gysi, es war völlig über-
flüssig, was Sie da gesagt haben.

Keine Panik wegen der wirt-
schaftlichen Situation, aber bitte
auch keine Panik wegen der Frau-
enquote.

In der korrigierten Wachstums-
prognose mögen einige Herren
die letzte Chance erkannt haben,
die Frauenquote doch noch zu
stoppen. Aber, meine Herren, ich
muss Sie enttäuschen: Die Frauen-
quote kommt, sie kommt mit

Macht, und sie ist
keine Belastung für
unsere Wirtschaft,
sondern eine große
Chance für Wirt-
schaft und Gesell-
schaft.

Wir brauchen
kein schuldenfinan-
ziertes Strohfeuer,
keinen Aktionismus
und keine Einmal-

effekte. Was wir brauchen, ist eine
Strategie, wie wir mit öffentlichen
und privaten Investitionen die
Wettbewerbsfähigkeit unserer
Wirtschaft dauerhaft stärken kön-
nen. Daran hat diese Koalition be-
reits kräftig gearbeitet, meine Da-
men und Herren.

Wir investieren 3 Milliarden
Euro mehr in Forschung und Ent-
wicklung, 5 Milliarden Euro mehr
in die Modernisierung der Infra-
struktur. Wir entlasten die Länder.
Mit der Übernahme des BAföG
werden in den Ländern 1,3 Milli-
arden Euro frei, die in Kitas und
Schulen gesteckt werden können.

Das schafft nicht nur unmittel-
bar Arbeit; es sichert auch langfris-

tig ausreichend qualifizierte Fach-
kräfte.

Wir entlasten die Kommunen.
Eine jährliche Entlastung um 5
Milliarden Euro bei der Grundsi-
cherung ist bereits realisiert. Eine
weitere Milliarde Euro kommt ab
2015 hinzu, und ab 2017 wird es
weitere Entlastungen geben. Es
geht darum, die Investitionsfähig-
keit der Kommunen in Deutsch-
land wiederherzustellen, meine
Damen und Herren.

Wir entlasten auch die Wirt-
schaft. Mit der Reform des EEG
haben wir erreicht, dass Strom be-
zahlbar bleibt. Energieintensive
Unternehmen bleiben von der
Umlage befreit und können in
Deutschland investieren. Jetzt ist
auch der Anstieg der EEG-Umlage
gestoppt. Insbesondere für Unter-
nehmen ist es auch eine gute
Nachricht, dass es jetzt eine Ver-
ständigung über Stromtrassen in
Bayern geben wird. Auch sie gehö-
ren zur Versorgungssicherheit und
tragen zu Preisstabilität in der
Energieversorgung bei.

Was wir jetzt brauchen, ist eine
Investitionsagenda. Wir müssen
Start-ups besser fördern und Büro-
kratie in der Wirtschaft abbauen.
Bürokratieabbau bleibt unser ge-
meinsames Ziel. Daran werden
wir arbeiten, meine Damen und
Herren.

Unsere Wirtschaft ist in hohem
Maße auf den Export angewiesen.
Der Löwenanteil, nämlich 60 Pro-
zent unserer Exporte, geht in die
Europäische Union. Deshalb
bleibt die alte Wahrheit auch eine
neue Wahrheit: Deutschland geht
es auf Dauer nur gut, wenn es al-
len in Europa gut geht.

Wenn es in Schlüsselländern
wie Frankreich und Italien kein
Wachstum gibt, dann schlägt das
auch auf uns zurück. Deshalb sind
dort jetzt harte Strukturreformen
nötig, die auch in Besitzstände
eingreifen. Wenn man selber so
etwas noch nicht getan hat, dann
lassen sich solche harten Struktur-
reformen leicht fordern. Aber wir
Sozialdemokraten wissen, wovon
wir reden. Denn wir haben bei der
Agenda 2010 gesehen, dass sich
durchgreifende Arbeitsmarktrefor-
men und ein milliardenschweres
Sparprogramm jedenfalls gleich-
zeitig nicht durchsetzen lassen.
Deshalb dringen wir darauf, dass
die EU die Flexibilität des Stabili-
tätspaktes ausschöpft, um Struk-
turreformen zu ermöglichen.

Gleichzeitig brauchen wir aber
Wachstumsimpulse und Innovati-
onsanreize, um die Reformländer

zu unterstützen. Wir freuen uns
über die Initiative von Kommissi-
onspräsident Jean-Claude Juncker,
ein 300 Milliarden Euro schweres
Wachstumspaket auf den Weg zu
bringen. Aber es muss auch klar
sein, dass das nicht aus Mitteln
des ESM finanziert wird.

Der ESM darf nicht geplündert
werden.

Das würde das Vertrauen, das
wir gerade hergestellt haben, wie-
der infrage stellen. Eine Zweckent-
fremdung der ESM-Mittel kommt
für uns nicht in Betracht, meine
Damen und Herren.

Aber vor allen Dingen müssen
die europäischen Länder aufhö-
ren, sich gegenseitig die Steuerba-
sis abzugraben. Das
sind Milliardenver-
luste, und es bezah-
len am Ende immer
die Steuerzahler,
wenn einzelne Mit-
gliedsländer
Schlupflöcher für
internationale Kon-
zerne schaffen, die
am Ende nach Hau-
se gehen, ohne
überhaupt einen einzigen Euro
oder Cent an Steuern zu zahlen.
Das müssen wir stoppen, meine
Damen und Herren.

Ich habe Italien erwähnt. Italien
braucht jetzt nicht einfach nur
mehr Geld, sondern es muss zual-
lererst wieder wettbewerbsfähiger
werden. In Italien ist die Produkti-
vität in den letzten 15 Jahren so
gut wie gar nicht gestiegen. Der
Abstand zu Deutschland, was die
Produktivität angeht, ist stattdes-
sen um 35 Prozent gewachsen.
Matteo Renzi hat seit seinem
Amtsantritt ganz entscheidende
Reformen angepackt. Ob die
Wahlrechtsreform, die Senatsre-
form, die Justizreform oder die Ar-
beitsmarktreformen: Ich finde,
Matteo Renzi verdient dafür jede
Unterstützung, die wir geben kön-
nen.

Und ich danke der Frau Bundes-
kanzlerin, dass sie auch der fran-
zösischen Regierung ihre Unter-
stützung zugesagt hat und dass sie
die Reformanstrengungen der Re-
gierung Valls gelobt hat. Auch
wenn es Meinungsverschiedenhei-
ten gibt, ist und bleibt die
deutsch-französische Freundschaft
der Lebensnerv und der Motor der
europäischen Einigung. Deutsch-
land und Frankreich dürfen sich
nicht auseinanderdividieren las-
sen, meine Damen und Herren.

Meine Damen und Herren, uns
beschäftigen die Folgen der inter-
nationalen Konflikte für unsere
Wirtschaft. Aber noch viel mehr
beschäftigt uns die Lage der Men-
schen in den Konfliktregionen;
denn in Syrien und im Irak
scheint sich jetzt zu bewahrheiten,
wovor wir auf unserer Sondersit-
zung am 1. September gewarnt
hatten. Die ISIS-Terroristen lösen

einen Flächenbrand bis an die
Grenze des NATO-Landes Türkei
aus. Seit Wochen toben die Kämp-
fe um die syrisch-türkische Grenz-
stadt -Kobane. Es ist gut, dass un-
ter Führung der Vereinigten Staa-
ten jetzt eine internationale politi-
sche und militärische Allianz ge-
gen die ISIS-Terroristen zustande
gekommen ist.
Es ist ganz klar eine Aufgabe der
internationalen Gemeinschaft,
diesen ISIS-Terrorismus zu stop-
pen.

Eine Schlüsselrolle im Kampf
um Kobane hat die Türkei. Natür-
lich erwartet niemand, dass die
Türkei jetzt in Syrien einmar-
schiert. Aber die Türkei könnte

den kämpfenden
Kurden in Kobane
mit anderen Mit-
teln helfen.

Das böte eine
große Chance, den
Frieden zwischen
den Kurden und
der türkischen Re-
gierung langfristig
zu untermauern.
Diese Chance ist

bislang nicht genutzt worden. Ich
hoffe, dass es noch dazu kommt.

Wenn ich mir heute die Bilder
vor Augen führe, die wir Tag für
Tag aus Kobane sehen, dann bin
ich jedenfalls froh, dass wir vor
fünf Wochen die dringend benö-
tigten Waffenlieferungen für die
Kurden im Nordirak in diesem
Hause nicht abgelehnt haben,
meine Damen und Herren.

Diejenigen in der Opposition,
die uns dafür kritisiert haben, soll-
ten das nun zum Anlass nehmen,
ihre Entscheidung noch einmal zu
überdenken. Es ist schon bemer-
kenswert, dass Sie, Frau Göring-
Eckardt, plötzlich einen Einsatz
der Bundeswehr in Syrien nicht
mehr ausschließen.

Sie wissen genau, dass es in die-
ser Situation kein UN-Mandat ge-
ben wird. Der Sicherheitsrat ist in
der Syrien-Frage blockiert. Weil
Sie das genau wissen, gehört Ihre
Forderung eher in das politische
Schaufenster. Das halte ich für
nicht überzeugend.

Das, was ging, nämlich Waffen
an die Kurden zu liefern, haben
Sie abgelehnt. Aber das, was defi-
nitiv nicht geht, fordern Sie jetzt.
Das ist keine glaubwürdige Poli-
tik.

Im Übrigen, ob mit oder ohne
Mandat, halte ich es für eine völlig
abwegige Idee, dass in dieser Si-
tuation deutsche Soldaten in den
syrischen Bürgerkrieg geschickt
werden.

Wir haben immer klargemacht,
dass für uns die humanitäre Hilfe
im Vordergrund steht. Wir sind
aber auch im eigenen Land gefor-
dert. Wir müssen alles dafür tun,
dass die Menschen aus den Kriegs-
gebieten bei uns menschenwürdig
aufgenommen und untergebracht
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werden. Die Zeit drängt. Hamburg
muss jeden Monat 600 Flüchtlin-
ge aufnehmen. In München ist die
Erstaufnahme zusammengebro-
chen. Deshalb brauchen wir jetzt
drei Dinge: erstens eine Änderung
des Baugesetzbuches für den
schnellen Bau von Unterkünften,
zweitens eine Liegenschaftspolitik
des Bundes, die eine Unterbrin-
gung von Asylbewerbern unter-
stützt, und drittens eine weitere

Entlastung der Kommunen im
Rahmen des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes. Wir werden prüfen,
was wir sonst noch tun können.
Wir dürfen die Kommunen in die-
ser Situation nicht alleine lassen,
meine Damen und Herren.

Wir müssen damit rechnen, dass
die Zahl der Flüchtlinge aus Sy-
rien und Irak weiter zunimmt. In
diesem Winter könnte im Nahen
Osten die größte Flüchtlings-kata-

strophe seit dem Ende des Zwei-
ten Weltkriegs bevorstehen. Des-
halb müssen wir zuerst dafür sor-
gen, dass die Flüchtlinge den
nächsten Winter überleben. Das
kann nur gelingen, wenn wir die
Länder unterstützen, die 90 Pro-
zent der Flüchtlinge aufnehmen.
Das sind vor allem Libanon, Tür-
kei und Jordanien.

Des Weiteren kommen aber
auch wir selbst nicht umhin, in

Europa mehr Flüchtlinge aufzu-
nehmen.

Es ist kein Ruhmesblatt, wie
sich Europa insgesamt in dieser
Frage bisher verhält.

Einzelne Länder sind an der
Grenze ihrer Aufnahmefähigkeit,
andere halten sich weitgehend he-
raus. Flüchtlinge irren auf dem
Kontinent umher. Im Mittelmeer
spielen sich Tragödien ab. Das ist
beschämend für Europa, meine

Damen und Herren. Deshalb,
Frau Bundeskanzlerin, habe ich
die herzliche Bitte: Sprechen Sie
auch dieses Thema im Europäi-
schen Rat an. Wir brauchen eine
faire Verteilung der Flüchtlinge auf
alle Länder in Europa. Europa
muss in dieser Frage solidarisch
zusammenstehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Weg mit der
nationalstaatlichen Brille

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Frau Bundeskanzlerin, die
Debatte über mehr Verant-
wortung in der Welt ist jetzt

acht Monate alt. Die Debatte ist
allerdings acht Monate lang un-
vollständig geblieben; denn Sie
definieren die Welt und die Ver-
antwortung, die wir dort haben,
immer, ohne Europa dabei mitzu-
denken. Egal ob es um die Kon-
junktur geht, egal ob es um die
Flüchtlinge geht, egal ob es um
die Arbeitslosen geht: Europa, das
sind in Ihren Worten immer die
anderen – oder es ist Krise. Das ist
kurzsichtig. Nehmen Sie die na-
tionalstaatliche Brille endlich ab,
und sorgen Sie dafür, dass klar
wird: Wir sind Teil dieses Europas.

Meine Damen und Herren,
auch wenn sich Sigmar Gabriel
und Thomas Oppermann gerade
so viel Mühe geben, es wegzudeu-
ten: Die Konjunktur in Deutsch-
land verliert an Schwung. Wir
brauchen jetzt die richtigen Wei-
chenstellungen, und das heißt:
mehr Investitionen für Deutsch-
land, mehr Investitionen für
Europa, und zwar, ohne neue
Schulden zu machen. Das ist ohne
Weiteres möglich. Wir müssen uns
nur die Ausgaben anschauen und
überlegen, welche Subventionen
wir abbauen können. Aber Sie in-
vestieren nicht genug, und Sie ver-
schulden sich trotzdem. Sie ver-
schulden sich bei der Infrastruk-
tur; Sie verschulden sich bei der
Rentenkasse und bei den Kranken-

kassen; Sie verschulden sich bei
den künftigen Generationen, egal
ob es um das Klima geht oder um
die Rente. Jetzt, Herr Grosse-Brö-
mer, sollen auch noch die Frauen
daran schuld sein. Sie müssen
schon sehr unter der Frauenmacht
in Ihrem eigenen Laden leiden.

Sie sagen es jedem in Europa,
der es hören oder nicht hören
will: Man möge sich doch bitte an
Deutschland orientieren. Nun
schaue ich mir an, mit welcher
Ignoranz oder, besser gesagt, mit
welch warmen Worten Sie auf die
Jugendarbeitslosigkeit eingehen.
Dabei ist diese ein Drama für
Europa. Es versteht kein Mensch,
warum die Fördergelder – 6 Milli-
arden Euro sind das – bei den Ju-
gendlichen nicht ankommen.
Sinnvolle Maßnahmen gegen Ju-
gendarbeitslosigkeit werden zu
Tode verwaltet, und wir sind ein
Teil davon. Wenn der BA-Chef,
Herr Weise, sich hinstellt und sagt:
„Der Kampf gegen Jugendarbeits-
losigkeit braucht Zeit“, dann frage
ich mich: Wie lange noch? Bis die
Jugendlichen alle erwachsen sind?
– Wir sind dabei, eine Generation
für Europa zu verlieren, die wie
keine andere vor ihr dieses ge-
meinsame Europa verkörpert.
Deswegen sage ich: Hängen Sie
sich rein, damit die Jugendarbeits-
losigkeit wirklich bekämpft wer-
den kann.

Meine Damen und Herren, seit
der letzten Woche haben 600 000
Menschen in Europa gegen TTIP,
gegen CETA und gegen TiSA unter-
schrieben. Diese Leute sind gegen
eine Handelspolitik, die nur die
Interessen der Global Player ver-
tritt. Diese 600.000 Leute – täglich
werden es mehr – erwarten Volks-
vertreter in der Regierung und kei-
ne Genossen der Bosse, Herr Ga-
briel. Die Menschen erwarten von
Europa eine Handels-politik, die
gut ist für die Wirtschaft und für
die Verbraucher, die gut ist für die
Kulturlandschaft und für das Kli-
ma. Insofern ist klar und deutlich:
Natürlich müssen wir Handelsab-

kommen haben. Aber ihnen müs-
sen Standards zugrunde liegen. Sie
müssen dafür sorgen, dass die In-
teressen der Menschen, die sich so
schnell und so intensiv engagie-
ren, in Ihrer Politik, Herr Gabriel,
überhaupt vorkommen und eine
Rolle spielen können. Sie können
sich nicht wegducken, Herr Ga-
briel, und nur mit ein paar war-
men Worten darauf reagieren.

Die Umweltministerin musste
hier letzte Woche eingestehen,
dass sie in puncto Klima quasi
nichts vorzuweisen hat. Sie wer-
den nächste Woche in Brüssel die
Energie- und Klimaziele für 2030
beschließen. Spätestens dann steht
es schwarz auf weiß: Die deutsche
Klimapolitik ist nicht mehr als
Schall und Rauch. Der Rauch ist
allerdings ziemlich dreckig, weil
er vor allen Dingen aus Braunkoh-
le besteht. 42 Milliarden Euro, so
viel kostet die deutsche Energieer-
zeugung die Allgemeinheit, sagt
die EU-Kommission. Und warum?
Weil im vergangenen Jahr so viel
Kohle in Deutschland verstromt
wurde wie seit der Wiedervereini-
gung nicht mehr.

Jetzt soll mit dem Segen der al-
ten EU-Kommission der Neubau
des Atomkraftwerks Hinkley Point
staatlich subventioniert werden.
Es kann doch nicht sein, dass wir
die unwirtschaftliche Risikotech-
nologie Atomkraft mit staatlicher
Beihilfe am Leben erhalten, wäh-
rend die Erneuerbaren längst sau-
berer und wirtschaftlicher sind
und günstiger Strom produzieren.
Wenn Sie als Bundesregierung es
ernst meinen mit dem Atomaus-
stieg und der europäischen Ener-
giewende, dann müssen Sie beim
Europäischen Rat gegen diese
Fehlentscheidungen Druck ma-
chen, und Deutschland muss sich
der Klage von -Österreich beim
EuGH anschließen.

Beim Wahrnehmen von Verant-
wortung fallen der Bundesregie-
rung immer gern die europäischen
Nachbarn ein, gerade wenn es um
die Flüchtlinge geht. Gleichzeitig

landen immer mehr Flüchtlinge
bei uns in Notunterkünften. In
München schlafen sie unter frei-
em Himmel. Es fehlt an Decken,
an Helfern, an Unterbringungs-
möglichkeiten, faktisch an allem.
Wenn nicht wenigstens immer
mehr freiwillige Helfer da wären,
wäre es noch schlimmer. Meine
Damen und Herren, die Lösung
wäre: deutlich weniger Seehofer
und deutlich mehr Kretschmann.

Baden-Württemberg gibt 30
Millionen Euro extra für Personal
und für ein Sonderbauprogramm
aus. Bis zu 1.000 Opfer sexueller
Gewalt werden aufgenommen.

Meine Damen und Herren, das
Boot ist nie voll. Man muss die
Last gerecht verteilen, damit die
Kommunen nicht Schiffbruch er-
leiden, ja; aber Sie verweigern sich
nach wie vor einem nationalen
Flüchtlingsgipfel. Da könnte man
darüber reden, wie es Osnabrück
schafft, 47 Prozent der Flüchtlinge
in Privatunterkünften unterzu-
bringen, oder warum es eigentlich
so ist, dass in Thüringen kaum un-
begleitete Minderjährige aufge-
nommen werden können, obwohl
das gewollt ist. Die
Schieflage zwischen
den Ländern geht
auf Ihr Konto, mei-
ne Damen und
Herren.

Das europäische
Flüchtlingsrecht ist
und bleibt eine
Fehlkonstruktion,
und zwar deshalb,
weil Sie das so wol-
len. Sie halten an einer Politik der
Abschottung an den Außengren-
zen fest. Sorgen Sie doch endlich
dafür, dass das Seenotrettungspro-
gramm „Mare Nostrum“ im Mit-
telmeer weitergeführt wird und
dass Asylsuchende legal nach
Deutschland kommen können!
Das wäre Verantwortung, wie ich
sie mir vorstelle.

Frau Kanzlerin, Sie fahren jetzt
zum EU-Asien-Gipfel. Ihre Zeit
dort werden Sie vermutlich beson-
ders für die notwendigen Gesprä-
che am Rande nutzen. Bitte sagen
Sie Herrn Putin unmissverständ-
lich, dass die EU ihre Sanktionen
erst lockern wird und kann, wenn
seinen Ankündigungen auch Ta-
ten folgen und die Ukraine nicht
mehr weiter gewaltsam destabili-
siert wird.

Sagen Sie den Vertretern Chinas,
dass mit der brutalen Gewalt ge-
gen friedliche Demonstrantinnen
und Demonstranten in Hongkong
endlich Schluss sein muss und sie
der Modernisierung eine Chance
geben müssen!

Ja, die Bedrohung durch die Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ und
die Lage im Nahen Osten sind
dramatisch. Deswegen sage ich Ih-
nen: Überzeugen Sie Russland
und China, dass sie ihre Blockade
im UN-Sicherheitsrat endlich auf-
geben, und ergreifen Sie eine Ini-
tiative für ein UN-Mandat! Es
kann nicht bei Lippenbekenntnis-
sen bleiben. Man kann nicht, Herr
Oppermann, hier über die Völker-
gemeinschaft reden und gleichzei-
tig sagen, bei der UN hätte man
sowieso keine Chance. Wenn man
die Völkergemeinschaft und ihre
gemeinsame Verantwortung ernst
nimmt, dann geht man zu den
Vereinten Nationen und macht
dort Druck. Wenn man das macht,
dann wird man darüber reden
müssen, welche gemeinsame Stra-
tegie man hat. Ich habe nichts an-
deres gesagt als: Wenn man über

dieses Gemeinsame
redet, dann kann
man nicht als Erstes
sagen: Wir sind
nicht dabei. – Ein
Mandat der Verein-
ten Nationen und
ein echtes Engage-
ment, dafür muss
und dafür soll sich
Deutschland einset-
zen. Die Vereinten

Nationen müssen stark gemacht
werden. Genau darum geht es. Da
können wir uns nicht wegducken,
in keiner Weise, meine Damen
und Herren.Ich sage Ihnen: „Ge-
meinsame Verantwortung in der
Welt“, das muss für diese Bundes-
regierung endlich heißen, Europa
auch tatsächlich nicht mehr als
lästige Pflichtveranstaltung zu be-
trachten. Europa ist nur dann
stark, wenn wir es stark machen,
und zwar übrigens auch gegen-
über der AfD, die jetzt so viel neue
Unterstützung bekommt, und ge-
genüber ihren nationalistischen
Geschwistern. Meine Damen und
Herren, machen Sie Europa stark!
Alles andere ist verantwortungslos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Dr. Hans-Peter Friedrich, CDU/CSU:

Deutschland muss
Vorbild für Europa sein

Hans-Peter Friedrich (*1957)
Wahlkreis Hof

Herr Präsident! Meine
sehr verehrten Damen
und Herren! In der

nächsten Woche wird auf dem Eu-
ropäischen Rat auch das Thema
Klimaschutz behandelt. Es bestehe
die Notwendigkeit, Verantwortung
in der Welt zu übernehmen, für
Europa die Stimme zu erheben,
hat die Frau Bundeskanzlerin ge-
sagt. Das alles setzt eine solide
ökonomische Grundlage in
Europa voraus. Deswegen ist das,
was Jean-Claude Juncker und sei-
ne Kommission in den nächsten
Wochen und Monaten vorberei-
ten, von entscheidender Bedeu-
tung.

Ich gehe davon aus, dass dem
das zugrunde liegen wird, was
Juncker am 15. Juli noch als Kan-
didat für das Amt des Präsidenten
der Europäischen Kommission
vorgelegt hat, dass das die wesent-
liche Wegweisung sein wird. Er
sagt, das Wichtigste und die erste
Priorität seien für ihn Investitio-
nen, und zwar private und öffent-
liche Investitionen, um Wettbe-
werbsfähigkeit und Arbeitsplätze
in Europa zu schaffen.

Meine Damen und Herren, es
ist nichts Genaueres bekannt, wo-
her diese 300 Milliarden Euro
kommen und wie sie verwendet
werden sollen. Nun kann man na-
türlich abwarten, bis die Kommis-
sion etwas vorlegt. So haben wir
es in den vergangenen Jahren ge-
macht. Ich rate uns dazu, dieses
Verfahren zu ändern und der
Kommission, noch bevor sie etwas
vorlegt, einige Wegweisungen mit-
zugeben. Wir können das als Par-
lament auf dem Weg über unsere
Bundesregierung machen. Wir ha-
ben vielfältige Kontakte; viele von
Ihnen haben Kontakte zur Kom-
mission auf allen Ebenen. Und
wir können die -starken Persön-
lichkeiten im Europäischen Parla-
ment – Martin Schulz als Parla-
mentspräsident und Manfred We-
ber als Vorsitzender der größten

Fraktion – nutzen, um diese Weg-
weisungen auch der Kommission
mit auf den Weg zu geben.

Was ist nun das Wichtigste? Was
sind unsere Bedingungen für diese
Investitionspakete, die Herr Jun-
cker schnüren will?

Erstens: keine Neuverschuldung.
Ich will vorlesen, was Juncker
selbst im Juli gesagt hat:

Ich glaube nicht, dass wir auf
der Grundlage ständig wachsender
Schuldenberge nachhaltiges
Wachstum schaffen können. Dies
ist eine Lehre, die wir aus der Krise
gezogen haben und die wir nicht
aus den Augen verlieren dürfen.

Ich hoffe, dass auch in diesem
Hause jeder diese Lektion aus der
Krise gelernt hat: Schulden sind
der falsche Weg.

Zweitens. Es muss klar sein,
meine sehr verehrten Damen und
Herren, welche Haftungsfolgen
sich für Investitionspakete erge-
ben, die auf europäischer Ebene
für die Mitgliedstaaten geschnürt
werden. Wir wollen hier im Deut-
schen Bundestag auch darüber
diskutieren, ob wir diese Haftung
einzugehen bereit und in der Lage
sind oder nicht. Deswegen ist es
wichtig, dass wir auch beim
Schnüren dieser Pakete Transpa-
renz einfordern.

Drittens. Wir reden nicht nur
vom Geldausgeben, sondern von
Investitionen. Was sind Investitio-
nen? Nach Wirtschaftslexikon
24.com liegt eine Investition dann
vor, wenn ein Bestandszugang ein-
tritt. Meine Damen und Herren,
volkswirtschaftlich heißt das: Eine
Investition liegt vor, wenn die
Substanz einer Volkswirtschaft ge-
stärkt wird, und nicht dann, wenn
einfach Geld ausgegeben wird.

Ich denke, die Frau Bundes-
kanzlerin hat zu Recht gesagt: Es
kommt entscheidend auf die pri-
vaten Investitionen an. Hierzu
sagt – auch hier darf ich wieder zi-
tieren – Jean-Claude Juncker:

Europa wird nur dann Arbeits-
plätze, Wachstum und Investitio-
nen hervorbringen, wenn wir für
die richtigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen sorgen und ein Kli-
ma schaffen, das unternehmens-
freundlich und neuen Arbeitsplät-
zen zuträglich ist.

So Jean-Claude Juncker. Der
Mann hat recht.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, es ist aber so: Das
Schaffen eines unternehmens-
freundlichen Klimas und von Rah-
menbedingungen ist in erster Li-
nie eine Aufgabe, die bei den Na-
tionalstaaten bzw. den Mitglied-

staaten der Europäischen Union –
und nicht auf der europäischen
Ebene – angesiedelt ist. Weil Steu-
erpolitik, Sozialpolitik und Ar-
beitsmarktpolitik wesentliche
Rahmen setzen, ist in allererster
Linie jeder Mitgliedstaat selbst da-
für verantwortlich, diese Rahmen-
bedingungen zu gestalten und die
Konsequenzen aus Reformfähig-
keit oder Reformunfähigkeit selbst
zu tragen. Das ist im Übrigen De-
mokratie.

Wir werden Reformunfähigkeit
nicht europäisie-
ren. Deswegen wird
es auch keine euro-
päische Arbeitslo-
senversicherung ge-
ben, bei der die
deutschen Arbeit-
nehmer Beiträge
zahlen und für die
Folgen haften müs-
sen, die andere Na-
tionalregierungen
mit ihrer Reformunfähigkeit pro-
duziert haben.

Meine Damen und Herren, weil
es aber so ist, dass die Mitglied-
staaten die Hauptverantwortung
für die Schaffung der Rahmenbe-
dingungen haben, müssen wir na-
türlich auch auf die nationalen
Akteure in Deutschland -blicken.
Auch wir sind in der Verantwor-
tung, die Rahmenbedingungen für
ein investitionsfreundliches Klima
privater Investoren in Deutsch-
land zu schaffen. Was sind dafür
die Bedingungen?

Die erste Bedingung, dass Men-
schen investieren können, ist, dass
wir ihnen Spielräume geben, Ka-
pital aufbauen zu können, das sie
dann investieren können. Hier
spielt die Steuerpolitik eine ent-
scheidende Rolle. Ich freue mich
sehr, dass wir in der Koalition jetzt
über das Thema „kalte Progressi-
on“ sprechen; denn diese Spiel-
räume sind notwendig, um über-
haupt die Voraussetzungen dafür
zu schaffen, dass Menschen inves-
tieren können.

Zweite Bedingung. Investitionen
sind langfristige Kapitalbindun-
gen. Deswegen ist die Vorausset-
zung für Investitionen, dass derje-
nige, der investiert, eine Chance
hat, sein Geld wieder zurückzube-
kommen und vielleicht eine Ren-
dite zu erzielen. Dazu ist notwen-
dig, dass er Vertrauen in die wirt-
schaftliche Entwicklung hat; denn
nur dann wird er investieren.
Mein Freund, Volker Kauder, un-
ser Kollege, sagt immer: „Politik
beginnt mit dem Betrachten der
Wirklichkeit.“ Aber daraus muss

man auch Schussfolgerungen zie-
hen.

Die Wirklichkeit ist – Kollege
Oppermann hat es vorhin gesagt
–, dass sich die Konjunktur verän-
dert hat. Die Wirklichkeit vom
Oktober 2013 war bei strahlen-
dem Konjunkturhimmel eine an-
dere, als es die vom Oktober 2014
ist. Jetzt müssen wir diese Wirk-
lichkeit nicht nur betrachten, son-
dern auch über Schlussfolgerun-
gen aus dieser Wirklichkeit reden.
Meine Damen und Herren, wir
müssen uns als Vertreter des Vol-
kes die Frage stellen – das dürfen
wir nicht der Presse überlassen;
„Können wir uns das noch leis-
ten?“, so schreibt die Bild-Zeitung
heute Morgen –, was wir uns noch
leisten können und was nicht. Wir
müssen die Wirklichkeit in der
Welt betrachten und daraus die

richtigen Schluss-
folgerungen ziehen.

Deswegen ist es
auch richtig, dass
sich der eine oder
andere in der Koali-
tion Gedanken
macht und diese öf-
fentlich äußert, ob
man die eine oder
andere neue Vor-
schrift, neue Belas-

tung, neue soziale Wohltat viel-
leicht ein bisschen verschieben
oder vielleicht für andere Zeiten
aufheben sollte. Ich halte das für
notwendig, auch für die Diskussi-
ons- und Debattenkultur in die-
sem Lande und in diesem Hohen
Haus.

Dritte Bedingung. Private Inves-
toren investieren natürlich am
liebsten dort, wo sie das Risiko,
das sie ein-gehen, auch überbli-
cken können. Aus der Krise 2008
-haben wir gelernt, dass Investo-
ren damals Risiken eingegangen
sind, die sie nicht überblickt ha-
ben. Sie haben zwar dreimal ver-
brieft, aber am Ende wusste kei-
ner, wo das Risiko lag. Private In-
vestoren investieren vor allem
dort, wo sie den Überblick haben:
in ihr selbst genutztes Häuschen,
in ihr mittelständisches Unterneh-
men, in ihren Handwerksbetrieb.
Meine Damen und Herren, deswe-
gen ist es richtig, dass wir darüber
nachdenken, die Investitionen in
diesen Bereichen anzuregen und
anzureizen. Deswegen ist es rich-
tig, dass wir wieder über degressi-
ve AfA reden, dass wir wieder über
die steuerliche Absetzbarkeit von
Handwerkerleistungen im Bereich
der Energieeffizienzsteigerung re-
den. All das halte ich für dringend
notwendig.

Was in Deutschland gilt, gilt üb-
rigens auch für die Mitgliedstaa-
ten. Auch in den Mitgliedstaaten
muss jede Regierung Verantwor-
tung für die Rahmenbedingungen
für Investitionen übernehmen.
Wir können und müssen feststel-
len: All die Länder, die harte Re-

formen gemacht haben, Herr Gysi,
haben heute eine bessere Aus-
gangs-situation und gewinnen das
Vertrauen privater Investoren in
ihren Ländern. Die Leute sollen
nicht deswegen Reformen in ihren
Ländern machen, nur weil es die
Deutschen wollen, sondern sie
sollen erkennen, dass sie das Ver-
trauen privater Investoren nur ge-
winnen können, wenn sie die Re-
formen auch durchführen. Darum
geht es.

Kommen wir zum Thema der
öffentlichen Investitionen. Bei den
öffentlichen Investitionen stellt
sich die Frage: Was will die Euro-
päische Union auf den Weg brin-
gen? 300 Milliarden Euro – ein
großer Teil wird durch private In-
vestitionen in den Ländern wohl
schon aufgebracht werden. Ich bin
dem Kollegen Oppermann, der
Bundeskanzlerin und auch dem
Bundesfinanzminister sehr dank-
bar, dass sie klargemacht haben,
dass sie nicht akzeptieren werden,
Hand an den ESM zu legen. Der
ESM darf nicht zweckentfremdet
werden. Das wäre auch gegen die
ausdrückliche Beschlussfassung
dieses Hauses. Deswegen vielen
Dank für die klare Aussage: Hände
weg vom ESM.
Aber es gibt viele Spielräume im
europäischen Haushalt. Es gibt
dort viele Fonds: Kohäsionsfonds
und andere Fonds. Es ist richtig,
dass wir diese Fonds immer wie-
der auf ihre Zielgenauigkeit und
ihre Sinnhaftigkeit überprüfen
und sie auf das Ziel Investitionen
und Wettbewerb ausrichten. Das
ist der entscheidende Punkt. Da-
mit muss man nicht bis 2016 war-
ten, bis der mehrjährige Finanz-
rahmen offiziell evaluiert wird,
sondern man kann schon jetzt be-
ginnen. Ich erwarte, dass die Kom-
mission dazu einige Vorschläge
macht.

Stichwort Europäische Investiti-
onsbank. Auch hier geht es nicht
darum, dass wir der Europäischen
Investitionsbank einen großen Be-
trag geben und sagen: Sucht jetzt
einmal nach Projekten. Schaut,
wie ihr das Geld ausgebt; irgend-
wie werdet ihr es schon unter die
Leute bringen. – Es muss vielmehr
umgekehrt sein: Erst müssen sinn-
volle Projekte gesucht werden, die
dem Ziel der Wettbewerbsfähig-
keit dienen. Wenn man diese Pro-
jekte gefunden hat, dann kann
man darüber reden, wie die Euro-
päische Investitionsbank sie finan-
ziert. So muss die Reihenfolge
sein. Auch diese Wegweisung wür-
de ich gerne Herrn Juncker und
der Kommission mit auf den Weg
geben.

Schließlich muss es bei allen öf-
fentlichen Investitionen immer
auch um die Frage gehen: Welche
Auswirkungen hat das Ganze auf
den Mittelstand? Ich bin sehr
froh, dass Herr Juncker in seinen
bisherigen Erklärungen den Mit-
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telstand in besonderer Weise be-
rücksichtigt hat und dass er eigens
dafür den Posten eines Vizepräsi-
denten geschaffen hat, der sich
mit dem Thema Entbürokratisie-
rung, das insbesondere ein Mittel-
standsthema ist, auseinandersetzt.

Im Rahmen der Diskussionen,
die wir hier in diesem Hause darü-
ber führen, wie wir öffentliche In-
vestitionen in der Zukunft neu ge-
stalten können, beispielsweise
durch Gewinnung privaten Kapi-
tals, rate ich uns dazu, bei allen
Schritten auch immer die Auswir-
kungen auf die mittelständische
Wirtschaft zu betrachten.

Es geht nicht darum, irgendwie
irgendwo Kapital zu haben, von
dem dann die Bankkonsortien
und die Großkonzerne profitie-
ren, sondern wir müssen dafür
sorgen, dass die Basis unserer mit-
telständischen Wirtschaft gestärkt
wird. Das ist einer der entschei-
denden Punkte.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, ich denke, dass wir in
Europa und im gesamten Bereich
der OECD aufhören müssen, die-
sen Akademikerwahn zu pflegen,
der dazu führt, dass wir immer
mehr arbeitslose Akademiker pro-
duzieren und immer weniger

Menschen haben, die in der In-
dustrie als Fachkräfte oder als
Techniker ihre Arbeit machen
können. Wenn Herr Juncker ver-
langt, dass der Anteil der Indus-
trieproduktion am Bruttoinlands-
produkt in Europa von 16 auf 20
Prozent gesteigert werden soll,
dann geht das nur, wenn wir qua-
lifizierte Fachkräfte haben, die als
Techniker, als Praktiker anpacken
und helfen können, die Industrie
nach vorne zu bringen, anstatt
sich als Arbeitslose in einem El-
fenbeinturm gegenseitig auf die
Füße zu treten.

In diesem Zusammenhang kann

ich die Kommission nur warnen,
die Hand an den Meisterbrief zu
legen. Wenn es einen Schlüssel für
die Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit in Europa gibt, dann
ist es der Export unserer dualen
Ausbildung. Nun lese ich mit gro-
ßer Befriedigung, dass die Kom-
mission immer erklärt, man wolle
am Meisterbrief überhaupt nichts
ändern. Aber es geht ja nicht al-
lein um den Meisterbrief, sondern
darum, dass der Meisterbrief Vo-
raussetzung für die Gründung ei-
nes Handwerksunternehmens
bleiben muss. Das ist der entschei-
dende Punkt.

Ich kann nur davor warnen, die
Hand daran zu legen; denn das
würde dazu führen, dass in
Deutschland Qualifikationsmög-
lichkeiten wegbrechen. Ich glaube,
Deutschland hat eine wichtige
Funktion, nämlich Vorbild für
Europa in einer schwierigen und
wichtigen Phase zu sein. Dafür hat
dieses Hohe Haus eine große Ver-
antwortung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Bernd Westphal, SPD:

Europa braucht eine
industriepolitische Initiative

Bernd Westphal (*1960)
Landesliste Niedersachsen

Deutschlands Wohlstand
basiert zum großen Teil
auf seiner Exportstärke.

Mehr als die Hälfte unserer Expor-
te geht in die Mitgliedstaaten der
Europäischen Union. Die Eintrü-
bung der wirtschaftlichen Aussich-
ten in der aktuellen Herbstprog-
nose der Wirtschaftsforschungsin-
stitute zeigt einmal mehr: Nur
wenn es unseren europäischen
Partnerländern gut geht, kann
Deutschland auch auf Dauer er-
folgreich sein.

Deshalb brauchen wir dringend
eine europäische Politik, die
Wachstum und Beschäftigung in
ganz Europa stimuliert.

Die in vielen Mitgliedstaaten
anhaltend hohe Arbeitslosigkeit,
insbesondere unter jungen Men-
schen, und schädliche Deflations-
tendenzen müssen entschieden
angegangen werden. Das von
Jean-Claude Juncker vorgeschlage-
ne 300-Milliarden-Euro-Investiti-
onsprogramm muss daher schnell
umgesetzt und die Finanzierung
geklärt werden. Notwendig ist ei-
ne Überprüfung bestehender Pro-
gramme. Der Abruf finanzieller
Mittel auf europäischer Ebene
muss vereinfacht und der Pakt für
Wachstum und Beschäftigung auf
seine Wirksamkeit und Umset-

zung hin überprüft werden. Die
Genehmigungsverfahren bei Pro-
grammen zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit müssen effi-
zienter gestaltet und die Freigabe
der Gelder muss so schnell wie
möglich organisiert werden.

Die EU darf auch bei wichtigen
Technologien und Arbeitsplätzen
der Zukunft im globalen Wettbe-
werb nicht den Anschluss verlie-
ren. Bei Investitionen in Bildung,
Forschung und Entwicklung sowie
Infrastruktur sind alle Mitglied-
staaten dringend gefragt.

Es müssen alle Möglichkeiten
ausgeschöpft werden, jetzt hierzu-
lande Investitionen zu stärken,
um innerhalb der EU neue Wachs-
tumsimpulse zu setzen.

Die Stärkung der Wirtschaft
muss mit der Stärkung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
einhergehen. Viele Menschen se-
hen in Europa nur den Vorrang
des Wettbewerbs. Dies ist nicht
das Europa, das wir den Bürgern
versprochen haben. Lohndum-
ping ist in einigen Ländern
Europas an der Tagesordnung.
Deshalb ist die Einführung des
Mindestlohns auch hier in
Deutschland ein Gebot nicht nur
sozialer, sondern vor allem auch
ökonomischer Vernunft. Es war
höchste Zeit für diesen Kurswech-
sel, weil es inakzeptabel ist, wenn
Menschen nicht von ihrer Arbeit
Lohn ein menschenwürdiges Le-
ben führen können.

Neben anständiger Entlohnung
sind Teilhabe der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer am Sagen
und Haben unerlässlich. Gute Ar-
beit, soziale Gerechtigkeit, sichere
Arbeitsbedingungen und Mitbe-
stimmung stehen nicht im Gegen-
satz zu einem innovationsfreund-
lichen Umfeld und zu wirtschaftli-
chem Erfolg, sondern bilden die
Grundlage dafür.

Europa braucht aber auch eine
industriepolitische Initiative. Sie
muss mit privaten und öffentli-
chen Investitionen in Forschung
und Entwicklung, in Innovatio-
nen, in Bildung und nicht zuletzt
in eine intakte Infrastruktur ver-
bunden sein. Eine zentrale Bedeu-
tung kommt dabei der Energiever-
sorgung zu. Europa braucht Ver-
sorgungssicherheit
und eine gezielte
Förderung umwelt-
freundlicher, res-
sourcenschonender
und effizienter
Energieformen. Ei-
ne erfolgreiche
Umsetzung der
Energiewende in
Deutschland ist
auch für Europa
wichtig. Sie ist allerdings nicht im
nationalen Alleingang möglich,
sondern muss europakompatibel
sein. Vor allem muss die soziale
Balance durch bezahlbare Ener-
gien für private Haushalte gewahrt
werden. Auch die Wettbewerbsfä-
higkeit der Industrie darf durch
steigende Industriepreise nicht zu-
sätzlich beeinträchtigt werden.
Hier ist der Kurs unseres Wirt-
schaftsministers Sigmar Gabriel
absolut zu unterstützen.

In Europa steigt die Abhängig-
keit vom Import von Energieroh-
stoffen. Damit gehen enorme Risi-
ken für die Versorgungssicherheit
in Form von Menge und Preis ein-
her. Daher kommt der Explorati-
on, Gewinnung und Förderung
heimischer Rohstoffe eine zuneh-
mende Bedeutung zu. Das gilt
auch für die Förderung von Erdgas
und Kohle als Brückentechnolo-
gien auf dem Weg ins regenerative
Zeitalter. Nur so können wir den
Ausstieg aus der Kernenergie si-
cher gestalten. Insofern ist der
Weg der Briten ein falscher.

Vor dem Hintergrund des welt-
weiten Potenzials und des bereits
heute deutlich erkennbaren wirt-
schaftlichen Impulses billigen
Erdgases in den USA wäre es gera-
dezu töricht, die Förderung von
Schiefergas in Deutschland nicht
wenigstens, wissenschaftlich be-
gleitet, zu erproben – mit unseren
hohen Standards, enger behördli-
cher Kontrolle, jahrzehntelangen
Erfahrungen, wissenschaftlichem
Know-how und hochqualifizier-
ten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern in dieser Branche.
Wo denn sonst, wenn nicht hier,
sollen diese Erfahrungen gesam-
melt werden? Es muss doch wohl
möglich sein, in einem transpa-

renten, wissen-
schaftlich begleite-
ten Prozess Erfah-
rungen zu sammeln
und auf dieser Basis
dann politisch zu
entscheiden.

Trotz seiner he-
rausragenden Be-
deutung wurde der
industrielle Sektor
in der Vergangen-

heit häufig als rückwärtsgewandt
erachtet und die EU-Industriepoli-
tik lange Zeit sträflich vernachläs-
sigt. Dienstleistungen und Finanz-
markt standen im Vordergrund.
Ordnungspolitische Vorstellungen
reiner Marktregeln dominierten
den Kurs. Das, liebe Kolleginnen
und Kollegen, muss sich ändern.

Ein erhöhter Globalisierungs-
druck, Rohstoffknappheit, die de-
mografische Entwicklung oder
dringend zu lösende Fragestellun-
gen im Klima- und Energiebereich
machen nicht vor den Landesgren-
zen der EU-Mitgliedstaaten halt.
Sie verlangen nach einer koordi-
nierten europäischen Handha-
bung. Wir brauchen eine in sich
schlüssige Strategie der EU. Wir
brauchen eine Strategie der nach-
haltigen Entwicklung.

Wirtschaftliche Dynamik, sozia-
ler Fortschritt und Schutz der Um-
welt hängen untrennbar und
gleichrangig zusammen. So ist es
wichtig und richtig, dass sich die
Bundesregierung bei den Verhand-
lungen im Zuge des EU-Klima-

und Energierahmens 2030 für drei
verbindliche Ziele eingesetzt hat;
die Bundeskanzlerin hat auf diese
Zieltrias hingewiesen. Sie muss in
den Beschlüssen des Europäischen
Rates am 23. und 24. Oktober im
Fokus stehen. Daran werden wir
die Bundesregierung messen.

Weitere wichtige Handlungsfel-
der auf europäischer Ebene sind
zum Beispiel die Harmonisierung
von Steuersätzen, Industrie 4.0,
aber auch der Ausbau der Breit-
bandinfrastruktur. Es besteht si-
cherlich Einigkeit darüber, dass
wir eine Innovationsagenda für
Europa benötigen. Was dann aber
nicht zusammenpasst, ist die Kür-
zung von Mitteln für den Bereich
Forschung und Entwicklung im
EU-Haushalt um 10 Milliarden
Euro. Hier muss die zuständige
Ministerin widersprechen.

Zum Schluss möchte ich noch
einen wichtigen Punkt anspre-
chen. Große Sorgen bereiten mir
die rechtsradikalen Tendenzen
und die nationalen Entwicklun-
gen in einigen Mitgliedstaaten.
Mit einer perfiden Ausländer-
feindlichkeit wird Stimmung ge-
macht und dem rechten Rand der
Boden bereitet. Das dürfen wir
nicht unwidersprochen hinneh-
men. Das dürfen wir nicht zulas-
sen. Diese Entwicklung schadet
der europäischen Idee, dem ge-
meinschaftlichen Zusammenhalt
und nicht zuletzt der Wirtschaft.
Sie ist Gift für ein friedliches Mit-
einander der Menschen in Europa.
Deshalb muss die künftige euro-
päische Wirtschaftspolitik Per-
spektiven und Teilhabe für alle be-
reithalten bzw. schaffen. Lassen
Sie uns gemeinsam daran arbei-
ten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Die ist eine gekürzte Version der De-
batte. Außerdem sprachen: Alexander
Ulrich (Die Linke), Matern von Mar-
schall (CDU/CSU), Annalena Baer-
bock (Bündnis 90/Die Grünen), Joa-
chim Poß (SPD), Maik Beermann
(CDU/CSU) und Philipp Mißfelder
(CDU/CSU).

Eine erfolgreiche
Umsetzung der
Energiewende
in Deutschland

ist auch für
Europa wichtig.
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Debatte zur Digitalen Agenda / 60. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 16. Oktober 2014

Alexander Dobrindt, CDU/CSU, Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur:

Das Land hat die Chance auf
ein digitales Wirtschaftswunder

Alexander Dobrindt (*1970)
Bundesminister

Wir haben uns bei den
Diskussionen der ver-
gangenen Wochen und

Monate über die Digitale Agenda
der Bundesregierung von einem
zentralen Leitgedanken führen las-
sen: Wir wollen die Stärken der
sozialen Marktwirtschaft nutzen,
um die digitale Revolution zu ge-
stalten. Deutschland hat eine
Chance auf ein digitales Wirt-
schaftswunder. Das muss der Auf-
trag sein, den wir hier erledigen.

Wenn man die Entwicklungen
der letzten Monate beobachtet,
dann wird eines sehr offensicht-
lich: Wir stehen nicht am Anfang
einer digitalen Revolution, wie
viele immer wieder berichten,
sondern wir stecken mittendrin in
einem digitalen Wandel. Das kann
man daran feststellen, dass sich
die Anzahl der Patente im Bereich
der -digitalen Technologien seit
der Jahrtausendwende verdoppelt
hat, dass der Digitalisierungsanteil
über alle Wirtschaftsbereiche hin-
weg um 25 Prozent gestiegen ist
und dass die weltweite digitale
Datenmenge in den letzten Jahren
regelrecht explodiert ist; sie ist seit
2005 um das 70-Fache gestiegen.

Die Prognosen besagen, dass
wir bis 2020 eine weitere Verzehn-
fachung und dann jedes Jahr
wahrscheinlich eine Verdoppelung
dieser Datenmengen erleben wer-
den. Kurz gesagt, die Digitalisie-
rung hat die Welt – vor allem aber
das Leben eines jeden Einzelnen –
in nur ganz wenigen Jahren tief-
greifend verändert. Deswegen dis-
kutieren wir auch ganz neue Phä-
nomene in diesem Bereich. Ich sa-
ge, dass die Frage der Teilhabe an
der digitalen Welt bei dieser dra-
matischen Veränderung unserer
Gesellschaft natürlich eine Frage
der Gerechtigkeit geworden ist.
Weiter sage ich klar, dass digitale

Standortfaktoren mittlerweile ge-
nauso entscheidend für Wachstum
und Wohlstand sind wie Rohstof-
fe, Energieversorgung und Fach-
kräfte. Diese digitale Revolution
hat einen gesellschaftlichen Wan-
del ausgelöst, der vielleicht mit
der Erfindung des Verbrennungs-
motors oder der des PC vergleich-
bar ist. Diesen Wandel müssen wir
nutzen. Wir wollen ihn gestalten.
Auch wollen wir Deutschland an
eine internationale Spitzenpositi-
on heranführen. Im digitalen Zeit-
alter kann das nur die größte poli-
tische Herausforderung bedeuten,
der wir uns aktiv als Politik – ge-
meinsam mit Wirtschaft und Wis-
senschaft – komplett neu stellen
müssen. Die gesellschaftliche Än-
derung braucht die politische Be-
gleitung.

Diesem Auftrag haben wir in
der Bundesregierung höchste Prio-
rität eingeräumt. Drei Ressorts set-
zen sich intensiv mit dem Thema
der digitalen Revolution aus-ei-
nander. Der Bundesminister für
Wirtschaft, der Bundesminister
des Innern und der Bundesver-
kehrsminister erarbeiten gemein-
sam die Digitale Agenda. Ich
möchte an dieser Stelle auch ein-
mal einen ganz herzlichen Dank
aussprechen. Sehr geehrter Herr
Gabriel, wir haben gemeinsam
mit Innenminister Thomas de
Maizère die digitalen Phänomene
und Chancen intensiv miteinan-
der diskutiert und das Projekt der
Digitalen Agenda gemeinsam be-
gleitet. Ich kann, wenn ich sehe,
wie diese drei Ressorts das in einer
erstklassigen, harmonischen und
auch inhaltsstarken Weise umge-
setzt haben, nur sagen: In dieser
Bundesregierung gibt es ein bei-
spielhaftes Vorgehen und Zusam-
menarbeiten.

Wir sind gemeinsam der Mei-
nung, dass wir in der digitalen
Welt an der Spitze stehen müssen,
wenn wir Wachstum und Wohl-
stand in Deutschland weiterentwi-
ckeln wollen. Deswegen gibt es
drei ganz klare Aufgaben, die auch
in der Digitalen Agenda beschrie-
ben sind: Erstens. Wir brauchen
mehr soziale Marktwirtschaft in
der digitalen Ökonomie. Zwei-
tens. Wir müssen Big Data als
Chance begreifen. Drittens. Wir
brauchen den flächendeckenden
Zugang zu schnellen Breitband-
technologien. Nur wer bereit ist,
diese drei Herausforderungen po-

sitiv zu begleiten und Entschei-
dungen zu treffen, hat eine Chan-
ce, dass der Wohlstand, den wir
wollen, digital mitbestimmt ist
und in Deutschland einkehrt.

Die soziale Marktwirtschaft in
einer digitalen Welt zu definieren,
ist keine ganz leichte Herausforde-
rung. Die Digitalisierung hat näm-
lich mächtige globalisierte Kon-
zerne entstehen lassen, von denen
übrigens keiner aus Deutschland,
nicht einmal aus Europa kommt.
Die Treiber dieser Entwicklung
sind vielleicht in Kalifornien oder
China zu finden. Manche spre-
chen auch schon davon, wir hät-
ten es vielleicht eher mit Mono-
polen als mit globalisierten Kon-
zernen zu tun. Man darf die Er-
kenntnis darüber, dass es sich um
große, einflussreiche, globalisierte
Konzerne handelt, nicht überhö-
hen, aber klar ist, dass es sich um
eine handfeste Herausforderung
für die Balance in unserer sozialen
Marktwirtschaft handelt. Jeder, der
heute erkennt, dass es einzelne
Konzerne sind, die die Weiterent-
wicklung des Digitalen vorantrei-
ben, weiß, dass ein Stück Wettbe-
werb in diesen Systemen mögli-
cherweise fehlt. Deswegen ist das
für mich eine klare Frage der Ord-
nungspolitik. Wir haben die Auf-
gabe, den Wettbewerb im Digita-
len zu beleben. Wir haben die
Aufgabe, den Wettbewerb zu orga-
nisieren, das Antimonopol zu
stärken und selber digitales Leis-
tungszentrum zu werden. Die so-
ziale Marktwirtschaft stärker in
das Digitale hineinbringen und
den Wettbewerb fördern, das muss
Aufgabe dieser Bundesregierung
sein.

Das gilt übrigens auch im Be-
reich der Sharing Economy. In
Diskussionen – auch heute wieder
nachlesbar – sprechen Ökonomen
wie Jeremy Rifkin von einer Ablö-
sung der marktwirtschaftlichen
Gesellschaft durch eine Ökono-
mie des Teilens. Dazu sage ich:
Diese Diagnose mag vielleicht
stichhaltig sein, aber die Schluss-
folgerung, die daraus gezogen
worden ist, ist falsch. Die Trend-
wende vom Eigentum zur Nut-
zung ist nicht der Sargnagel der
klassischen Marktwirtschaft, son-
dern sie ist die Chance für neue
Geschäftsmodelle, neue Märkte,
mehr Wettbewerb und mehr Wert-
schöpfung. Das kann man im Be-
sonderen im Bereich der Mobilität

sehr genau sehen. In einer aktuel-
len Studie von Roland Berger wird
im Bereich Shared Mobility ein
Wachstum von jährlich bis zu 35
Prozent vorausgesagt. Deswegen
ist klar: Auch in der Sharing Eco-
nomy müssen Angebot und Nach-
frage zusammengebracht, Techno-
logien und Mobilitätsangebote
bereitgestellt sowie Sicherheit ge-
währleistet werden. Deswegen ist
Sharing Economy folglich nicht
das Ende der klassischen Markt-
wirtschaft, wie es beschrieben
wird, nein, es ist eher der Beginn
einer neuen sozialen digitalen
Marktwirtschaft. Die gilt es, ge-
meinsam mit denen zu gestalten,
die heute bereit sind, Sharing Eco-
nomy zur Verfügung zu stellen.

Wir bekennen uns in der Digita-
len Agenda sehr klar zur Förde-
rung jungen Unternehmertums,
zu neuen Ideen und zu einem
Ausbau des Gründungsgesche-
hens. Die Finanzierungsbedingun-
gen für Start-ups in der Wachs-
tumsphase zu ge-
stalten, ist eines
der Aufgabenfel-
der, die es zu bear-
beiten gilt, wenn
man die neue so-
ziale digitale
Marktwirtschaft
fördern will. Denn
die Monopole
sind eine Heraus-
forderung für die
soziale Marktwirtschaft. Wir wol-
len eine wettbewerbliche Konkur-
renzsituation auch für die nächs-
ten und übernächsten Entwicklun-
gen erhalten.

Wir haben die Rahmenbedin-
gungen des Wettbewerbs in der
Digitalen Agenda eindeutig be-
schrieben. Wir wollen, dass Big
Data die neue Wertschöpfungsket-
te nicht nur unterstützt, sondern
auch als Grundlage zur Verfügung
steht. Big Data ist der Rohstoff des
21. Jahrhunderts. Die Digitalisie-
rung ist die Veredelung dieses
Rohstoffes. Die digitale Mobilität
und die Vernetzung stehen im un-
mittelbaren Zusammenhang mit
dem Wachstum an Daten, das
über Mobilität generiert wird. Wer
heute Big Data als Angstkulisse
beschreibt, wer heute Big Data
zum Angstwort macht, der hat
nicht verstanden, dass zukünftig
jedes Produkt 50 Prozent seines
Wertes aus dem Datenanteil, aus
der Digitalisierung erhalten wird.
Deswegen müssen wir dafür sor-
gen, dass wir an der digitalen
Wertschöpfung der Zukunft teilha-
ben. Wir dürfen uns nicht aus
Angst davor der Ressource „digita-
le Daten“ verschließen. Wir sind
Vorreiter bei der Mobilität 4.0.
Wir haben einen Runden Tisch
„Automatisiertes Fahren“ ins Le-

ben gerufen. Die meisten Daten,
die in den nächsten Jahren erzeugt
werden, werden in irgendeiner Art
und Weise mit der Mobilität in
Zusammenhang stehen. Wir pla-
nen ein digitales Testfeld Auto-
bahn. Wir wollen sowohl die tech-
nischen als auch die rechtlichen
Rahmenbedingungen für automa-
tisiertes Fahren mit entwickeln.
Wir sind dabei, den Grundstein
dafür zu legen, damit diese Daten-
flut, dieser Datentsunami, der auf
uns zukommt, auch verarbeitet
und transportiert werden kann.
Maschinen müssen in die Lage
versetzt werden, untereinander zu
kommunizieren, und zwar so,
dass zu jedem Zeitpunkt der
schnellstmögliche Austausch von
Daten stattfinden kann. Dazu
brauchen wir überall in Deutsch-
land moderne Breitbandtechnolo-
gien. McKinsey hat in einer Studie
sehr deutlich unterstrichen, dass
die Datenströme auch ein wesent-
licher Teil der zukünftigen Wohl-

standsentwicklung
sind. Es gibt diesen
engen Zusammen-
hang zwischen Infra-
struktur, Mobilität
und Wohlstand. Des-
wegen haben wir uns
zum Ziel gesetzt, bis
2018 in ganz
Deutschland eine
Versorgung mit einer
Datenrate von min-

destens 50 Mbit zur Verfügung zu
stellen.

Wir haben die Voraussetzungen
dafür geschaffen, dass bei der Fre-
quenzvergabe im nächsten Jahr
die nötigen finanziellen Mittel zur
Verfügung gestellt werden, um den
Breitbandausbau zu unterstützen.
Ich habe mit der Netzallianz Digi-
tales Deutschland, in der die Un-
ternehmen, die investitionswillig
sind, zusammengeschlossen sind,
in der letzten Woche eine Verein-
barung getroffen, dass die privat-
wirtschaftlichen Unternehmen al-
lein im nächsten Jahr 8 Milliarden
Euro in die Hand nehmen wer-
den, um den digitalen Ausbau in
Deutschland zu fördern. Das ist
ein Gemeinschaftsprojekt zwi-
schen Wirtschaft und Politik. Wir
brauchen in jedem Ort – überall;
nicht nur in den Metropolen, son-
dern in allen Regionen – die
schnellen Breitbandverbindungen.
Das wird mit einer großen Kraft-
anstrengung der Wirtschaft und
durch die Unterstützung der Poli-
tik mit den nötigen Fördermitteln
gelingen. Wir sind auf jeden Fall
vorbereitet, damit Deutschland
den Sprung in die digitale Welt
schafft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Wir brauchen
in jedem
Ort die

schnellen
Breitbandver-

bindungen.
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Halina Wawzyniak, DIE LINKE:

Keine Antworten auf die
großen Herausforderungen

Halina Wawzyniak (*1973)
Landesliste Berlin

Die Bundesregierung hat
also eine Digitale Agen-
da vorgelegt, über die

wir hier reden sollen. „Agenda“
bedeutet: Dinge, die zu tun sind.
Da hat also nun die Bundesregie-
rung auf knapp 40 Seiten Dinge
aufgeschrieben, die zu tun sind.
Wow, was für eine Leistung!

Die Grünen weisen in ihrem
Antrag zu Recht darauf hin, dass
wir in der vergangenen Legislatur-
periode eine Enquete „Internet
und digitale Gesellschaft“ hatten,
die über 100 konkrete Handlungs-

empfehlungen erarbeitet hat. Jetzt
muss man Sie natürlich fragen:
Haben Sie sie nicht gelesen, hal-
ten Sie sich für schlauer, oder wa-
rum schreiben Sie nun, nachdem
die Enquete schon aufgeschrieben
hat, was zu tun ist, noch einmal
auf, was zu tun ist? Das, was Sie
vorgelegt haben, ist folgenlose An-
kündigungspolitik.

Ich hätte jetzt erwartet, dass Sie
sich die Handlungsempfehlungen
der Enquete einfach mal anschau-
en und einen Fahrplan vorlegen,
was Sie wann wo umsetzen wol-
len, also nicht Dinge aufschrei-
ben, die zu tun sind, sondern ein-
fach tun.Antworten auf die He-
rausforderungen des 21. Jahrhun-
derts, die mit den Veränderungen
der Produktionsprozesse und der
Gesellschaft durch die Digitalisie-
rung einhergehen, geben Sie mit
dieser Digitalen Agenda nicht. Ich
mache das jetzt einfach mal kon-
kret. Kaum eine Woche vergeht, in
der nicht ein neuer Überwa-
chungsskandal bekannt wird. Es
ist richtig, sich mit dem Schutz
der Privatsphäre der Internetnut-
zerinnen und -nutzer auseinan-

derzusetzen. Gut ist, dass Sie laut
der Digitalen Agenda „einfach zu
nutzende Verschlüsselungsverfah-
ren … fördern“ und die „Wirt-
schaft … stärker in die Verantwor-
tung“ nehmen wollen. Aber:
Wann kommt die gesetzliche Ver-
pflichtung zur Ende-zu-Ende-Ver-
schlüsselung? Wann formulieren
Sie konkret und legen gesetzlich
fest, dass auf die anlasslose Vor-
ratsdatenspeicherung, die Online-
durchsuchung, die nichtindivi-
dualisierte Funkzellenabfrage und
die Quellen-TKÜ verzichtet wird?

Und wann streichen Sie den
nicht zu kontrollierenden Ge-
heimdiensten die Befugnisse nach
dem G-10-Gesetz? Die Formulie-
rungen in der Digitalen Agenda
zum Urheberrecht sind so
schwammig und allgemein – die
hätten Sie auch gleich weglassen
können. Wenn Sie in dem Bereich
wirklich etwas Sinnvolles tun wol-
len, dann legen Sie schnellstmög-
lich ein Aufhebungsgesetz zum
Leistungsschutzrecht für Pressever-
leger vor.

Sie wollen das Problem der Stö-
rerhaftung angehen. Das machen

Sie nur halb; denn Sie wollen die
Betreiber von WLAN-Netzen im
öffentlichen Bereich, und dort
auch nur gewerbliche Betreiber,
künftig nicht mehr für die Rechts-
verletzungen ihrer Kunden haften
lassen. Sie lösen das Problem nur
halb, denn für Private soll die Re-
gelung nicht gelten.
Das ist unverständ-
lich. Und auch hier:
keine Aussage,
wann ein solcher
Vorschlag vorgelegt
werden soll.

Außerdem wollen
Sie die Netzneutra-
lität gesetzlich fest-
schreiben. Das ist
gut; die Forderung
erheben wir schon lange. Gut ist,
dass Sie sie übernehmen. Schlecht
ist, dass Sie an diesem Punkt of-
fenbar machen, wie ernst Sie
selbst Ihre eigene Digitale Agenda
nehmen. Kürzlich veröffentlichte
die von Ihnen initiierte Netzalli-
anz ein Kursbuch für den weiteren
Ausbau des Breitbandinternets.
Ich zitiere daraus: Die Netzallianz
weist zudem darauf hin, dass die
Entwicklungsfähigkeit der Ge-
schäftsmodelle nachhaltig gesi-
chert werden muss, um weitere In-
vestitionen in den Netzausbau zu
ermöglichen. Hierbei kann die
Einführung von Qualitätsmerk-
malen bei der Datenübertragung
einen zusätzlichen Beitrag für die
Refinanzierbarkeit von Netzen

und damit auch deren Ausbau im
ländlichen Raum leisten.Sie nen-
nen Qualitätsklassen einfach
„Qualitätsmerkmale“ und hoffen,
dass keiner mitkriegt, dass Sie die
Netzneutralität opfern wollen, um
den Breitbandausbau zu finanzie-
ren. Das ist mit uns jedenfalls

nicht zu machen.
Ein letzter Punkt.

Sie sprechen das
Thema Arbeit, ge-
nauer: Erwerbsar-
beit, zwar an, aber
weder haben Sie
Antworten, noch
haben Sie irgendei-
nen Fahrplan, wie
das Thema bearbei-
tet werden soll.

Wann gibt es von Ihnen in Auftrag
gegebene Studien dazu, welche
Folgen die Digitalisierung der Ge-
sellschaft für Erwerbsarbeitsplätze
hat und welche Auswirkungen
dies auf die Solidarsysteme hat?
Das ist das Mindeste, was man
von einer Regierung erwarten
kann. Kurz und gut – ich komme
zum Schluss –: Die Digitale Agen-
da ist nur Papier. Gemessen wer-
den Sie an den Taten. Ich hoffe
sehr, dass dann mehr heraus-
kommt als das, was in dieser
Agenda steht. Notwendig wäre es,
und das schon viel zu lange.

(Beifall bei der LINKEN und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Sören Bartol, SPD

Digitalisierung
heißt Innovation

Sören Bartol (*1974)
Wahlkreis Marburg

Liebe Kollegin Wawzyniak,
wir können diese Debatte
so miesepetrig wie Sie füh-

ren, wir können an allem ein biss-
chen rummäkeln, wir können mit
hängenden Schultern den Beden-
kenträgern und Kritikern das Wort
reden, oder aber wir können hier
miteinander um die besten Ideen
ringen und uns vor allen Dingen
an die Umsetzung machen.

Die Menschen erwarten von uns

im Bundestag, dass wir die Dinge
nicht einfach laufen lassen. Ent-
sprechend hat diese Bundesregie-
rung die Digitale Agenda auf den
Weg gebracht. Diese Koalition hat
einen Ausschuss Digitale Agenda
etabliert. Das ist der Unterschied:
Wir handeln, und Sie lamentieren
immer nur.

Wer mit seinen Nachbarn über
den Alltag spricht, wird feststellen,
dass die Digitalisierung längst das
Leben bestimmt. Es wird gesurft,
gestreamt, gechattet, gemailt, al-
ternativ auch gerne getwittert oder
gebloggt.

Für viele steht die digitale Kom-
munikation für ein modernes Le-
bensgefühl. Gleichzeitig treffe ich
aber auch andere, die skeptisch
sind, die die digitale Welt ableh-
nen. Sie fühlen sich überfordert,
beobachtet, ausgeforscht und ma-
nipuliert. Das Smartphone steht
für sie für permanente Verfügbar-
keit und Kontrolle. Alle sind sich
jedoch einig: Der Megatrend der
Digitalisierung ist offensichtlich

nicht mehr aufzuhalten.
Der Beschluss der Digitalen

Agenda am 20. August durch die
Bundesregierung zeigt: SPD, CDU
und CSU wollen
die Digitalisierung
aktiv gestalten. Die
Netzpolitik ist in-
zwischen moderne
Gesellschaftspoli-
tik. Wir erleben
den größten Um-
bau unserer Gesell-
schaft seit der in-
dustriellen Revolu-
tion.

Damals wie heute stellen sich
die gleichen Fragen: Wie entste-
hen neue, innovative Ideen für
neue Produkte? Wie entwickelt
sich das Verhältnis von Leben und
Arbeit? Wie sichern wir gute Aus-
bildung und Aufstiegschancen für
alle? Wie erreichen wir eine gute
Infrastruktur und eine schnelle
Kommunikation? Und wie schaf-
fen wir für die Bürgerinnen und
Bürger die notwendige Sicherheit

der eigenen Person?
Die Digitalisierung ist eine gro-

ße Chance für Deutschland. Wir
brauchen deswegen keine Angst-
debatte der verschränkten Arme.
Die Digitalisierung kann dazu bei-
tragen, dass Familie und Beruf
sich besser miteinander vereinba-
ren lassen. So hilft zum Beispiel
das Internet dabei, dass immer
mehr Leute von zu Hause aus ar-
beiten können und zum Arbeiten
nicht unbedingt an einen anderen

Ort wechseln müs-
sen. Die Digitalisie-
rung kann dafür
sorgen, dass harte
körperliche Arbeit
erleichtert wird, und
sie kann mithelfen,
dass die Industrie
und der Mittelstand
in Deutschland in
einer globalen Wirt-
schaft weiterhin er-

folgreich mitspielen können.
Das Internet muss dabei ein

Freiraum für alle bleiben. Es darf
keine Nutzer erster und zweiter
Klasse geben. Wir werden daher
auch darauf achten, dass wir die
Netzneutralität gesetzlich fest-
schreiben. Dabei werden wir ein
ausgewogenes Verhältnis zwischen
der Absicherung eines freien und
offenen Netzes für alle und der
Förderung von Innovation und In-

vestition erreichen. Gleichzeitig
brauchen die Betreiber von
WLAN-Netzen Rechtssicherheit.
Dabei sollten wir nicht nur für die
gewerbliche, sondern auch für pri-
vate Anbieter wie Schulen oder
Wohngemeinschaften eine gute
Lösung finden.

Digitalisierung heißt Innovati-
on. Sie schafft Wachstum und Be-
schäftigung. Dafür müssen wir ei-
nen neuen Gründergeist in
Deutschland wecken und junge
Unternehmen mit dem notwendi-
gen Kapital ausstatten.

Die Digitalisierung wird die In-
dustrie und den Mittelstand in
Deutschland verändern. Die Ar-
beitsplätze werden komplexer und
anspruchsvoller. Digitale Techno-
logien werden immer weiter Ein-
zug halten. Gute Bildung und
Ausbildung sind daher die Trieb-
feder einer erfolgreichen Digitali-
sierung Deutschlands. Hier sind
in der Schulpolitik insbesondere
die Länder gefragt. Sie sollten den
Vorschlag von Bundeswirtschafts-
minister Gabriel aufgreifen: Das
Erlernen einer Programmierspra-
che muss neben dem Erlernen der
klassischen Fremdsprachen zu ei-
nem Pflichtfach in der Schule wer-
den.
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Fortsetzung auf nächster Seite

Wir erleben den
größten Umbau

unserer
Gesellschaft seit
der industriellen

Revolution.

Die Digitale
Agenda ist nur

Papier.
Gemessen

werden Sie an
den Taten.
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Alle klugen Ideen der Digitali-
sierung unserer Gesellschaft wer-
den wir allerdings nicht umsetzen
können, wenn wir am Ende auf
der Datenautobahn im Stau ste-
cken bleiben. Unser Ziel ist des-
halb ein schnelles Internet für alle.
Wir müssen die digitale Spaltung
zwischen Stadt und Land been-
den. Bis 2018 werden wir in ganz
Deutschland flächendeckend In-
ternet mit Geschwindigkeiten von

mindestens 50 Megabit pro Se-
kunde ausbauen. Dafür wollen
wir zusätzliche private wie auch
-öffentliche Investitionen für den
Breitbandausbau mobilisieren.

Seit den Enthüllungen von
Snowden ist endgültig klar: Frei-
heit und Wohlstand in einer digi-
talen Welt funktionieren nicht oh-
ne den Schutz vor der Ausspähung
privater Daten durch ausländische
Geheimdienste oder vor Miss-

brauch durch Konzerne.
Genauso müssen wir unsere

Unternehmen vor zunehmender
Wirtschaftsspionage schützen.
Hier wird, denke ich, das IT-Si-
cherheitsgesetz des Bundesinnen-
ministers Lösungen bringen. Ich
erwarte von der Bundesregierung,
dass sie sich auch bei den Ver-
handlungen über die EU-Daten-
schutz-Grundverordnung für ein
hohes Sicherheitsniveau für priva-

te Nutzerinnen und Nutzer
einsetzt.Liebe Kolleginnen und
Kollegen, die Digitale Agenda der
Bundesregierung ist ein Maßnah-
menplan für die kommenden Jah-
re. Dieser Plan wird jetzt vom Par-
lament Schritt für Schritt abgear-
beitet. Es liegt in unseren Händen,
ob wir dabei ängstlich nur die Ri-
siken der Digitalisierung betonen
oder ob wir sie gemeinsam opti-
mistisch als Chance begreifen. Ich

lade alle Kolleginnen und Kolle-
gen im Bundestag, aber auch alle
in der Zivilgesellschaft, in den Un-
ternehmen und in den Verbänden
ein, diese Debatte positiv und vor
allen Dingen mit Zuversicht zu
begleiten. Ich glaube, dann wird
uns als Deutschem Bundestag am
Ende etwas Gutes und Positives
gelingen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Konstantin von Notz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sie liefern hier ein
extrem dünnes Brett ab

Konstantin von Notz (*1971)
Landesliste Schleswig Holstein

Warum reden wir hier
heute überhaupt über
diesen kurzfristig auf

die Tagesordnung gesetzten Be-
richt der Bundesregierung zur Di-
gitalen Agenda, und warum beäu-
gen sich gleich mehrere Minister
kritisch und misstrauisch auf der
Regierungsbank? Richtig, es ist
wieder IT-Gipfelzeit.

Sehnsüchtig warten die Men-
schen, aber auch die Wirtschaft in
diesem Land auf einen digitalen
Aufbruch, und die Erwartungen
waren hoch. Vor dem Hinter-
grund, dass wir hier, in diesem
Hohen Haus, seit Jahren diese
Themen diskutieren, und ange-
sichts des Niveaus der 400 Hand-
lungsempfehlungen der Enquete,
von denen Sie keine einzige um-
setzen, ist das, was Sie hier heute
abzufeiern versuchen, hochnot-
peinlich. Ihre Agenda bleibt sogar
weit hinter Ihrem eigenen -Koaliti-
onsvertrag zurück, Thomas Jar-
zombek, sie verharrt im Nebulö-
sen: Irgendetwas Konkretes? Fehl-
anzeige. Finanzierung der wohl-
klingenden Absichtserklärungen?
Fehlanzeige. Versprochene Beteili-
gung von Parlament, Ausschuss
Digitale Agenda und Zivilgesell-
schaft? Fehlanzeige.

Nur drei Beispiele dafür: Ers-
tens. Sie, Herr Gabriel, wollen
Deutschland zum digitalen Wirt-
schaftsland Nummer eins ma-
chen. Das klingt ja großartig; aber
Sie kriegen es noch nicht einmal

hin, Rechtssicherheit für WLAN-
Betreiber herzustellen. Gleichzei-
tig bedroht Ihr Kleinanleger-
schutzgesetz die Crowdfunding-
und Start-up-Szene in Deutsch-
land massiv. So wird das nichts.

Zweitens. Herr de Maizière will
Deutschland zum Verschlüsse-
lungsland Nummer eins machen,
aber er will weiterhin keine durch-
gehende Ende-zu-Ende-Verschlüs-
selung. Er will IT-Sicherheit stär-
ken, hält aber an der Vorratsdaten-
speicherung und dem Bundestro-
janer fest. Das ist widersprüchlich.
Das ist kontraproduktiv.

Drittens. Herr Dobrindt, Sie
wollen den Breitbandausbau nun
endlich voranbringen – sehr origi-
nell –, Sie wollen ihn aber nicht
finanzieren. Die digitale Spaltung
zwischen Stadt und Land wird
von Jahr zu Jahr schlimmer, gera-
de bei Ihnen, in Nordbayern. Aber
Sie legen hier nur unfinanzierte
Zielmarken vor, die in der nächs-
ten Wahlperiode, im Jahr 2018,
liegen. Das ist lächerlich.

Das sind Offenbarungseide in
Ihren Zuständigkeitsbereichen.
Das ist kein Aufbruch. Das ist
Stillstand. Diese Unzulänglichkei-
ten sind Ihnen ja total bewusst.
Deswegen sprechen Sie, wie der
Kollege Bartol gerade, von einem
Maßnahmenplan oder einem
Hausaufgabenheft. Wenn das ein
Hausaufgabenheft ist, dann ist das
ein schludriges, unergiebiges und
schlecht geführtes. Fakt ist doch:
Niemand ist mit Ihrer Digitalen
Agenda zufrieden. Alle sind ent-
täuscht: von den netzpolitischen
Sprechern ihrer eigenen Fraktio-
nen über die Verbraucherschutz-
verbände bis hin zur Wirtschaft.

Sie können dreierlei nicht ver-
decken:Sie wissen erstens immer
noch nicht, was die Digitalisie-
rung für unsere Gesellschaft ei-
gentlich bedeutet, und vor allen
Dingen wissen Sie nicht, wie man
diesen Umbruchprozess als Ge-
setzgeber gestaltet. Zweitens. Sie
haben die Kompetenzstreitigkei-
ten und Konkurrenzen zwischen

Ihren Ministerien nicht entschärft;
Sie haben sie verschärft. Viele Kö-
che verderben eben den Brei, auch
in der Netzpolitik. Die Krönung
ist, dass Sie hier heute die Zustän-
digkeit des Ausschusses Digitale
Agenda streitig stellen. Das ist
wirklich eine Farce. Unfassbar!
Drittens. Anderthalb Jahre nach
den Enthüllungen von Edward
Snowden steht dazu kein Wort in
Ihrer Digitalen Agenda, kein Wort
über die Bürgerrechte und den
Datenschutz in der digitalen Welt.
Wer soll Sie damit ernst nehmen?
Das ist im Jahr 2014 zu wenig.
Das ist viel zu wenig für die viert-
größte Wirtschaftsnation der Welt,
für einen zentralen gesellschaftli-
chen Politikbereich und für den
Grundrechtsschutz in der digita-
len Welt. Das ist keine Angstde-
batte, sondern das ist die Realität.
Snowden ist die Realität. Wer die-
se Vertrauenskrise der Menschen
ignoriert, ist im digitalen Phanta-
sialand unterwegs, Herr Gabriel.

Wenn Sie mal etwas mit Sub-
stanz im digitalen Bereich, in der
Netzpolitik lesen wollen, empfeh-
le ich Ihnen die Regierungserklä-
rung von Winfried Kretschmann
aus dieser Woche. Er hat die Di-
mension der digitalen Revolution
verstanden. Sie liefern hier ein ex-
trem dünnes Brett ab. Ich sage Ih-
nen: Diese Bundesregierung geht
für die billigen Punkte. Vizekanz-
ler Gabriel forderte eine Woche
vor der Europawahl die Zerschla-
gung von Google. Na, das ist mal
eine originelle Nummer. Nach der
Europawahl treffen Sie sich auf
Augenhöhe mit den Google-Ma-
nagern zu PR-trächtigen Diskus-si-
onsabenden. Na, vielen Dank! Re-
gulierung, Gesetzgebung, Verbrau-
cherschutz, nach Jahren und Jahr-
zehnten endlich ein angemessener
Datenschutz, die Aufkündigung
von Safe Harbor – alles Fehlanzei-
ge. Diese Große Koalition ist digi-
tal so klein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Thomas Jarzombek, CDU/CSU:

Wir müssen auf den
Wandel reagieren

Thomas Jarzombek (*1973)
Wahlkreis Düsseldorf l

Eine ganze Reihe von uns
waren dabei, als vor einigen
Monaten der Historiker

Professor Osterhammel einen Vor-
trag darüber gehalten hat, welche
Veränderungen vor 250 Jahren
stattgefunden haben. Damals wa-
ren China und In-
dien in der Textilin-
dustrie weltweit
führend, und
Europa war hoff-
nungslos hinten-
dran. Dann kamen
einige ganz zentra-
le Innovationen. Es
waren Innovatio-
nen in den Prozes-
sen, die Erfindung
der Dampfmaschine und das Ko-
lonialisierungssystem. Diese ha-
ben dazu geführt, dass in einem
für damalige Verhältnisse disrupti-
ven Wandel die so glorreichen
Textilindustrien in China und In-
dien am Ende vollständig zerstört
wurden und Europa eine Füh-
rungsrolle eingenommen hat.

Ich erzähle Ihnen das deshalb,
weil sich das, was vor 250 Jahren
passiert ist, heute wiederholt. Die
Frage ist, wo wir als Deutschland
und als Europa dabei sind. Der
Economist hat gerade eine Studie
publiziert, der zufolge 47 Prozent
unserer Arbeitsplätze in den
nächsten 20 Jahren durch den di-
gitalen Wandel massiv umgewälzt
werden. Darauf müssen wir rea-
gieren. Da kann man Angst be-

kommen. Kollegen haben mir ge-
sagt: Ihr müsst den Unternehmen
die Angst nehmen. – Aber wir
werden denen die Angst nicht
nehmen können. Angst ist nichts
Schlechtes, Angst ist gut. Denn
Angst ist ein Treiber für Verände-
rungen. Wer sich nicht bewegt,
den wird es in zehn Jahren nicht
mehr geben. Wer heute in einem
Industrieunternehmen ist und den
digitalen Wandel nicht aktiv ge-
staltet, sondern meint, er könne
das einfach aussitzen, den wird es
in zehn Jahren nicht mehr geben.
Das ist die zentrale Aussage, die
wir immer und immer wieder
kommunizieren müssen.

Deshalb bin ich der Bundes-
kanzlerin sehr dankbar, dass sie
dieses Thema seit Monaten immer
wieder prominent in den Raum
stellt, dass sie immer wieder sagt:

Der digitale Wandel
ist die zentrale He-
rausforderung. –
Heute Morgen hat
sie gesagt, dass diese
Debatte außeror-
dentlich wichtig ist
und dass das ein
ganz zentrales
Handlungsfeld ist. –
Ich würde mir wün-
schen bzw. ich ver-

binde damit die Hoffnung, dass
auch der Bundeswirtschaftsminis-
ter dieses Thema noch stärker
nach vorne treiben wird. Ich freue
mich, Herr Gabriel, dass Sie in
dieser Debatte anwesend sind. Das
ist ein gutes und starkes Signal.
Ich war am Dienstag dabei, als Sie
mit Eric Schmidt geredet haben
und es auch darum ging, dass vor
15 Jahren – ich glaube, das ist ein
sehr gutes und richtiges Argument
– unsere Industrie schlechtgeredet
wurde, dass man sagte, das habe
keine Zukunft mehr, und dass es
allen Unkenrufen zum Trotz rich-
tig war, an der Industrie festzuhal-
ten. Aber man darf der Industrie
jetzt nicht signalisieren: Auch in
den nächsten 15 Jahren wird es
einfach so weitergehen, ihr
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braucht euch nicht zu wandeln. –
Das hielte ich für gefährlich. Des-
halb wünsche ich mir, dass wir der
Industrie ganz klar sagen: Ihr
müsst loslaufen.

Wir müssen, wenn es Kritik an
Google gibt – die ja in einer gan-
zen Reihe von Fällen auch berech-
tigt ist; das Thema Kartellrecht
zum Beispiel ver-
folgt die Europäi-
sche Union genau
–, höllisch aufpas-
sen, dass aus Kritik
an Google keine
Kritik, keine Ver-
weigerung des digi-
talen Wandels
wird. Damit wür-
den wir nur einem
schaden: uns selbst.

Herr Bundeswirtschaftsminister,
Sie haben zu Recht über die Facto-
ry gesprochen – das ist eine tolle
Einrichtung hier in Berlin, ein
Leuchtturm der Gründungsinten-
sität –, Sie haben zu Recht darüber
gesprochen, dass jetzt auch die
Wirtschaft dran ist: dass die DAX-
Unternehmen in Start-ups inves-
tieren müssen. Aber wir dürfen
nicht nur darüber reden, wir brau-
chen jetzt auch eine konkrete
Agenda dafür, wie das passieren
soll. Wir müssen auch darüber
nachdenken: Wie groß sollte der
Anteil des Staates sein – wie auch
der Unternehmen –, zu dem bei
Start-ups eingekauft wird? In
Frankreich diskutiert man über ei-
ne Quote: dass der Staat mindes-
tens 2 Prozent seiner Einkaufsleis-
tungen bei Start-ups bezieht. Das
ist vielleicht sehr statisch; aber ich
glaube, es ist sehr
wichtig, dass wir
hier konkret wer-
den.

Und ich würde
mir wünschen, dass
wir die Gründer
auch stärker ins
Schaufenster stel-
len. Herr Gabriel,
Sie haben Eric
Schmidt eingela-
den in Ihre Veranstaltung „Wirt-
schaft für morgen“. Ich finde, es ist
eine exzellente Idee, eine Veran-
staltungsreihe „Wirtschaft für
morgen“ durchzuführen. Aber
wenn Sie über digitale Wirtschaft
sprechen, warum laden Sie als Ers-
ten Eric Schmidt ein? Warum la-
den Sie nicht Malte Siewert, Kolja
Hebenstreit oder Ijad Madisch
ein?

Um einmal drei Gründer zu
nennen, die von Deutschland aus
globale Unternehmen aufgebaut
haben, von Düsseldorf und Berlin
aus.

Ich glaube, in diesem Zusam-
menhang – Sie haben eine Initia-
tive genannt: die Factory – ist auch
wichtig, was Simon Schäfer, ein
guter Netzwerker in dem Bereich,
sagt: Wir brauchen in der Europäi-
schen Union nicht nur eine Defi-

nition, was kleine und mittelstän-
dische Unternehmen sind, wir
brauchen auch eine Definition,
was Start-ups sind. Wir müssen
denjenigen, die hier innovative
Firmen aufbauen, Erleichterungen
geben, insbesondere was die Büro-
kratie betrifft.

Ein ganz wichtiges Thema ist
auch: Wie ist eigent-
lich unsere Kultur
im Umgang mit
den Veränderungen,
die da kommen? Da
komme ich auf das
Thema Datenschutz
zu sprechen. Ich
glaube, dass Daten-
schutz eine zentrale
Herausforderung ist
für die Gründung

neuer Unternehmen, aber auch
für die Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer bestehenden.

Ich nenne Ihnen mal ein ganz
konkretes Beispiel: Mit Google
war bei der „Wirtschaft für mor-
gen“ zuletzt ein Unternehmen zu
Gast, das an vielen Technologien
für das selbstfahrende Auto arbei-
tet. Sie wissen, welche Bedeutung
die Automobilwirtschaft für
Deutschland hat. Sie wissen auch,
dass in zehn Jahren das selbstfah-
rende Auto das zentrale Wettbe-
werbsmittel sein wird.
Jetzt nehmen die meisten Szena-
rien an, dass dieses selbstfahrende
Auto in zehn Jahren noch nicht
wird fahren können, sondern dass
der Fahrer an bestimmten Stellen
wird übernehmen müssen. Dann
muss das Auto aber wissen: Was
macht denn der Fahrer? Ist der

Fahrer aktiv und
wachsam, oder
schaut er aus dem
Fenster, liest ein
Buch oder schläft
sogar? Das lässt sich
bei den bisherigen
Fahrzeugen einfach
herausfinden, weil
der Fahrer ja lenkt
und schaltet und
bremst – beim

selbstfahrenden Auto tut er nichts
mehr davon; also brauchen Sie ei-
ne Kamera im Auto, mit der das
Auto feststellt: Ist der Fahrer ei-
gentlich wach oder schläft er?

Mit der Diskussion, die wir über
Datenschutz führen, schüren wir
ein Klima der Angst. Wenn eine
oberste Bundesbehörde als Werbe-
mittel kleine Aufkleber verteilt,
die man auf seine Handykamera
kleben soll, sind wir, glaube ich,
momentan nicht die Treiber des
richtigen kulturellen Wandels,
sondern haben hier eher ein Pro-
blem.

Deshalb ist es mir persönlich,
ist es uns als Union sehr wichtig,
dass wir mit der europäischen Da-
tenschutz-Grundverordnung ei-
nen Rahmen schaffen, der nicht
nur die berechtigten Datenschutz-
interessen der Bürger berücksich-

tigt, sondern auch die Innovati-
onsfähigkeit unserer Wirtschaft
nicht einengt; das ist wichtig.

Der Kollege von Notz hat sich
sehr darüber beschwert, dass die
Digitalpolitik in diesem Hause
nicht das nötige Gewicht hätte.

Wir haben es geschafft, einen
vollwertigen Ausschuss dazu ein-
zurichten. Die Bundeskanzlerin
hat den Schwerpunkt ihrer Haus-
haltsrede auf das Thema Digital-
politik gelegt. Und: Wir bewerben
uns mit Günther Oettinger für den

Posten des Digitalkommissars in
der Europäischen Union.

Die Bundeskanzlerin hat uns
klar gesagt: Gerade für die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen
Wirtschaft ist dieses Ressort für di-
gitale Wirtschaft in der Europäi-
schen Kommission das entschei-
dende.

Wenn Sie glauben, dass es bes-
ser wäre, die Digitalpolitik in
Europa von irgendwelchen Briten,
Spaniern oder sonst wem machen
zu lassen, dann haben Sie bei die-

sem Thema noch einiges aufzuho-
len.

Ich finde es gut, dass es die Di-
gitale Agenda gibt. Ich glaube, das
ist der Schritt in die richtige Rich-
tung. Wir werden noch sehr viel
zu arbeiten haben. Wir werden
noch sehr viele Innovationen se-
hen, und wir werden diese ge-
meinsam gestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wer sich
nicht bewegt,

den wird
es in zehn

Jahren nicht
mehr geben.

Herbert Behrens, DIE LINKE:

Eine wirkliche
Agenda sieht anders aus

Herbert Behrens (*1954)
Landesliste Niedersachsen

Blühende Landschaften in
der digitalen Welt von
morgen, schneller Internet-

zugang, Telemedizin, Automatisie-
rung der Produktion und kreative
Start-ups,

Deutschland in der Führungs-
rolle: Mit diesen Versprechen, mit
viel Pathos vorgetragen, versucht
die Bundesregierung, uns ihre Di-
gitale Agenda zu verkaufen. Eine
wirkliche Agenda sieht anders aus;
das hat meine Kollegin Wawzyni-
ak bereits dargestellt.

Die Digitalisierung wird das Le-
ben der Menschen stark verän-
dern; das ist inzwischen ein Allge-
meinplatz. Genau aus diesem
Grunde gibt es heute schon viele
Menschen, die sich an der Gestal-
tung der digitalen Gesellschaft ak-
tiv beteiligen und sich damit be-
schäftigen. Diese waren aber bei
der Formulierung der Digitalen
Agenda überhaupt nicht gefragt.
Stattdessen haben drei Ministerien
über Monate zusammengesessen,
um auf 40 Seiten zusammenzu-
schreiben, was in einer Großen
Koalition möglich ist. „Eine büro-
kratische Kopfgeburt“, wie es in
einem Kommentar hieß; dem
stimme ich zu.

Im internationalen Vergleich be-
findet sich Deutschland bei der
Versorgung mit schnellem Inter-
netzugang im Hintertreffen. Aktu-
ell haben weniger als 4 Prozent ei-

nen schnellen Glasfaseranschluss.
Dieser ist aber nötig, um in der
Zukunft nicht bei geringen Band-
breiten hängenzubleiben. 50 Me-
gabit sollen es bis 2018 flächende-
ckend sein. Das sind aber
Downloadgeschwindigkeiten. Das
heißt, Videos online ansehen und
jede andere Art von privatem Kon-
sum können wir
damit gut machen.
Aber Sie sprechen
in Ihrer Digitalen
Agenda selbst von
einer netzbasier-
ten, maßgeschnei-
derten Produktion,
von einer Industrie
4.0. Dafür brau-
chen wir aber
mehr Bandbreite,
viel mehr Brandbreite.

Diese Bandbreite werden Sie
mit Ihrem Energiemix aus opti-
mierten Kupferkabeln und neuen
Funkfrequenzen für mobiles Inter-
net stabil nicht erreichen. Eine
Netz-infrastruktur von morgen
braucht ein Glasfasernetz.

Finnland macht es vor: Bis 2015
sollen alle Finnen einen Zugang
zu einem Anschluss mit 100 Me-
gabit haben. Weitere Breitband-
vorbilder sind die anderen skandi-
navischen Länder, die EU-Länder
Osteuropas, aber auch Südkorea.
Diese Länder nehmen aber auch
das notwendige Geld in die Hand,
oder sie gehen innovative Wege,
indem Kommunen und Genos-
senschaften eigene Glasfasernetze
betreiben. Die Bundesregierung
dagegen setzt auf das alte neolibe-
rale Konzept, den Privatinvestoren
und Telekommunikationsunter-
nehmen den Breitbandausbau
schmackhaft zu machen. Ich sage
noch einmal: Die Breitbandversor-
gung ist eine öffentliche Infra-
strukturaufgabe.

Wer auf „marktgetriebenen Aus-
bau“ setzt – so steht es in Ihrem
Papier –, wer Rahmenbedingun-
gen durch „optimale Anreize für

den Ausbau durch den Markt“
schaffen will, der hat sich bereits
heute von seinem Ziel verabschie-
det, einen schnellen Internetzu-
gang für alle zu ermöglichen.

Was sind denn das für „optima-
le Anreize“? Sollen die Telekom-
munikationsunternehmen also
doch Spezialdienste mit höherer

Qualität zu höheren
Preisen anbieten
dürfen? Das ist das
Aus für Netzneutra-
lität. Dazu können
sich auch einmal
die Minister äußern.

Keine Ihrer Finan-
zierungsideen ist se-
riös. Eine Premium-
förderung Netzaus-
bau bieten Sie an;

Größenordnung: Fragezeichen.
Das digitale Antennenfernsehen
soll zwei Jahre früher umgestellt
werden und die frei werdenden
Frequenzen für mobiles Internet
genutzt werden; Ertrag: ungewiss.

Der Zeitplan ist heute schon
Makulatur. Sicher sind allerdings
die Kosten für die Bürger, die vor-
zeitig ihre alten Receiver durch
neue ersetzen müssen. Sicher sind
auch erhebliche Kosten für Kultur-
einrichtungen und beispielsweise
auch für Hochschulen sowie für
Leute, die für ihre Arbeit Drahtlos-
mikrofone brauchen.

Nachdem ihnen bereits 2010 die
800er-Frequenzen abhandenge-
kommen sind, steht nun der Ver-
lust der 700er-Frequenzen bevor.

Sehr geehrte Damen und Her-
ren von der Koalition, wenn die
digitale Infrastruktur nichts taugt,
dann können wir uns alle Zu-
kunftspläne abschminken – Sie
auch. Die Linke fordert deshalb
öffentliche Investitionen statt Pri-
vatisierung. Das ist solide und in-
novativ, das ist Politik für eine di-
gitale Gesellschaft.

(Beifall bei der LINKEN)
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Lars Klingbeil, SPD:

Digitale Spaltung
muss verhindert werden

Lars Klingbeil (*1978)
Landesliste Niedersachsen

Die Große Koalition hat in
ihrem Koalitionsvertrag
schon in der Präambel

auf das Thema der Digitalisierung
und die riesige Herausforderung
hingewiesen. Dort sind die drei
großen Herausforderungen der
Zukunft beschrieben: der demo-
grafische Wandel, die Frage der
Energiewende und die Digitalisie-
rung unserer Gesellschaft. Schon
früh wurde hier also festgelegt,
dass es eine der großen Aufgaben
ist, um die sich diese Koalition
kümmern will.

Wir alle wissen, dass die Digita-
lisierung einen enormen Wandel
für unsere Gesellschaft bedeutet
und alle gesellschaftlichen Berei-
che durchdringt. Wir reden über
andere Bildungspolitik, über an-
dere Verkehrspolitik, über Wirt-
schaftspolitik, über Arbeitsmarkt-
politik. Alle diese Bereiche verän-
dern sich durch die Digitalisie-
rung. Es geht dabei nicht um die
Frage, ob die Digitalisierung
schlecht oder gut ist, sondern es
geht um die Frage, wie wir sie po-
litisch gestalten. Das ist die große
Aufgabe. Ich bin der Bundesregie-
rung dankbar, dass sie mit der Di-
gitalen Agenda einen Entwurf vor-
gelegt hat, was in den nächsten
drei Jahren passieren wird, welche
Aufgaben wir gemeinsam angehen
wollen. Als Parlament werden wir
natürlich an vielen Stellen schau-
en, wie wir bei der Umsetzung
dieser Digitalen Agenda behilflich
sein können, wie wir vielleicht
den einen oder anderen Aspekt
noch in die Diskussion einbrin-
gen. Aber es ist ein guter Start, den
wir in diesem Themenfeld ma-
chen.

Ich will einmal auf das einge-
hen, was ich hier von der Opposi-
tion erlebe: Das ist Meckern am
laufenden Band. Ich wünsche mir
ja eine Opposition, die stark ist
und den Finger immer wieder in
die richtige Wunde legt, aber ich
will einmal historisch aufarbeiten,

was in den letzten Wochen im Be-
reich der Digitalisierungspolitik
passiert ist. Da wurde uns nicht
zugetraut, dass wir mit der Gro-
ßen Koalition im Koalitionsver-
trag das Thema verankern. Da
wurde gemeckert. Dann wurde ge-
sehen: Da ist aber vieles in diesen
Koalitionsvertrag hineingekom-
men. Dann hieß es, wir bekämen
in diesem Bundestag keinen Aus-
schuss hin. Dann haben wir gese-
hen: Der Ausschuss kommt. Dann
wurde gemeckert, dass dieser Aus-
schuss keine Federführung be-
kommen wird. Dann hat der Aus-
schuss die Federführung bekom-
men. Dann wurde gemeckert, dass
die Digitale Agenda der Bundesre-
gierung nicht kommt. Auch die
liegt heute vor und wird disku-
tiert. Ich würde gern einmal über
Inhalte diskutieren. Das, was ich
erlebe, ist aber Meckern am lau-
fenden Band.

Ich möchte vier Punkte nennen,
die für uns Sozialdemokraten in
der Diskussion und in der Digita-
len Agenda sehr wichtig sind. Der

erste Punkt ist heute schon oft an-
gesprochen worden, nämlich der
Breitbandausbau. Das ist die
Grundlage für alle Maßnahmen,
die wir diskutieren und die in der
Digitalen Agenda vorgesehen sind.
Wir müssen verhindern, dass es in
Deutschland zu einer digitalen
Spaltung kommt. Minister Dob-
rindt hat vorhin eindrucksvoll be-
schrieben, welche Maßnahmen er
vorhat. Ich betone ausdrücklich:
Der Weg der Netzallianz ist der
richtige.

Diese Große Koalition wird sich
am Erfolg des Breitbandausbaus
messen lassen müssen. Ich kom-
me aus der Lüneburger Heide.
Dort gibt es noch genügend Fle-
cken, die nicht mit ausreichend
schnellem Internet versorgt sind.
Wir müssen für eine Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse sorgen.

Der zweite Punkt, den ich an-
sprechen will, sind die Investitio-
nen. Wir müssen dafür sorgen,
dass in Deutschland Investitionen
stattfinden. Das ist eine der gro-
ßen Aufgaben, und das ist auch in

der Digitalen Agenda beschrieben.
Wir müssen über die Frage von
Start-ups reden. Dabei geht es um
Wachstumskapital und Rahmen-
bedingungen. Minister Gabriel hat
neulich ein Bürokratiemoratorium
vorgeschlagen. Gestern war der
zweite Geburtstag des Bundesver-
bands Deutsche Startups. Es gab
sehr viel Lob für das Wirtschafts-
ministerium und das, was auch
unter Minister Gabriel gemacht
wurde.

Wir müssen in Deutschland
über eine Datenpolitik reden, die
Geschäftsmodelle ermöglicht. Im
wirtschaftlichen Bereich liegt die
große Herausforderung aber da-
rin, dass wir Start-up-Branche und
Mittelstand und Industrie, näm-
lich diejenigen in Deutschland,
die Stärken haben, zusammen-
bringen und dafür sorgen, dass es
auch in 20 bis 30 Jahren noch ei-
nen guten Mittelstand und eine
gute Industrie, aber mit innovati-
ven Geschäftsmodellen gibt. Das
ist eine große Aufgabe der Politik,
und das steht auch in der Digita-
len Agenda.

Der letzte Punkt, auf den ich
eingehen will, ist die Bildungspo-
litik. Das ist ein Thema, das in der
Digitalen Agenda zu kurz kommt.
Das liegt leider daran, dass der
Bund wenig Zuständigkeiten in
der Bildungspolitik hat. Aber wir
wissen alle, dass wirtschaftliches

Wachstum, die Sicherung von Ar-
beitsplätzen und die Sicherheit im
Netz nur dann gelingen werden,
wenn es genügend Menschen gibt,
die befähigt sind, sich im Netz zu
bewegen. Deswegen brauchen wir
eine gemeinsame Anstrengung mit
den Ländern, um dafür zu sorgen,
dass unser Bildungssystem umge-
krempelt und auf das digitale Zeit-
alter vorbereitet wird. Der Vor-
schlag, das Programmieren als
zweite Fremdsprache einzuführen,
ist ein sehr wichtiger Impuls in
dieser Diskussion. Wir brauchen
eine bessere Ausstattung an den
Schulen, und die Lehrerausbil-
dung muss dahin gehend verän-
dert werden, dass ausreichend di-
gitale Kompetenz in den Schulen
gelernt und gelehrt wird. Das ist
eine Aufgabe, die wir gemeinsam
mit den Ländern haben und die
wir angehen müssen.

Die Digitale Agenda liegt vor.
Wir haben die nächsten drei Jahre
genug damit zu tun. Ich lade noch
einmal alle in diesem Haus ein,
diesen Weg gemeinsam zu gehen.
Es ist ein riesiger Fortschritt, den
wir mit der Großen Koalition in
einem Jahr geschafft haben. Ich
wäre dankbar, wenn das Meckern
aufhört und wir uns auf einen
konstruktiven Weg machen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Dieter Janecek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Digitale Agenda
zur Chefsache machen

Dieter Janecek (*1976)
Landesliste Bayern

Mir kommt diese Debatte
wie ein Proseminar an
der Volkshochschule

vor. Die Große Koalition erklärt
uns das Internet. Vor 20 Jahren
wäre das noch spannend gewesen.
Aber ich muss ehrlich sagen: Ich
hätte heute schon erwartet, dass
Sie ein bisschen mehr liefern als
eine Textsammlung altbekannter
Stichworte. Wo ist denn der Plan,
wie Sie die Digitale Agenda voran-
treiben wollen? Wo sind die
Handlungsaufträge? Wo sind die

Zahlen? Es ist zwar schön, dass
drei Minister damit befasst sind.
Wenn Sie es aber ganz oben ansie-
deln, dann müssten auch die
Kanzlerin oder der Vizekanzler
heute hier Reden zur Digitalen
Agenda halten, und nicht nur der
Fachminister.

Stattdessen streiten Sie um Zu-
ständigkeiten, und das seit Anbe-
ginn. Wir würden aber gerne wis-
sen, wohin Sie überhaupt wollen.
Als Nutzer sind wir alle begeistert
von anwendungsorientierten und
cleveren Onlinediensten. Das er-
leichtert uns das Leben. Da wer-
den wahrscheinlich auch Jobs in
Gefahr geraten. Thomas Jarzom-
bek hat recht: Die Berufswelt wird
sich verändern. Als Wirtschaftspo-
litiker, Herr Gabriel, bereitet uns
die Marktentwicklung Sorge; darin
stimme ich Ihnen vollkommen
zu. Die Herkulesaufgabe der Poli-
tik besteht in der Tat darin, für
echten Wettbewerb im Bereich der
Internetwirtschaft zu sorgen. Die
entscheidende Frage lautet: Was
folgt daraus? Eine Zerschlagung
von Google kann man zwar an-

drohen. Aber welche Instrumente
haben wir, und sind wir willens,
diese einzusetzen? Welchen Stel-
lenwert geben wir der deutschen
Internetwirtschaft? Im Hinblick
auf Industrie 4.0 heißt das für
mich: Sind wir denn ausreichend
gewappnet und auf dem richtigen
Weg? Ich würde sagen: Bei der In-
dustrie sind wir auf dem richtigen
Weg. Aber beim Mittelstand ist
noch viel zu tun, insbesondere bei
den Start-ups. Einige sind innova-
tiv. Aber die Rahmenbedingungen
stimmen überhaupt nicht.

Wir müssen mehr über Ziele,
Richtung und Chancen der digita-
len Strategie reden. Intelligente
und vernetzte Prozesse und Ver-
fahren können und werden gerade
in Industrie und Mittelstand einen
enormen Beitrag zu Ressourcen-
einsparung und Energieeffizienz
leisten. Setzen Sie hierfür endlich
die richtigen Anreize.

Die Energiewende muss konse-
quent mit der Digitalisierung zu-
sammengedacht werden. Mit digi-
taler Verkehrssteuerung können
wir Staus vermeiden und die ver-

schiedenen Mobilitätsangebote
miteinander vernetzen. Das ist
weit mehr als Carsharing. Dann
passiert vielleicht doch noch das
Unvorstellbare. Vielleicht fahren
in 10, 15 oder 20 Jahren nicht
mehr Sie die Autos, sondern die
Autos Sie. Wenn man das alles be-
denkt, dann kommt man zu dem
Schluss, dass die Digitalisierung
als Modell für den ökologischen
Wohlstand gedacht werden muss.
Das tun Sie aber nicht. Während
Sie die Digitale Agenda vorrangig
zu einer Streitsache gemacht ha-
ben, hat sie Winfried Kretsch-
mann zur Chefsache gemacht. Ge-
nau darum geht es: zur Chefsache
machen, Handlungsaufträge und
Zahlen benennen, keine Prosemi-
nare halten, sondern sagen, was
Sie tun wollen. Tun Sie das, dann
diskutieren wir auf einem anderen
Niveau beim nächsten Mal.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem: Jens
Koeppen (CDU/CSU), Petra Sitte (Die
Linke), Christina Kampmann (SPD),
Tabea Rößner (Bündnis 90/Die Grü-
ne), Klaus Barthel (SPD), Marian
Wendt (CDU/CSU), Saskia Esken
(SPD), Peter Tauber (CDU/CSU) und
Martin Dörmann (SPD).
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Debatte zur gesetzlichen Tarifeinheit / 60. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 16. Oktober 2014

Beate Müller-Gemmeke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es geht um ein Grundprinzip
unserer Demokratie

Beate Müller-Gemmeke (*1960)
Landesliste Baden-Württemberg

Heute ist genau der richti-
ge Tag, um endlich über
die geplante gesetzliche

Tarifeinheit zu diskutieren. Es geht
dabei immerhin um ein Grund-
recht; denn „jedermann und jeder
Beruf“ hat das Recht, sich in Ge-
werkschaften zu organisieren und
über Tarifverträge zu verhandeln.
Das bedeutet nichts anderes als
Tarifpluralität. Von daher geht es
heute trotz Streik nicht um GDL
und auch nicht um
Cockpit, sondern
um die Koalitions-
freiheit und die Ta-
rifpluralität, und
die gehören zu den
Grundprinzipien
unserer Demokra-
tie.

Die Tarifpolitik
aber lebt selbstver-
ständlich von -Soli-
darität innerhalb und zwischen
den Gewerkschaften. Im Rahmen
der Tarifpluralität erwarten wir al-
so Kooperationen. Nur solida-
risch, nur gemeinsam können die
Gewerkschaften alle Beschäftigten
angemessen vertreten. Diese Soli-
darität wird aber gerade beein-
trächtigt. Schuld daran sind weder
das BAG-Urteil noch die Tarifplu-
ralität. Schuld daran ist die seit
vier Jahren andauernde unsägliche
Diskussion über eine gesetzliche
Tarifeinheit. Wenn sich die Politik
einmischt und anfängt, zwischen
erwünschten und nicht erwünsch-
ten Gewerkschaften zu unterschei-
den, und ein Gesetz in Aussicht
stellt, das elementar die Existenz-
berechtigung von Gewerkschaften
infrage stellt, dann müssen sich
die Arbeitgeber nicht ernsthaft auf
Tarifverhandlungen einlassen. Vor
allem befeuert das zwangsläufig
die Konkurrenz zwischen den Ge-
werkschaften; denn es geht im-

merhin um ihre Existenz. Deshalb
fordern wir heute: Beenden Sie
endlich die Diskussion über die
gesetzliche Tarifeinheit! Denn So-
lidarität lässt sich nicht verordnen
und schon gar nicht gesetzlich er-
zwingen.

Die gesetzliche Tarifeinheit ist
auch nicht notwendig. Nach dem
BAG-Urteil im Jahr 2010 wurden
Krisen, Chaos und englische Ver-
hältnisse vorausgesagt. Heute, vier
Jahre später, ist aber klar: Eine Flut
von Arbeitskämpfen ist definitiv
ausgeblieben. Nehmen Sie das
endlich zur Kenntnis!

Weder sind neue streikfähige
Gewerkschaften entstanden, noch
hat die Zahl der Arbeitskämpfe
zugenommen. Seit 2010 waren al-
le relevanten Berufsgewerkschaf-
ten zusammen gerade einmal in
29 Tarifkonflikte verwickelt. Zum
Vergleich: Bei Verdi waren es rund
600 und bei der NGG rund 110
Arbeitskämpfe. Auch wenn GDL
und Cockpit bei den aktuellen Ta-
rifverhandlungen streiken, gilt mit

Blick auf die gesam-
ten letzten Jahre
dennoch: Ein
Streikchaos sieht
anders aus.

Die gesetzliche
Tarifeinheit ist
wahrlich auch kein
„Wünsch dir
was“-Thema, um
Arbeitgeber zu be-
glücken; denn die

gesetzliche Tarifeinheit ist ein Ein-
griff in die verfassungsrechtlich ga-
rantierte Koalitionsfreiheit. Und
das lehnen wir strikt ab.

So warnt beispielsweise der ehe-
malige Innenminister Gerhart
Baum – seine Kanzlei hat immer-
hin vier Verfassungsbeschwerden
durchgefochten –:

Der Gesetzgeber sollte das Vor-
haben der Tarifeinheit aufgeben,
wenn er keinen verfassungsrechtli-
chen Schiffbruch erleiden will.

Sie von den Regierungsfraktio-
nen sollten endlich die Einschät-
zungen namhafter Rechtsexperten
ernst nehmen.

Auch die Umsetzung wirft eine
Menge Fragen auf: Wie wird „Be-
trieb“ definiert? Kann der Arbeit-
geber zukünftig Einfluss darauf
nehmen, welche Gewerkschaft die
Mehrheit im Betrieb hat? Wenn ja,
dann wäre das -fatal. Wie wird die
Zahl der Mitglieder ermittelt, und
was passiert bei gleichen oder

wechselnden Mehrheitsverhältnis-
sen? Wie kann überhaupt noch
ein Flächen-tarifvertrag ausgehan-
delt werden? Und ganz wichtig:
Wie sieht es eigentlich mit dem
Streikrecht aus?

Für uns ist und bleibt die gesetz-
liche Tarifeinheit ein Angriff auf
das Streikrecht. Und das ist nicht
akzeptabel.

Die Bundesregierung will diese
Frage aber im Gesetz nicht regeln.
Das führt in der Konsequenz zu
unzähligen Gerichtsverfahren. Sie
wissen aber – das gilt insbesonde-

re für die SPD –: Das Bundesar-
beitsgericht fordert für jeden
Streik ein „tariflich regelbares
Ziel“. Minderheitengewerkschaften
können dann also nicht mehr le-
gal zum Streik aufrufen. Das The-
ma ist elementar wichtig. Sie müs-
sen hier endlich Farbe bekennen –
insbesondere die SPD!

All das spricht insgesamt gegen
eine gesetzliche -Tarifeinheit. Wir
Grünen setzen auf Solidarität und
-Kooperationen zwischen den Ge-
werkschaften. Das funktioniert
aber nicht per Gesetz, sondern nur
freiwillig, und das ist nicht Aufga-
be der Politik, sondern Aufgabe
der Gewerkschaften.

Sehr geehrte Mitglieder der Re-
gierungsfraktionen, zum Schluss
noch ein anderer Aspekt, der mich
wirklich ärgert. Die Ministerin be-
hauptet, die Spartengewerkschaf-
ten legen „die Axt an die Wurzeln

der Tarifautonomie“. Auch die Ar-
beitgeber sagen, die Berufsgewerk-
schaften würden das sorgfältig
austarierte Tarifgefüge aus der -Ba-
lance bringen. Letzteres kann ich
nur als scheinheilig bezeichnen.
Tarifflucht, also Mitgliedschaft oh-
ne Tarifbindung, Ausgliederungen,
Leiharbeit, Werkverträge und auch
das Aufweichen von Flächentarif-
verträgen – das sind die Gründe
für die Zersplitterung der Tarif-
landschaft. Nicht die Tarifplurali-
tät, sondern diese jahrelange Pra-
xis der Arbeitgeber ist ein Angriff
auf die Tarifautonomie. Die logi-
sche Konsequenz ist nicht die Ein-
führung einer gesetzlichen Tarif-
einheit, sondern sind soziale Leit-
planken in der Arbeitswelt. Nur so
wird die Tarifautonomie tatsäch-
lich gestärkt.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Karl Schiewerling, CDU/CSU:

Ein Gesetz wird nicht
alle Probleme lösen

Karl Schiewerling (*1951)
Wahlkreis Coesfeld – Steinfurt ll

Ich will versuchen, den Rah-
men zu setzen, um den es ei-
gentlich in dieser Debatte

geht. Anlass der aktuellen Diskus-
sion, die wir jetzt erleben, ist eine
vor vielen Jahren durchgeführte
Klage eines Arztes aus einem
Krankenhaus, der weiterhin gerne
nach BAT bezahlt worden wäre,
während das Krankenhaus sagte:
Nein, alle Beschäftigten unterste-
hen jetzt dem TVöD. Mit Verdi ha-
ben wir den Tarifvertrag verein-
bart. Normalerweise gelte für ihn
jedoch – so war die -Meinung des
Arztes – der Tarifvertrag, der für
den -Marburger Bund gilt. Das war
der Anlass, warum das Bundesar-
beitsgericht im Vierten und Zehn-
ten Senat die über 50-jährige
Rechtsprechung aufgegeben und
damit dem bis dahin gültigen
Grundsatz der Tarifeinheit ein En-
de gesetzt hat.

Die Grundlage dieser Tarifein-
heit ist übrigens – das ist span-
nend – 1954 gelegt worden, und
zwar durch den damaligen ersten
Präsidenten des Bundesarbeitsge-
richts, der in einer Lehraussage –
apodiktisch, mit nur einem Satz –
gesagt hat: In einem Betrieb gilt
ein Tarifvertrag. – Er hat das an-
schließend nur ganz vorsichtig be-
gründet. Auf diesen Satz hat sich
56 Jahre lang die komplette -Ar-
beitsgerichtsbarkeit in Deutsch-
land berufen. Sie hat danach ihre
Urteile zum Beispiel über die Ver-
hältnis-mäßigkeit von Streiks usw.
gefällt. Das ist im Jahr 2010 been-
det worden. Deswegen diskutieren
wir die Frage der Tarifeinheit;
denn wir stehen natürlich vor der
Frage, welche Auswirkungen es ha-
ben wird, wenn die Rechtspre-
chung, die 56 Jahre lang gegolten
hat, jetzt plötzlich nicht mehr gilt.

Meine Damen und Herren, uns
ist wichtig, bei diesem Punkt eini-
ge Dinge sachlich auseinanderzu-
halten.

Die Tarifautonomie und das
Recht von Menschen, Gewerk-
schaften zu bilden, ist in Artikel 9
Absatz 3 der Verfassung geregelt.
Es ist ein ganz hohes Rechtsgut,
dass sich Menschen zusammen-
schließen können, um ihre Inte-
ressen zu vertreten, auch wenn es
um wirtschaftliche Interessen –
sprich: Berufsgewerkschaften –
geht. Das ist das eine.

Auf der anderen Seite gibt es

aber etwas, was nicht gesetzlich
festgeschrieben ist, was sich aber
in der Unternehmenskultur in
Deutschland eingebürgert und
was uns zu hohem Wohlstand ge-
führt hat, nämlich der Betriebs-
frieden. Das hat dazu geführt, dass
Deutschland bis heute weltweit ei-
nes der Länder ist, in denen am
-wenigsten gestreikt wird. Es geht
jetzt darum, nach dem Urteil des
Bundesarbeitsgerichtes zu über-
prüfen, wie man sich denn zwi-
schen diesen beiden Polen, dem
Artikel 9 Absatz 3 der Verfassung
und dem guten Brauch des Be-
triebsfriedens, auf eine Lösung
verständigen kann.

Wir wissen auch, dass sich die
Tarifkonkurrenz von Branchen-
und Spartengewerkschaften gegen-
seitig aufschaukeln kann.

Wir wissen darüber hinaus, dass
ein Überbietungswettbewerb statt-
finden kann. Das erleben wir zur-
zeit bei einigen Arbeitgebern. Ein
solcher Wettbewerb könnte auch
auf eine betriebliche Lohnpolitik
und letztendlich auf Machtposi-
tionen von Berufsgruppen Auswir-
kungen haben. Darunter leiden
nicht nur Unternehmen, sondern
es könnte auch dazu kommen,
dass gesamtgesellschaftliches Kon-
fliktpotenzial entsteht.
Ich sage allerdings an dieser Stelle
sehr deutlich, weil es dazu einen
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Fortsetzung auf nächster Seite

Für uns ist und
bleibt die

gesetzliche Tarif-
einheit ein An-
griff auf das
Streikrecht.
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aktuellen Bezug gibt: Entgegen
dem, was die Überschriften eini-
ger Tageszeitungen vermuten -las-
sen, bedeuten die Konflikte bei
der Bahn und im -Luftverkehr, die
wir derzeit erleben, nicht, dass be-
stimmte Gewerkschaften unsere
gesamte Volkswirtschaft im Griff
haben oder diese gar am Ende ist.
Das, was geschieht, ist ärgerlich
für die, die mit dem Flieger oder
mit der Bahn unterwegs sind; aber
es bedeutet noch nicht das Ende
der Prosperität unserer Wirtschaft.

Meine Damen und Herren, wie
könnten diese Probleme gelöst
werden? Wenn Artikel 9 Absatz 3
des Grundgesetzes die verfassungs-
mäßige Grundlage für die Bildung
einer Vereinigung darstellt, dann
heißt das: Eine Gewerkschaft ist
nur dann eine Gewerkschaft,
wenn sie auch streiken kann.

Wenn sie das nicht kann, kann
sie nicht wirken. Insofern liegt
hier die natürliche
Grenze für Rege-
lungen.

Wir müssen nach
unserer festen
Überzeugung eine
gesetzliche Rege-
lung auf den Weg
bringen, die, nach-
dem der Grundsatz
der Tarifeinheit
weggefallen ist,
Stufen enthält und wodurch letzt-
endlich die Konsens-findung in ei-
nem Betrieb oder in einer Branche
mit unterschiedlichen Gewerk-
schaften, aber mit gleichen Ziel-
gruppen geregelt wird. Diese Stu-
fen müssen so ausgestaltet sein,
dass man am Ende möglichst zu
einem von allen Seiten akzeptier-
ten Tarifvertrag kommt. Wenn ich
sage „möglichst“, heißt das, dass
es bei dem Ganzen am Ende dazu
kommen kann – das wissen wir
auch –, dass es keinen Konsens
gibt; denn man kann einer Ge-
werkschaft letztendlich nicht ver-
bieten, zu streiken.

Aber jede Gewerkschaft, auch
eine kleine Gewerkschaft – selbst
wenn sie nur sechs Mitglieder der
Berufsfeuerwehr in einem kleinen
Betrieb repräsentiert –, muss sich
dann überlegen, ob ihr Streik ver-
hältnismäßig ist. Wenn nämlich
ein Gericht feststellt, dass er nicht
verhältnismäßig ist, kann es für
diese sechs Mitglieder der Berufs-
feuerwehr oder für die entspre-
chende Gewerkschaft teuer wer-
den, weil sie dann auf Schadenser-
satz verklagt werden kann. Deswe-
gen wäre zu überlegen, inwieweit
in einem solchen Gesetz wenigs-
tens der eine oder andere Stich-
punkt zur Verhältnismäßigkeit
von Streiks mit aufgenommen
werden könnte – ein Punkt, über
den man zumindest nachdenken
sollte.

Meine Damen und Herren,
auch uns in der Union geht es um
das hohe Gut der Tarifautonomie.

Wir haben sie nicht umsonst im
ersten halben Jahr dieses Jahres,
als wir über die Mindestlohnge-
setzgebung und die Tarifgesetzge-
bung diskutiert haben, immer
wieder in den Mittelpunkt gestellt.
Es geht auch um das Grundrecht
unserer Gesellschaft, sich frei zu-
sammenzutun und gemeinsam In-
teressen zu vertreten.

Es geht aber auch um die Frage
der Tarifverträge selbst. Unter je-
dem Tarifvertrag stehen zwei Un-
terschriften, nämlich die des Ar-
beitgebers und die der Arbeitneh-
mervertretung, der Gewerkschaf-
ten. Kein Arbeitgeber ist gezwun-
gen, mit einer Gewerkschaft, die
nur 60 Mitglieder hat, einen Tarif-
vertrag abzuschließen.

Kein Arbeitgeber darf sich ei-
gentlich hinterher beklagen, wenn
er, nachdem er ganz viele Tarifver-
träge abgeschlossen hat, weil in
seinem Unternehmen so viele In-

teressensgruppen
vertreten sind – das
ist zum Beispiel bei
der Lufthansa, bei
Fraport oder an-
derswo der Fall –, in
Bedrängnis gerät,
weil eine der Ge-
werkschaften an-
fängt zu streiken.

Ein weiterer
Punkt ist mir in die-

sem Zusammenhang wichtig: Au-
genmaß bewahren. Jede Gewerk-
schaft weiß, dass ein Streik, der
von der -übrigen Belegschaft nicht
akzeptiert ist oder gesellschaftlich
nicht mitgetragen wird, nicht von
langer Dauer sein wird; einen sol-
chen Streik hält eine Gewerkschaft
politisch nämlich nicht durch.

Deswegen rate ich uns dazu,
zwar ein Gesetz auf den Weg zu
bringen, in dem einzelne Schritte
treppenförmig und vielleicht noch
der eine oder andere Punkt gere-
gelt sind, aber bitte nicht zu er-
warten, dass dieses Gesetz das
Wunder bewirkt, alle Probleme,
die sich aus einer tariflichen Aus-
einandersetzung ergeben, ab-
schließend zu lösen. Wir werden
auch in Zukunft auf entsprechen-
de Urteile der Gerichte angewie-
sen sein. Dazu gehört eben auch
die Klärung der Frage der Verhält-
nismäßigkeit bzw. der Verantwor-
tung für den Betrieb und für den
Betriebsfrieden. Wir werden uns
bei der anstehenden Gesetzesmaß-
nahme an diese Leitlinien halten.

Ich bin ganz sicher, dass die der-
zeit laufenden Gespräche der Bun-
desarbeitsministerin im Auftrag
der Bundesregierung – solche Ge-
spräche führt sie zurzeit auch mit
den Gewerkschaften – auch die
Früchte tragen werden, die nötig
sind, um ein Gesetz vorzulegen,
das dann in allen Bereichen kon-
sensfähig ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Wir werden auch
in Zukunft auf
entsprechende

Urteile der
Gerichte an-

gewiesen sein.

Klaus Ernst, DIE LINKE:

Streikrecht ist
ein Grundrecht

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

Herr Schiewerling, das war
sehr schön gesagt, auch
der Schluss. Darauf, wie

Sie das dann hinkriegen wollen,
bin ich gespannt; ich komme
gleich noch darauf zurück.

Meine Damen und Herren,
wenn man hierzulande über das
Streikrecht redet oder wenn man
die mediale Berichterstattung da-
rüber verfolgt, auch jetzt wieder,
dann hat man den Eindruck, man
habe es mit einer Naturkatastro-
phe zu tun, die nur noch von Tsu-
namis oder Hochwasser übertrof-
fen wird. Ich möchte es noch ein-
mal in aller Klarheit darstellen:
Streik ist ein Grundrecht. – Das ist
auch sehr schön gesagt worden.

Ein Blick in die Realität zeigt
auch, dass in dieser Republik kei-
neswegs zu viel gestreikt wird. Die
Statistiken sind Ihnen doch auch
zugänglich. Es gibt nur zwei Län-
der, in denen noch weniger ge-
streikt wird als hier, und das sind
die Schweiz und der Staat Vatikan-
stadt.

Wir hätten also überhaupt kei-
nen Grund, uns über die Streik-
häufigkeit als Problem für unsere
Ökonomie ernsthaft zu unterhal-
ten, aber wir tun es.

Meine Damen und Herren,
selbstverständlich werden immer
die Gewerkschaften für Streiks ver-
antwortlich gemacht. Warum ei-
gentlich? Wer die betriebliche Rea-
lität kennt, der weiß, dass viel pas-
sieren muss, bevor ein Arbeitneh-
mer in Deutschland wirklich ein-
mal streikt. Die Zahl der Streikta-
ge beweist das auch. Das heißt,
wenn ein Streik stattfindet, hat es
vorher im Betrieb gekracht. Da hat
ein Unternehmen einen großen
Konflikt mit der Belegschaft. Der
Konflikt kann um Löhne gehen, er
kann um die Absenkung von Stan-
dards gehen – wie bei den Piloten
– oder um Ähnliches. Aber in der
Öffentlichkeit werden immer die
Gewerkschaften für Streiks verant-
wortlich gemacht – Sie machen

das auch –; das sind dann die Bö-
sen.

Mir kommt das so vor wie bei
einem Brand. Bei einem Brand
kommt die Feuerwehr; das Haus
wird nass und unbewohnbar. Da
sagt doch keiner, die Feuerwehr
sei schuld. Schuld ist vielmehr
derjenige, der vorher gezündelt
hat, hier vielleicht der Arbeitgeber,
meine Damen und Herren. Inso-
fern bitte ich um eine faire Be-
trachtung dessen, was Streik ei-
gentlich ist.

Die Arbeitgeber sind bei Streiks
im Übrigen immer in der besseren
Situation: Sie müssen nicht strei-
ken, um das zu kriegen, was sie
wollen; sie haben es schon. Die
Arbeitnehmer sind immer in der
dummen Situation, dass sie den
Arbeitgebern ein Stück weit das
wieder nehmen müssen, was diese
ihnen freiwillig nicht geben. Des-
halb beim Streik und bei der Be-
trachtung desselben ein wenig
Vorsicht!

Erst diskutieren wir, dass man
die Tarifautonomie stärken muss.
Beim Thema Mindestlohn hat das
eine große Rolle gespielt. Jetzt dis-
kutieren wir aber plötzlich ganz
etwas anderes; wir diskutieren
über die Einschränkung des Streik-
rechts. Meine Damen und Herren,
ich war erschüttert über die Aussa-
ge von Frau Nahles im Zusam-
menhang mit Streiks von Sparten-
gewerkschaften. Da sagte sie – Zi-
tat –:

Das untergräbt den Zusammen-
halt in unserem Land, und es legt
die Axt an die Wurzeln der Tarif-
autonomie.

Was ist denn das für ein Unfug:
„Wenn einer streikt, gefährdet er
die Tarifautonomie“? Die Tarifau-
tonomie ist geschützt. Sie wird
durch einen Streik angewendet.
Ich glaube, die Frau Nahles hat
von Streiks wirklich null Ahnung;
ansonsten kann man so einen Un-
fug nicht erzählen. Meine Damen
und Herren, jetzt sagen Sie – ich
kann ja auch lesen – Folgendes:

Das Streikrecht wird nicht einge-
schränkt, sondern es wird geregelt,
dass nur der Tarifvertrag der grö-
ßeren Gewerkschaft wirkt. Sie wis-
sen aber selber, dass es rechtlich
so ist, dass nur gestreikt werden
darf, um einen Tarifvertrag zu er-
reichen. Wenn Sie das so regeln,
bedeutet das im Ergebnis, dass Sie
den Streik faktisch aushebeln. In
der Antwort auf unsere Kleine An-
frage haben Sie das folgenderma-
ßen formuliert:

Das Recht, durch Arbeitskampf-
maßnahmen den Abschluss eines
Tarifvertrags zu erzwingen, ist von
der Frage zu trennen, ob ein Tarif-
vertrag angewendet wird. Respekt!
Das wäre genauso, als wenn man
sagen würde: Das Recht, vom
Zehnmeterbrett in das Becken zu
springen, ist von der Frage zu tren-
nen, ob Wasser im Becken ist.

Für wie blöd halten Sie eigent-
lich die Menschen in diesem Lan-
de, meine Damen und Herren?
Streikrecht ist ein Grundrecht!

Abschließend sage ich: Wenn
Sie sich über die Zersplitterung
von Tariflandschaften ernsthaft
Gedanken machen wollen, dann
sollten Sie sich mit Leiharbeit, Be-
fristung und Werkverträgen be-
schäftigen.

Es gibt eine große Zahl von
Menschen, die in den gleichen Be-
trieben teilweise vollkommen an-
dere Tarifverträge haben. Ich habe
noch nie – auch nicht während
Ihrer Regierungszeit – eine Initia-
tive erlebt, mit der gefordert wor-
den wäre, dass man das, bitte
schön, wieder einheitlich regeln
müsse. Jetzt, wo sich einige weh-
ren und sich nicht mehr gefallen
lassen, dass sie von der wirtschaft-
lichen Entwicklung abgehängt
werden, haben wir hier das große
Geschrei. Ich sage nur: Hände weg
vom Streikrecht, meine Damen
und Herren!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Ab-

geordneten von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)
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Bernd Rützel, SPD:

Tarifeinheit muss gesetzlich
geregelt werden

Bernd Rützel (*1968)
Landesliste Bayern

Wir reden heute über den
Antrag der Grünen, in
dem sie fordern, dass

keine Regelung für den Fall ange-
strebt werden solle, dass in einem
Betrieb mehrere Tarifverträge für
dieselben Arbeitsverhältnisse gel-
ten. Stattdessen soll die jetzige Si-
tuation unverändert fortbestehen,
dass nämlich diejenigen, die
Schlüsselpositionen im Betrieb be-
setzen, ihre eigenen Interessen
durchsetzen können.

Es gibt jedoch
Budgetgrenzen.
Oder anders ausge-
drückt: Der Kuchen
kann nur einmal
verteilt werden. Die
Durchsetzung von
Partikularinteressen
einer Sparte durch
Streik wirkt sich,
was den Vertei-
lungsspielraum an-
geht, gegen alle anderen Beschäf-
tigten im Betrieb aus. Das, lieber
Kollege Klaus Ernst, entspricht
dem, was Andrea Nahles gesagt
hat, dass nämlich die Solidarität
auf der Strecke bleibt. Schon lange
Zeit vorher hat schon der Apostel
Paulus sinngemäß gesagt: Starke
Schultern tragen mehr.

Ich sage hier keinesfalls – es ist
mir wichtig, das zu betonen –,
dass die Tarifforderungen man-
cher Spartengewerkschaften über-
zogen sind. Das liegt mir fern. Mit
Sicherheit haben sie ihre Berechti-
gung. Das ist Sache der Tarifpart-
ner. Ich sage aber schon, dass ein
Zug nicht nur deshalb fährt, weil
ein Lokführer vorne sitzt, und dass
ein Flugzeug nicht nur deshalb
fliegt, weil Piloten darin sitzen.

Ohne Pilot fliegt kein Flugzeug,
ohne Lokführer fährt kein Zug,
und ohne Chirurg gelingt auch
keine Operation. Wir brauchen
aber auch die Krankenschwester,
wir brauchen den Rangierer, wir
brauchen den Wagenmeister, wir
brauchen den Narkosearzt und

die Assistentin sowie Bodenperso-
nal wie zum Beispiel den Flug-
zeugbetanker. Es geht doch um
ein großes Getriebe. Es gibt viele
Zahnräder bzw. Menschen, die da
mitarbeiten. Alle sind wichtig: je-
der in seiner Bedeutung und auf
seinem Platz. Und nur, wenn alle
zusammenarbeiten, funktionieren
die Schweizer Uhr oder die Bahn
oder das Krankenhaus oder die
Luftfahrt.

Diese innerbetrieblichen Vertei-
lungskämpfe gefährden – darüber
haben wir heute auch gesprochen
– den Betriebsfrieden. Er ist ge-
fährdet, wenn sich diese Diskus-
sionen in die Tarifverhandlungen
hineinverlagern. Kollege Karl
Schiewerling hat es schön erklärt,
warum uns diese Tarifeinheit über
sechs Jahrzehnte hinweg in
Deutschland zu Wohlstand ver-
holfen hat. Es war ständige Recht-
sprechung. Wir haben uns darauf
verlassen können: die Betriebe, die
Gewerkschaften, die Belegschaft –
vor allem die Betriebe selbst
konnten so immer weiter wachsen

und daraus Wert
schöpfen. Ich erin-
nere daran, dass bei
Tarifautonomie die
sogenannte Ord-
nungs- und Befrie-
dungsfunktion ex-
trem wichtig ist.

Es ist also mit-
nichten so, dass
sich das Bundesar-
beitsgericht gegen

die Tarifeinheit hin zu Auflösung
in Tarifpluralität entschieden hat.
Es mahnte lediglich an, dass es da-
zu lange keine gesetzliche Grund-
lage gab.

Die Bundesregierung lotet mo-
mentan unter Federführung der
Arbeitsministerin eine entspre-
chende gesetzliche Regelung aus.
Ich gebe zu, es ist ein sehr schma-
ler Grat, auf dem man sich be-
wegt.

Auf der einen Seite stehen die
Festschreibung des Mehrheitsprin-
zips in den Betrieben – das ist vor-
hin angesprochen worden – und
die Ordnung des Verfahrens, und
auf der anderen Seite steht das
Recht von Vereinigungen, die Ta-
rifverhandlungen frei zu führen
und dafür auch zu streiken.

Viele Arbeitgeber hatten ge-
glaubt, die Gewerkschaften durch
Zerschlagung und durch das Ent-
stehen vieler kleiner Gewerkschaf-
ten besser im Griff zu haben.
Dann hat man irgendwann festge-
stellt: Auch kleine Gewerkschaften
können wehtun, können stechen,

können ihre Interessen durchset-
zen.

Die Lufthansa ist von 40 Streiks
betroffen gewesen, was sie sich
selbst zuzuschreiben hat, weil es
wegen der vielen Einzelbetriebe –
ich freue mich, dass der Kollege
Ernst zustimmt – so viele Gewerk-
schaften gibt. Man könnte jetzt
aufzählen, wie das alles zusam-
menhängt; es ist ein kompliziertes
System, das dafür sorgt, dass ein
Flugzeug fliegt. Aber die Tarifein-
heit, lieber Kollege Kurth, hat mit
dem, was Sie gerade gesagt haben,
nichts zu tun; denn die Tarifein-
heit regelt nicht, dass für verschie-
dene Betriebe ein Tarifvertrag gel-
ten muss. Die Tarifeinheit bezieht
sich nur auf den Betrieb selber
und nicht auf die Frage, ob outge-
sourct wurde und manche Aufga-
ben durch eine zweite, dritte, vier-
te oder fünfte Firma erledigt wer-
den. Über diesen schmalen Grat –

ich habe es Ihnen erklärt – wollen
wir gehen.

Es ist mir auch noch wirklich
wichtig, eines zu sagen: Wir haben
schon in den ersten vier Wortmel-
dungen gehört, dass dieses Gesetz
noch diskutiert werden muss, dass
wir darüber reden müssen;denn
man hat Angst, dass wir an Artikel
9 des Grundgesetzes gehen und
dass die Koalitionsfreiheit und das
Streikrecht eingeschränkt werden
sollen. Das machen wir nicht. Wir
schränken das Streikrecht nicht
ein. Wir ändern nicht das Grund-
gesetz; das liegt uns fern. Das wür-
den auch die Gewerkschaften gar
nicht mitmachen. Wir sind hier
eng mit den Gewerkschaften in
Kontakt. Wir werden das gesetz-
lich verbriefte Streikrecht nicht an-
tasten.

Die Sozialpartnerschaft hat uns
in den letzten sechs Jahrzehnten –
ich habe es erwähnt, weil es mir
wichtig ist – sehr viel Planungssi-
cherheit, aber auch Teilhabe der
Beschäftigten gebracht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von den Grünen, Sie beklagen in
Ihrem Antrag, dass die Tarifbin-
dung zurückgeht und Flächentarif-
verträge aufgeweicht werden. Ge-
nau deshalb haben wir ja – Sie ge-

meinsam mit uns – im Juli dieses
Jahres das Tarifautonomiestär-
kungsgesetz auf den Weg gebracht.
Ich erinnere an die Regelungen
zur Allgemeinverbindlichkeit. Ich
erinnere an das Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz. Die Stärkung der Ta-
rifautonomie wollen wir nun mit
einem sehr ausgewogenen Gesetz
zur Tarifeinheit fortsetzen; denn
in der Krise 2008/2009 hat sich
gezeigt, dass die kluge und schnel-
le Reaktion der Gewerkschaften
und der Unternehmen im Rah-
men der Mitbestimmung sehr
schnell geholfen hat, relativ gut
aus der Krise zu kommen.

Deutschland ist danach weitaus
besser neu gestartet als manch an-
deres Land.

Zum Schluss will ich sagen: Ich
halte es für unsere Aufgabe, dieses
Erfolgsmodell weiterhin zu stär-
ken und dafür zu sorgen, dass die
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer gemeinsam für ihre Inte-
ressen kämpfen. Denn es heißt
nicht: „Einsam bist du stark“, son-
dern es heißt: „Gemeinsam sind
wir stark“. Insofern muss die Tarif-
einheit gesetzlich geregelt werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Wir
werden

das gesetzlich
verbriefte
Streikrecht

nicht antasten.

Wilfried Oellers, CDU/CSU:

Eine einvernehmliche
Lösung ist wichtig

Wilfried Oellers (*1975)
Wahlkreis Heinsberg

Wir beraten heute den
Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grü-

nen mit dem Titel „Solidarität im
Rahmen der Tarifpluralität ermög-
lichen – Tarifeinheit nicht gesetz-
lich regeln“. In meinen Augen ist
der Titel des Antrags zwar etwas
widersprüchlich, zeigt aber in Tei-
len die große Problematik des
Themengebiets der Tarifeinheit
auf.

Solidarität der Arbeitnehmer
untereinander bei Ermöglichung
von Tarifpluralität – bereits in die-
sem Teilausschnitt der Problema-
tik, der lediglich die Interessen der
Arbeitnehmerseite beleuchtet,

stellt man bereits fest, wo die
Schwierigkeit in diesem Themen-
gebiet liegt. So verwundert es
nicht, dass man beim Lesen der
ersten Hälfte des Antrags den Ein-
druck hat: Nun müsste eigentlich
die Tarifeinheit gefordert werden,
da doch Solidarität gefordert wird.

Denn Solidarität innerhalb der
Arbeitnehmerschaft bei Tarifplura-
lität in ein und demselben Betrieb
ist nur ganz schwer zu erreichen.

Der Spannungsbogen des ge-
samten Themenkomplexes ist
nach meiner Auffassung jedoch
größer; neben den berechtigten
Interessen der Arbeitnehmerseite
müssen auch die Interessen der
Unternehmer berücksichtigt wer-
den. Der Spannungsbogen zieht
sich von der verfassungsrechtlich
garantierten Tarifautonomie bis
hin zum hohen Gut des Betriebs-
friedens.
Die Interessenlage der Arbeitneh-
mer ist, sich gemäß Artikel 9 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes im Rah-
men der gewährten Tarifautono-
mie frei organisieren zu können
und für die eigenen Ziele streiken
zu dürfen. Daneben sollte den Ar-
beitnehmern allerdings auch die
Solidarität untereinander wichtig
sein. Diesem Solidaritätsgedanken

steht es jedoch entgegen, sich mit
einer kleinen Gruppe von Mitar-
beitern eines Betriebes separat zu
organisieren, die aufgrund der von
ihr ausgeübten Tätigkeit im Falle
eines Streiks ein hohes Druckpo-
tenzial hat und dieses dazu nutzt,
um für sich einen möglichst posi-
tiven Abschluss der Tarifverhand-
lungen zu erreichen. Die übrigen
Arbeitnehmer im Betrieb, deren
Tätigkeit ein weniger hohes
Druckpotenzial hat, haben dage-
gen von Grund auf eine schlechte-
re Ausgangsposition.

Das Interesse der Unternehmer
liegt darin, geordnete Tarifverhält-
nisse zu haben, die es ermögli-
chen, Tarifverhandlungen in ei-
nem funktionierenden Tarifver-
tragssystem zu führen, das Rechts-
sicherheit und Rechtsklarheit bie-
tet, und damit zu wissen, dass die
Tarifverhandlungen für die Dauer
der Vertragslaufzeit beendet sind.
Das Interesse der Unternehmen
am betrieblichen Frieden ist daher
berechtigterweise sehr hoch. Zur
Gewährleistung des betrieblichen
Friedens gehört nach meiner Auf-
fassung allerdings auch, dafür Sor-

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Fortsetzung auf nächster Seite



16 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 43 bis 45 - 20. Oktober 2014

D16

ge zu tragen, dass keine Konkur-
renz zwischen mehreren Gewerk-
schaften besteht, die im selben Be-
trieb identische Berufsgruppen
vertreten; denn das würde den be-
trieblichen Frieden stören.

Bis zur Entscheidung des Bun-
desarbeitsgerichts im Jahre 2010
wurde diese beson-
dere Situation, die
sich aus den aufge-
zeigten Interessen-
lagen ergibt, durch
die Rechtsprechung
mit dem Grundsatz
der Tarifeinheit ge-
regelt. In Betrieben,
die in den Gel-
tungsbereich meh-
rerer sich über-
schneidender Tarifverträge fielen,
fand nach dem Grundsatz der Ta-
rifeinheit nur der Tarifvertrag An-
wendung, der dem Betrieb räum-
lich, betrieblich, fachlich und per-
sonell am nächsten stand und des-
halb den Eigenarten und Erforder-
nissen des Betriebes und der darin
tätigen Arbeitnehmer am besten
Rechnung trug.

Nachdem sich das Bundesar-
beitsgericht im Jahre 2010 von
diesem Grundsatz gelöst hat, be-
steht nun die besondere Situation,
dass in einem Betrieb mehrere Ta-

rifverträge gelten können. Darüber
hinaus ist auch eine Konkurrenz-
situation zwischen Gewerkschaf-
ten in einem Betrieb entstanden.
Zum Beispiel beanspruchen GDL
und EVG jeweils für sich, sowohl
für die Lokführer als auch für das
Zugpersonal und weitere Mitarbei-

ter, die bei ihnen
Mitglied sind, ver-
handeln zu dürfen.
Dass in diesem kon-
kreten Fall die Bahn
als Arbeitgeber ge-
ordnete Verhältnisse
wünscht, ist nach-
vollziehbar. Den
gleichen Wunsch
hegen auch die
Fluggesellschaften

und andere betroffene Unterneh-
men.

Auch zeigt die Gründung von
Minigewerkschaften im Bereich
der Feuerwehrleute und der Con-
tainerkranführer, dass sich einzel-
ne Berufsgruppen aus der Solidar-
gemeinschaft verabschieden und
die oben geschilderte besondere
und wichtige Position ihrer Tätig-
keit im Betrieb für sich ausnutzen.
Ein solches Vorgehen darf im Sin-
ne der Solidarität durchaus infrage
gestellt werden.

Nun hat das Bundesarbeitsge-

richt seine Rechtsprechung im Jah-
re 2010 zur Tarifeinheit mit dem
Verweis auf das Grundrecht der
Tarifautonomie nach Artikel 9 Ab-
satz 3 geändert. Anschließend
wurde von der Arbeitgeberseite,
aber auch von Gewerkschaften, al-
len voran vom DGB, der Wunsch
geäußert, die Tarifeinheit gesetz-
lich zu regeln. Das Streikrecht
spielt in diesem Zusammenhang
eine besondere Rolle, da es verfas-
sungsrechtlich garantiert ist und
naturgemäß das schärfste Schwert
einer Gewerkschaft ist. Dieses
Recht muss ihr natürlich weiterhin
zustehen; das steht außer Frage.

Allerdings ist das Streikrecht im
Hinblick auf die weiterentwickelte
tarifrechtliche Situation und auch
in jedem Einzelfall vor dem Hin-
tergrund der Verhältnis-mäßigkeit
zu beleuchten. Hierzu kann der
Gesetzgeber zumindest gewisse
Regeln aufstellen. Insoweit darf
-sicherlich nicht in das Grund-
recht nach Artikel 9 Absatz 3 GG
eingegriffen werden, aber be-
stimmte Ausgestaltungen sind
möglich.

Dies erscheint mir geboten, um
die Interessen der Allgemeinheit
zu wahren; denn gerade am Bei-
spiel der aktuellen Streiks im Ver-
kehrsbereich wird deutlich, dass

nicht nur die Interessen der Tarif-
vertragsparteien zu berücksichti-
gen sind. In der heutigen Zeit ist
die Mobilität für jedermann ein
wichtiges Gut. Die Menschen er-
warten, dass die Verkehrsmittel
zur Verfügung stehen, um ihr eige-
nes Leben organisieren und be-
wältigen zu kön-
nen. Daher sind
auch die Interessen
der Allgemeinheit
im Rahmen der Er-
arbeitung von Lö-
sungen zu berück-
sichtigen.

Wünschenswert
wäre es, wenn die
Tarifvertragspartei-
en diese Problema-
tik im Rahmen der Tarifautono-
mie selber lösen und sich hierzu
an den Verhandlungstisch setzen
würden. Denn es gehört in mei-
nen Augen auch zur Tarifautono-
mie und zum Tarifsystem, Proble-
me zu lösen. In der Vergangenheit
ist dies immer in einem ausgewo-
genen Verhältnis gelungen, und
das hat Deutschland Wohlstand
gebracht. Es kommt nicht von un-
gefähr, dass Deutschland weltweit
das Land mit den nahezu wenigs-
ten Streiks ist. Wir werden darum
auch beneidet.

In diesem Zusammenhang sei
darauf hingewiesen, dass Sparten-
gewerkschaften auch schon zur
Zeit des Grundsatzes der Tarifein-
heit gemäß der Rechtsprechung
des Bundesarbeitsgerichts existier-
ten und die Interessen ihrer Mit-
glieder vertreten haben. Es kann

auch keiner etwas
dagegen haben,
wenn verschiedene
Gewerkschaften ih-
re Zuständigkeiten
untereinander sel-
ber regeln und auf-
teilen – ich halte
dies sogar für wün-
schenswert und ge-
boten, da dies zur
Umsetzung der Ta-

rifautonomie gehört –,und zwar
auf Grundlage von klaren und
einverständlichen Regeln. Es ist
daher mein Wunsch, dass die Pro-
blemstellung hinsichtlich der Ta-
rifeinheit einvernehmlich im Sin-
ne aller Beteiligten gesetzlich ge-
löst wird und dass die Tarifauto-
nomie mit ihrem Streikrecht so-
wie das hohe Gut des Betriebsfrie-
dens gewahrt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jutta Krellmann, DIE LINKE:

Tarifeinheit muss durch
Gewerkschaften erreicht werden

Jutta Krellmann (*1956)
Landesliste Niedersachsen

Als Gewerkschafterin stehe
ich voll und ganz zu dem
Grundsatz der Tarifeinheit.

„Ein Betrieb, eine Gewerkschaft –
ein Betrieb, ein Tarifvertrag“, das
ist das Bild, zu dem ich stehe und
das ich richtig und gut finde. Die
Tarifeinheit muss aber politisch
hergestellt werden, und das ist al-
leine Aufgabe der Gewerkschaften.
Das Problem ist: Jeder Versuch,
die Tarifeinheit gesetzlich festzule-
gen, zu lenken oder zu reglemen-
tieren, ist praktisch ein Eingriff in
die Tariffreiheit. Das lehnen wir
als Linke absolut ab. Hände weg
vom Streikrecht!

Alle bisherigen Redner haben
über die Bahn und über die Luft-
hansa geredet. Dort, wo ich her-
komme, gibt es keine Spartenge-
werkschaften. Es gibt keinen Flug-
hafen, und es gibt keinen Betrieb
der Deutschen Bahn. Bei mir im
Wahlkreis gibt es viele Betriebe,
die zwar von außen aussehen wie
ein einziger Betrieb, aber wenn
man genau hinschaut, stellt man
fest, dass sie nichts anderes als ein
löchriger Schweizer Käse sind.

Ich will ein Beispiel nennen:
Ein Betrieb in Springe, ein Leuch-
tenhersteller, war früher ein Be-
trieb und -Mitglied im Verband
der Metallindustriellen Nieder-
sachsen. Heute ist dieser Betrieb
in zwei Betriebe aufge-spalten. Ei-
ner ist nach hartem Kampf wieder
in den -Arbeitgeberverband einge-
treten – für diesen Teil gilt der Ta-
rifvertrag –, der andere Teil nicht.
Für die „alten“ Beschäftigten gel-
ten noch die ursprünglichen Rege-
lungen, aber jeder, der neu in den
Betrieb reinkommt, hat Pech ge-
habt. Er bekommt weniger Geld
und hat längere Arbeitszeiten als
die anderen Beschäftigten. Nichts
mehr mit Tarifeinheit! Pusteku-
chen! Das haben aber nicht die

Beschäftigten oder die Gewerk-
schaften veranlasst. Das waren die
Arbeitgeber.

Dass sich nun ausgerechnet die
Arbeitgeberverbände für das Prin-
zip „ein Betrieb, eine Gewerk-
schaft“ aussprechen, ist doch völ-
lig unglaubwürdig. Es waren und
sind die Mitgliedsfirmen der Ar-
beitgeberverbände, die entschei-
dend dazu beigetragen haben,
dass die historisch gewachsene Ta-
rifeinheit und damit die Tarifbin-
dung durchlöchert wurden. Die
neoliberale Politik von CDU/CSU,
SPD, FDP und Grünen haben die
Arbeitgeber seit Mitte der 90er-
Jahre zum Anlass genommen, Ta-
rifflucht und Tarifkonkurrenz sys-
tematisch voranzutreiben. Die Ar-
beitgeber haben in den letzten
Jahren nichts unversucht gelassen,
um ganze Betriebe und Beleg-
schaften zu spalten, auszuglie-
dern, gegeneinander in Konkur-
renz zu bringen und im Grunde
zu entsolidarisieren. Jetzt kom-
men genau diese Arbeitgeber
plötzlich wie Kai aus der Kiste
und versuchen, uns weiszuma-
chen, dass sie sich nun darum
kümmern wollen, die Belegschaf-
ten wieder zu einen. Wir führen

hier aus meiner Sicht eine völlig
unglaubwürdige Debatte über die
Themen, die in Deutschland eine
wichtige Rolle spielen.

Frau Nahles ist leider nicht an-
wesend. Ich hätte ihr gerne folgen-
de Frage gestellt: Was glauben Sie
eigentlich, warum die Arbeitgeber
und ihre Verbände so sehr darauf
aus sind, ein Gesetz zur Tarifein-
heit zu bekommen? Was glauben
Sie, warum das so ist? – Sie ma-
chen sich vor unseren Augen gera-
de zu Erfüllungsgehilfen der Ar-
beitgeber. Die aktuellen Streiks
von GDL und Cockpit werden ge-
nutzt, um selbst erzeugte Proble-
me auf dem Rücken der Beschäf-
tigten zu lösen, und zwar nicht
nur auf dem Rücken der Beschäf-
tigten der Bahn und der Lufthan-
sa, sondern auf dem Rücken aller
Beschäftigten in Deutschland.

Ich kenne keine Gewerkschaft,
die streikt um des Streikes willen
und weil es so viel Spaß macht.
Wer das glaubt, hat keine Ahnung,
wie schwierig das ist. Es geht im-
mer um die Verbesserung der Ar-
beits- und Lebens-bedingungen
oder um den Erhalt bestehender
Regelungen. Deshalb: Tarifeinheit
ja, aber ohne Gesetz. Hände weg
vom Streikrecht!

(Beifall bei der LINKEN)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Außerdem sprachen: Michael
Gerdes (SPD), Katja Keul (Bündnis
90/Die Grünen), Tobias Zech (CDU/
CSU) und Hans-Joachim Schabedoth
(SPD).

In der
heutigen Zeit

ist die
Mobilität für

jedermann ein
wichtiges Gut.

Das Interesse
der Unternehmen
am betrieblichen
Frieden ist daher

berechtigter-
weise sehr hoch.

Bekanntes Bild an Bahnhöfen der Republik: Streikankündigung der Lok-
führergewerkschaft GDL © picture-alliance/dpa
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Digitale Agenda
Was ist das?

Die Digitale Agenda - Was ist 
das?
Heute benutzen viele Menschen 
Computer. 
Diese Computer sind meistens 
miteinander vernetzt. 
Und das über das so genannte: 
Inter-Net. 
Das wird in sehr vielen Lebens-
Bereichen so gemacht. 
Die Welt hat sich dadurch verändert. 
Sie wurde immer digitaler.

Was bringt das?
Ein Mensch kann etwas verschicken.
Und zwar über das Inter-Net. 
Das können Texte, Bilder oder Filme 
sein. 
Sie werden in Nachrichten gepackt.
Und dann über das Inter-Net 
verschickt.

Im Inter-Net kann auch etwas gezeigt 
werden. 
Das können Texte, Bilder oder Filme 
sein. 
Das kann sich dann jeder anschauen. 
Jeder, der eine Verbindung hat.

Und zwar eine Verbindung in das 
Inter-Net.

Das Inter-Net ist deshalb sehr 
wichtig. 
Und das in allen Lebens-Bereichen.
Vor allem auch beim Arbeiten. 
Deshalb soll das Inter-Net gut 
funktionieren.

Dazu gehört: 
1. 
Es soll sehr schnell sein. 
Denn:  
Dadurch kann viel erreicht werden. 
Die Unternehmen in Deutschland 
können besser arbeiten. 
Sie können also zum Beispiel mehr 
herstellen. 
Und sie können dann mehr 
Menschen beschäftigen. 
Dem Land Deutschland geht es dann 
gut.

2.  
Es soll sicherer werden. 
Denn: 
Nur dann haben die Menschen 
Vertrauen.

leicht  

erklärt!
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Und zwar in das Inter-Net. 
Und nur dann kann das Inter-Net 
nützlich sein.

Die Ziele von der Regierung
Jeder Mensch soll die gleichen Rechte 
haben. 
Und die gleichen Chancen.

Die Regierung will daher etwas 
erreichen: 
Jeder Mensch soll ein gutes Inter-Net 
haben. 
In den großen Städten 
Aber auch auf dem Land. 
Dadurch hat jeder die Möglichkeit: 
Das Inter-Net kann so gut wie 
möglich genutzt werden.

Die Vorteile
1. Bildung 
Durch das Inter-Net gibt es viele 
Möglichkeiten. 
Und das in allen Lebens-Bereichen: 
In der Freizeit. 
Und auch beim Arbeiten.

Das ist auch gut für Kinder und 
junge Menschen. 
Sie müssen aber darauf vorbereitet 
werden. 
Und das in der Schule und in der 
Universität.

Sie sollen hier lernen: 
Wie geht man mit einem Computer 
um? 
Und: 
Für was kann man den Computer 
einsetzen. 
Das soll vor allem dadurch passieren: 
Der Computer wird ein Teil vom 
Unterricht. 
Also ein Werk-Zeug.

2. Teilhabe  
Man kann sich im Inter-Net gut 
informieren. 
Und zwar über viele Dinge. 
So kann man sich eine Meinung 
bilden. 

Und wenn man eine Meinung hat, 
kann man seine Umgebung gut 
mitgestalten. 
Und man kann überall teil-haben.

3. Arbeit 
Computer und Inter-Net haben die 
Arbeit verändert. 
Und sie werden sie immer weiter 
verändern.

Das meint: 
a) Wie arbeitet man? 
Computer und Inter-Net helfen sehr 
bei der Arbeit. 
Und das in sehr vielen Arbeits-
Bereichen.

Dadurch wurde geschafft: 
Man kann mehr erreichen. 
Und das durch die Arbeit. 
Man nennt das Effizienz.

b) Was arbeitet man? 
Es sind viele Arbeits-Bereiche dazu 
gekommen. 
Und das durch Computer und Inter-
Net. 
Es werden immer mehr. 
Und das in der nächsten Zeit. 
Denn: 
Computer und Inter-Net werden 
immer mehr eingesetzt.

4. Forschung 
Auch Forscher nutzen das Inter-Net. 
Sie können sich dadurch eng 
vernetzen. 
Und zwar mit anderen Forschern. 
Sie können sich so ganz leicht 
austauschen. 
Sie können sich gegenseitig helfen. 
Und sie können gemeinsam schneller 
Dinge herausfinden. 
Dazu soll auch das Inter-Net selbst 
gehören. 
Und die Möglichkeiten, die das Inter-
Net bietet.

5. Medizin 
Es hilft auch sehr in der Medizin. 



Röntgen-Bilder und Krankheits-
Berichte können schnell verschickt 
werden. 
Und: 
Ärzte können sich schnell einen Rat 
einholen. 
Und zwar von einem anderen Arzt.

Und auch in anderen Bereichen hilft 
es sehr. 
Zum Beispiel: 
Bei der Verteilung vom Strom. 
Oder bei der Nutzung von 
Erneuerbaren Energien. 
Das ist zum Beispiel Wind-Kraft.
Die Energien können so gut genutzt 
werden. 
Und sie können gut verteilt werden.

Die Gefahren
Im Computer wurden viele Daten 
gespeichert. 
Aus diesen Daten kann man viel 
erfahren. 
Und zwar: 
Welche Gewohnheiten hat der 
Mensch? 
Der Mensch, der das Inter-Net 
benutzt. 
Oder: 
Was wird der Mensch vielleicht als 
nächstes tun? 
Denn man kann sehen: 
Was hat er vorher schon im Inter-Net 
gemacht?

Das schreckt viele Menschen ab. 
Sie finden: 
Meine Daten werden missbraucht. 
Sie haben also nur wenig Vertrauen.  
Und das in das Inter-Net.

Es ist auch schon oft etwas passiert.
Vor allem dabei: 
1. Einkaufen im Inter-Net 
Hier muss man oft etwas angeben.
Nämlich  
• die Konto-Daten, 
• die Adresse 
• und das, was man kaufen möchte. 

Man zeigt also:  
Das mag ich gerne.

2. Online-Banking 
Man kann im Inter-Net viele Dinge 
tun. 
Auch Dinge, die man früher nur bei 
der Bank machen konnte. 
Zum Beispiel: 
Geld überweisen.

Dabei werden ganz wichtige Daten 
verschickt. 
Daten, die absolut niemand sehen 
soll. 
Nur die Bank und der Kunde.

Manchmal wurden die Daten aber 
gelesen. 
Und das von anderen Menschen. 
Sie haben damit dann etwas 
Verbotenes gemacht: 
Sie haben Geld gestohlen. 
Und das von dem Konto von dem 
Kunden.

Deshalb sollte jeder überlegen: 
Wie kann man das Inter-Net sicherer 
machen? 
Das kann so funktionieren: 
Daten sollen verschlüsselt werden. 
Das bedeutet: 
Kein anderer kann die Daten lesen. 
Und das im Inter-Net. 
Nur die Person, die sie auch lesen soll.

Wie will die Regierung das machen?
Die Regierung möchte etwas fördern. 
Und zwar das Leben mit Computer 
und Inter-Net. 
Sie hat deshalb einen Plan gemacht. 
Er heißt: 
Digitale Agenda.

1. 
Das Inter-Net soll ausgebaut werden. 
Das sorgt dafür: 
Jeder Mensch in Deutschland hat ein 
schnelles Inter-Net. 
Jeder kann also die Vorteile nutzen.
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Nämlich die Vorteile, die das Inter-
Net mit sich bringt.
Auch die Menschen, die auf dem 
Land leben.

2. 
Die Regierung will das Inter-Net 
mehr nutzen.
So möchte sie den Leuten noch 
besser zeigen:
Das machen wir.

Und sie will die Arbeit verbessern.
Und das in ihrem Bereich.
Dazu gehört auch:
Die Verwaltung von Deutschland.
Das kann besser funktionieren.
Und zwar, wenn alle Verwaltungs-
Stellen noch besser miteinander 
verbunden sind.
Und das über das Inter-Net.

Vieles ist dann leichter.
Und zwar für die Mitarbeiter von der 
Verwaltung.
Aber auch für die Bürger.
Die Bürger, die sich an die 
Verwaltung wenden.

3. 
Die Regierung möchte erreichen.
Jeder Mensch soll in der Lage sein.
Und zwar dazu, das Inter-Net zu 
nutzen.
Auch junge Menschen.

Dabei sollen sie begleitet werden.
Denn sie müssen erst lernen:
Wie geht man mit dem Inter-Net 
um?

Im Inter-Net gibt es aber auch viele
schlechte Inhalte.
Sie können den Kindern schaden.
Die Kinder müssen geschützt werden. 
Die Regierung möchte dabei helfen.
Sie will Angebote machen.
Und sie möchte ein Gesetz machen.
Das Gesetz heißt:
Jugend-Medien-Schutz.
Wie kann man die Kinder schützen?

Zum Beispiel durch Programme.
Programme, die nur bestimmte Teile 
vom Inter-Net freigeben.
Deshalb möchte die Regierung:
Unternehmen sollen solche 
Programme entwickeln.

Und die jungen Menschen sollen 
lernen:
Man sollte nur wenige Daten 
herausgeben. 
Und das im Inter-Net.
Denn:
Das kann gefährlich sein.
Die Regierung will daher aufk lären.
Und zwar über die Gefahren.

4. 
Und die Regierung möchte auch:
Unternehmen sollen für etwas 
sorgen.
Und zwar für ein sicheres Inter-Net.
Sicher heißt:
Die Daten von den Benutzern sollen 
geschützt werden.
Es soll ausgeschlossen werden:
Die Daten werden auch zu anderen 
Zwecken benutzt.
Zwecke, von denen der Benutzer 
nichts weiß.

Weitere Informationen in leichter 
Sprache gibt es unter:
www.bundestag.de/leichte_sprache

leicht 
erklärt!


